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Leadership and Communication Training in English

Kaderschule
die Führungsschule der Schweizer Maschinen-, Elektro- und Metallindustrie

Leadership basics

•		The	characteristics	of	managers	and	 
leaders

•		The	4	pillars	of	effective	managerial	
leadership:	communication,	trust,	 
emotional	intelligence

Making meetings successful

•		Chairing	and	participating	in	meetings
•		Effective	communication	and	meeting	

techniques
•		Turning	discussion	into	action
•		The	language	of	meetings	incl.	diplo­

matic	language

Powerful Presentations

•		Focussing	on	your	audience
•		Preparing	for	speeches
•		Coping	with	stage	fright
•		Using	rhetorical	and	personality	devices
•		Skillfully	using	presentation	media		

Negotiating Internationally

•		The	language	and	phases	of	 
negotiating

•		Gambits	commonly	used	in	negotiating
•		Culture	and	negotiating
•		Negotiating	exercises

Firmeninterne Ausbildung + Beratung

Die	Swissmem	Kaderschule	führt	auch	zu	
diesen	Themen	massgeschneiderte	Kurse	
für	Firmen	und	Institutionen	durch.	
Urs	Peter	und	Michael	Toepfer	geben	
gerne	Auskunft.

Detaillierte	Informationen	finden	Sie
unter www.swissmem-kaderschule.ch
oder	erhalten	Sie	in	unserem
Schulsekretariat

Swissmem	Kaderschule
Brühlbergstrasse	4,	8400	Winterthur
Tel.	052	260	54	54

«BÜLACHER GLAS»
produzieren wir heute nicht nur in der Schweiz, sondern 
auch in Österreich, Kroatien, Tschechien, in der 
Slowakei und in der Ukraine. www.vetropack.com

Die ABB Technikerschule ist 
° ISO 9001,   BfW  und 

°                      zertifiziert 

Lust auf Bildung? 
 
 

Lust auf Erfolg? 
 
 
 
Sind Sie interessiert? 

Informationsabende 2011 
Montag, 9. Mai   und   Montag, 22 August 2011     jeweils 18.15 Uhr 

Unterlagen / Auskünfte 

Telefon:         058 / 585 33 02 
E-Mail  :         sekretariat@abbts.ch 

ABB Technikerschule 
Fabrikstrasse 1,  5400 Baden 

Ihr Weiterbildungspartner 
für eidg. anerkannte Bildungsgänge zum “Dipl. Techniker HF“ 
 

• Betriebstechnik (einstieg auch mit KV möglich) 

• Logistik (einstieg auch mit KV möglich) 

• Energietechnik 
• Konstruktionstechnik 
• Informatik 
• Systemtechnik 
• Nachdiplomstudium „Executive in Business Engineering“ 

Bleiben Sie nicht stehen - Sichern Sie Ihre Zukunft - Erfolg ist lernbar 

Beginn jeweils Mitte Oktober 
        Vorkurse Mathematik & Englisch ab Juni 2011  



Liebe Leserinnen und Leser

Frauen in Führungspositionen – und 
wie ihr Anteil in Unternehmen erhöht 
werden kann: Dieses Thema setzten 
wir in den Fokus unserer Märzausgabe. 
Wir freuen uns, dass wir in der aktuel-
len Ausgabe mit Jasmin Staiblin eine 
Frau porträtieren können, die es 
schon in jungen Jahren an die Spitze 
geschafft hat. Die Chefin von ABB 
Schweiz sagt im Arbeitgeberinnenge-
spräch, wie sich das Unternehmen  
im kompetitiven Marktumfeld behaup-
tet, wie es die notwendigen qualifi-
zierten Fachkräfte findet und diese im 
«Kampf um die Talente» behalten 
kann: Indem die Firma nachhaltig in 
ihre Attraktivität als Arbeitgeberin  
investiert (Seite 8).

Attraktive Arbeitgeber sein: Dieses 
Ziel haben auch andere Unternehmen. 
Flexible Arbeitsmodelle allgemein 
und Home Office konkret sind wichtige 
Ansatzpunkte. Warum Firmen ihren 
Angestellten die Arbeit von zuhause 
aus ermöglichen, erfahren Sie ab 
Seite 26.

Der demografische Wandel ist mit ein 
Grund, warum sich der Fachkräfte-
mangel weiter verschärfen wird. Nebst 
Effekten auf den Arbeitsmarkt hat  
der Wandel auch gravierende Konse-
quenzen für die Altersvorsorge, so-

wohl für die AHV, also auch für die be-
rufliche Vorsorge (ab Seite 28).

Ein weiteres Mal im Brennpunkt steht 
die Invalidenversicherung und deren 
Sanierung. Das Parlament hat in der 
Frühjahrssession die IV-Revision 6a 
verabschiedet. Deren Ziel ist die «Ein-
gliederung vor Rente» – eine Maxime, 
für die sich die Arbeitgeberschaft ein-
setzt. Lesen Sie ab Seite 14, welche  
Instrumente für die Arbeitsmarktinte-
gration zur Verfügung stehen. An-
hand konkreter Firmenbeispiele stel-
len wir dar, wie Eingliederung vor 
Rente funktioniert – und dass sich die 
Beschäftigung von Leistungseinge-
schränkten lohnt. Doch brauchen auch 
andere Bevölkerungsgruppen Unter-
stützung, um den Weg in den Arbeits-
markt zu finden. Das zeigt unser  
dritter Beitrag im Brennpunkt über die 
Jugendwerkstatt «Work and Box».

Und auch wenn der Frühling Einzug 
hält und die Fahrt in die Schneeberge 
in den Hintergrund rückt: Eine Fahrt 
mit der Jungfraubahn zum «Top of Eu-
rope» ist das ganze Jahr über eine  
Attraktion. Lesen Sie in unserem Port-
rät der Jungfraubahn, warum dieses 
Unternehmen seit bald 100 Jahren ein 
Pionier ist und welche neuen Projekte 
es plant (Seite 22).

Bedeutend jünger ist die Firma Fort-
ress Paper in Vancouver. CEO Chad 
Wasilenkoff produziert unter anderem 
auch Sicherheitspapier für Schweizer 
Banknoten – und profitiert von der glo
balen Geldmengen-Ausdehnung.  
Erfahren Sie mehr über seinen Werde-
gang, seine Motivation und seine  
Meinung über gute Unternehmer 
(Seite 33).

Ich wünsche Ihnen eine spannende 
Lektüre.

Attraktive Arbeitgeber
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Quelques changements importants  
en procédure civile

Le Code de procédure civile suisse (CPC), 
entré en vigueur le 1er janvier 2011, bien 
différent de ce que fut la Loi de procé-
dure civile genevoise (LPC), implique 
aussi des modifications importantes 
en procédure prud’homale. Il faut en 
effet savoir que la Loi genevoise sur la 
juridiction des prud’hommes (LJP), du 
25 février 1999, a, elle aussi, vécu et 
qu’elle a été remplacée par la Loi sur 
le Tribunal des prud’hommes (LTPH), 
entrée en vigueur le 1er janvier 2011, 
soit en même temps que le CPC au ni-
veau suisse.  Page 56

La Chambre vaudoise  
du commerce et de l’industrie (CVCI)
Avec ses infrastructures, ses universités et hautes écoles, sa stabilité politique  
et sa douceur de vivre, le canton de Vaud offre de nombreux atouts aux entre-
prises. Soucieuse de contribuer au développement d’un contexte  favorable aux 
affaires, la Chambre vaudoise du commerce et de l’industrie s’est donné pour 
mission d’optimiser les conditions-cadres favorables à une croissance harmo-
nieuse du secteur privé. Mais son rôle ne s’arrête pas là: la CVCI s’emploie égale-
ment à fournir à ses membres un éventail de services utiles à la marche de leurs 
affaires.  Page 62

Oui à une révision durable de l’AI et à 
l’intégration dans le marché du travail
La 6e révision de l’AI permettra d’in
sérer davantage de personnes sur 
le marché primaire du travail. Des 
mesures d’insertion – placements 
à l’essai et règles de protection, 
p. ex. – doivent permettre d’attein-
dre cet ambitieux objectif. Le pa-
tronat soutient le principe: «la réa-
daptation prime la rente». Il est 
pleinement disposé à contribuer à 
la mise en œuvre.  Page 48

Un entrepreneur qui a du flair
La société Fortress Paper à Vancouver produit notamment du papier sécurisé 
destiné à la fabrication de billets de banque, en Suisse également. Son CEO, 
Chad Wasilenkoff, profite pleinement de la politique monétaire expansionniste 
des banques centrales.  Page 64
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Jasmin Staiblin über Ziele  
und Vorzüge von ABB Schweiz

ABB Schweiz behauptet sich mit Erfolg 
auf den weltweiten Märkten für Ener-
gie- und Automationstechnik. Jasim 
Staiblin ist seit 2006 Chefin des Unter-
nehmens mit Sitz in Baden. Im Arbeit-
geberinnen-Gespräch äussert sie sich 
zu den Zielen und dem Potenzial der 
Märkte, aber auch zur Attraktivität der 
Arbeitgeberin ABB, der Rekrutierung 
von Personal und Frauen in Top-Posi-
tionen.  Seite 8

Im Brennpunkt : Die Integration 
in den Arbeitsmarkt nützt allen
Die Rückführung von Rentenbezügern ins Erwerbsleben ist ein zentrales Anlie-
gen der IV-Revision und auch des Schweizerischen Arbeitgeberverbands. Sie ist 
die Voraussetzung, dass eine nachhaltige Sanierung der IV möglich ist. Integra-
tion in den Arbeitsmarkt wird aber auch von Unternehmen gefördert – oder von 
privaten Institutionen, die sich Jungen mit Problemen widmen. Mehr dazu im 
Brennpunkt:  Ab Seite 14

Mit Zuversicht in die Zukunft :  
Schweizerische Metall-Union (SMU)
Die SMU hat sich als starker und ver-
lässlicher Arbeitgeberverband für die 
Branchen Landtechnik, Metallbau und 
Hufschmiede profiliert. Er ist in der 
Verbandslandschaft gut positioniert 
und kooperiert auch eng mit euro
päischen Partnern. Direktor Gregor 
Saladin äussert sich zu den aktuellen 
Schwerpunkten und Zielen – insbe-
sondere in den Bereichen Nachwuchs-
förderung, Ausbildung und Sozialpart-
nerschaft.  Seite 34

Pionier am Berg: Die Jungfraubahn 
rollt seit bald 100 Jahren
Die Jungfraubahn wird nächstes Jahr 100-jährig und gehört zu den Pionier-Un-
ternehmen im Schweizer Tourismus. Immer wieder werden spektakuläre Pro-
jekte aufgegeleist. Jetzt plant CEO Urs Kessler von der Jungfraubahn Holding 
einen neuen Aussichtspavillon – als Attraktion für die vielen Gäste aus aller Welt, 
die zum höchsten Bahnhof Europas fahren.  Seite 22
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Der Esprix Swiss Excellence Award und 
der Esprix-Preis gelten als höchste Aus-
zeichnungen für nachhaltige unter-

nehmerische Exzellenz, umfassende 
Leistungsfähigkeit und hohe Wettbe-
werbsstärke. Der Esprix Swiss Excel-

lence Award 2011 geht an den Ge-
schäftsbereich Schaden Zurich Schweiz. 
Esprix-Preisträger ist das Grand Casino 
Baden. Bundesrätin Eveline Widmer-
Schlumpf hat die Preise als Zeichen 
einer konsequenten und nachhaltigen 
Ausrichtung auf Exzellenz in allen As-
pekten unternehmerischer Tätigkeit am 
Esprix Forum für Excellence 2011 über-
reicht.

Für Hans-Ulrich Vollenweider, Leiter 
Geschäftsbereich Schaden Zurich 
Schweiz, ist die Esprix-Auszeichnung 
eine grosse Wertschätzung für die Mit-
arbeitenden. Detlef Brose, CEO des 
Grand-Casino Baden, bezeichnete den 
Preis als nachhaltigen Motivationsschub, 
der die «Plan-Do-Check-Act»-Grund-
haltung der Mitarbeitenden auf allen 
Ebenen fördere.

Das diesjährige Esprix-Forum wid-
mete sich dem Thema «Die 4. Dimen-
sion – Es ist Zeit für eine neue Zeit». 3
(S. O.)
 
www.esprix.ch

Esprix Swiss Excellence Award 2011 verliehen
Der Esprix Swiss Excellence Award 2011 geht an den Geschäftsbereich Schaden Zurich Schweiz,  
der Esprix-Preis an das Grand Casino Baden.
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Hans-Ulrich Vollenweider, Leiter Geschäftsbereich Schaden Zurich Schweiz,  
Bundesrätin Eveline Widmer-Schlumpf und Detlef Brose, CEO Grand Casino Baden (v. l. n. r).

Ein Jahr nach der offiziellen Lancierung 
in New York wurden die sieben Prinzi-
pien zur Stärkung von Frauen im Er-
werbsleben und in der Gemeinschaft 
Mitte März in der Schweiz erstmals 
vorgestellt. Sie basieren auf einer ge-
meinsamen Initiative von UN Global 
Compact und UN Women.

Die sieben Prinzipien beinhalten 
unter anderem eine gleichstellungs-
freundliche Führungskultur, die Siche-
rung des Wohlergehens der Arbeitneh-
menden und die diskriminierungsfreie 
Förderung der Aus- und Weiterbildung 
sowie der beruflichen Entwicklung. In-
tegriert ist auch das Engagement au-

sserhalb des Unternehmens, beispiels-
weise mit der Unterstützung für 
selbstständig erwerbende Frauen.

Diese freiwilligen Prinzipien dienen 
Unternehmen auf der ganzen Welt als 
Leitlinie für die Stärkung der Chancen-
gleichheit. Sie zeigen mögliche Mass-
nahmen auf und stellen anhand von 
Beispielen dar, wie Unternehmen die 
Prinzipien umsetzen. Zentral sei, dass 
sie «durch die konkrete Wirtschaftspra-
xis geprägt sind», erklärten Ursula Wyn
hoven von UN Global Compact und 
Joan Libby Hawk von UN Women an 
der Lancierungsveranstaltung in Zürich. 
Und dass Unternehmen mit der Chan-

cengleichheit gleichzeitig ihre Markt-
position stärkten. Denn: Gleichstellung 
zahle sich aus, auch für Unternehmen, 
wie eine zunehmende Zahl von Studien 
zeige.

Die Trägerschaft der Lancierungsver-
anstaltung, der rund 200 Personen bei-
wohnten, setzt sich zusammen aus dem 
Eidgenössischen Departement für aus-
wärtige Angelegenheiten (EDA), UN 
Women Nationales Komitee und UN 
Global Compact Netzwerk Schweiz. 3
(S. O.)

www.unwomen.ch 
www.unglobalcompact.ch

Schweiz: « Women’s Empowerment Principles » lanciert
Die «Women’s Empowerment Principles» (WEP) von UN Global Compact und UN Women sind in 
der Schweiz lanciert worden. Weltweit haben sich bis jetzt über 160 Unternehmensleitende 
mit ihrer Unterschrift zur Anwendung der WEP bekannt.
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AU S B L I C K

Beschäftigungs-Prognose: 
Vorsichtige Arbeitgeber

Die Arbeitgeber sind mit Blick auf die 
Beschäftigung im 2. Quartal 2011 
zurückhaltend. Das zeigt das neuste 
Arbeitsmarktbarometer von Manpower.

6 Prozent der 753 befragten Arbeitgeber rech-
nen für das 2. Quartal mit einem Anstieg ihrer 
Beschäftigtenzahlen. 3 Prozent gehen dage-
gen von einem Rückgang aus, und 87 Prozent 
erwarten keine Veränderung. Die saisonbe-
reinigte Netto-Arbeitsmarktprognose beträgt 
minus 1 Prozent, was dem tiefsten Ergebnis 
seit der Einführung der Manpower-Studie in 
der Schweiz entspricht. Im Quartalsvergleich 
geht der Wert um 1 Prozentpunkt zurück, im 
Jahresvergleich sinkt er um 2 Prozent. Gemäss 
Urs Schüpbach, Generaldirektor von Manpo
wer Schweiz, zeigen die Resultate die aktu-
elle Unsicherheit der Arbeitgeber. Obwohl der 
Binnenmarkt wachse, würden die Exporte 
durch den starken Franken gehemmt.

Optimistische Signale für die kurzfristige 
Konjunktur kommen jedoch vom Seco und 
der Konjunkturforschungsstelle KOF. Die Ex-
perten des Bundes erwarten jetzt ein Wachs-
tum des BIP von 2,1 Prozent für das laufende 
Jahr, das sind 0,6 Prozent mehr als noch im 
Dezember. Die KOF hat ihre Prognose jüngst 
auf ein BIP-Wachstum von 2 Prozent (plus 
0,3 Prozent) angehoben, während die Ex-
perten von BAK Basel dank der dynami-
schen Binnenkonjunktur jetzt mit einem 
Wachstum des BIP von 2,4 Prozent (vorher 
1,7 Prozent) rechnen.  3  (Pfi.)

Arbeitsmarktbarometer Schweiz

© Manpower, Quelle: Arbeitsmarktbarometer
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Der Swiss Arbeitgeber Award (früher 
Cash Arbeitgeber Award) prämiert jähr­
lich auf der Grundlage einer Mitarbei­
terbefragung die 25 besten Arbeitge­
ber. Der Award wird dieses Jahr bereits 
zum elften Mal vergeben.

Die Nominationen für den Swiss Ar­
beitgeber Award werden aufgrund ei-
ner Studie ermittelt, bei der die Beleg­
schaften ihre eigenen Arbeitgeber zu 
befragten Kriterien bewerten. Im ver­
gangenen Jahr beteiligten sich 88 Un­
ternehmen an der grössten Befragung 
dieser Art in der Schweiz. Partizipie­
rende Unternehmen müssen mindes­
tens 100 Mitarbeitende in der Schweiz 
beziehungsweise im Fürstentum Liech­
tenstein beschäftigen. Den Teilneh­
menden winkt zudem ein Vorteil: Der 

Fragebogen liefert gleichzeitig die 
Grundlage für eine detaillierte Orga­
nisationsanalyse sowie die Identifika­
tion von Stärken und Potenzialen für 
Verbesserungen.

2011 gibt es beim Award einige Neu­
erungen: Der Austausch zwischen den 
teilnehmenden Unternehmen wird in 
einer Online-Community gefördert. 
Der Arbeitgeber Award wird zudem 
neu vom auf Mitarbeiterbefragungen 
spezialisierten Institut Icommit durch­
geführt, unterstützt vom Schweizeri­
schen Arbeitgeberverband und vom 
Wirtschaftsmagazin «Bilanz».

Die Anmeldefrist läuft bis am 13. Mai 
2011. 3 (S.O.)

www.swissarbeitgeberaward.ch

Swiss Arbeitgeber Award :  
Anmeldefrist läuft

Jede vierte beschäftige Person in der 
Schweiz sieht ihren Arbeitsplatz in Ge­
fahr. Gar jede zweite sorgt sich über 
eine zunehmende Arbeitsbelastung. 
Das sind die Ergebnisse des neuen HR-
Barometers 2011 der Universität Zürich 
und der ETH Zürich, dessen Schwer­
punktthema Unsicherheit und Vertrau- 
en ist. Vertrauen erweist sich als wich­
tiges Mittel gegen die Verunsicherung 

der Arbeitnehmenden und die daraus 
entstehenden negativen Folgen. Die 
Studie empfiehlt denn auch Arbeitge­
bern, durch Partizipationsmöglichkei- 
ten und regelmässige Leistungsrück­
meldungen Vertrauen aufzubauen und 
so Unsicherheit zu reduzieren. 3 (Uni-
versität Zürich / ETH Zürich / S. O.)

www.mediadesk.uzh.ch

HR-Barometer 2011 : Viel Unsicherheit 
bei Beschäftigten in der Schweiz

Der Vorstand von Economiesuisse hat 
Hans Hess, Präsident von Swissmem, 
und Christoph Mäder, Präsident von 
SGCI Pharma Schweiz, zu neuen Vize­
präsidenten gewählt. Zusammen mit 
dem bisherigen Vizepräsidenten Patrick 
Odier, Präsident der Schweizerischen 
Bankiervereinigung, komplettieren Hess 
und Mäder das Vizepräsidium von Eco­

nomiesuisse. Präsident Gerold Bührer: 
«Es freut mich ausserordentlich, dass 
wir mit Hans Hess und Christoph Mäder 
zwei ausgewiesene und kompetente 
Unternehmerpersönlichkeiten als Vize­
präsidenten von Economiesuisse ge­
winnen konnten.» 3 (S. O.)

www.economiesuisse.ch

Hans Hess und Christoph Mäder : Neue 
Vizepräsidenten von Economiesuisse
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Eigentlich konnte Swissmem, der Bran-
chenverband der Schweizer Maschinen- 
Elektro- und Metallindustrie (MEM-In-
dustrie) Positives berichten. Die Bestel- 
lungseingänge stiegen gegenüber dem 
Vorjahr um mehr als 15 Prozent, im vier-
ten Quartal sogar um knapp 30 Prozent. 
Im selben Quartal erhöhte sich erstmals 
auch wieder der Umsatz um gut 5 Pro-
zent. Doch liegt er fürs ganze 2010 mit 
minus 1 Prozent unter jenem von 2009 
und noch immer weit unter dem Vor-
krisenniveau (Vergleich zu 2008: minus 
21 Prozent).

Das ist laut Swissmem-Präsident Hans 
Hess jedoch weniger problematisch. 
Das Problem sei vielmehr die Franken-
stärke, die auf die Margen vieler MEM-
Firmen drücke. Eine Umfrage bei Swiss-
mem-Mitgliedfirmen macht die nega- 
tiven Auswirkungen deutlich: 87 Pro- 
zent der antwortenden Firmen gaben 
an, «stark negativ» oder «mittelmässig 
negativ» von der Abwertung des Euros 
betroffen zu sein.

Um keine Aufträge zu verlieren, hätten 
viele Exportfirmen die Preise senken 
müssen, sagte Hess an der Jahresme-
dienkonferenz. 48 Prozent der Firmen 
gaben an, einen operativen Margenver
lust von mehr als 6 Prozentpunkten er-
litten zu haben. Bei einem durchschnitt
lichen MEM-Betrieb, erklärte Hess, führe 
ein solcher Margenverlust ohne Gegen-
massnahmen direkt in die operative 
Verlustzone.

Preiserhöhungen sind 
nur kurzfristig möglich
Paul Oertli, CEO der Oertli Werkzeuge 
AG, erläuterte, wie sich der starke Fran-
ken auf sein Unternehmen auswirkt. 
Ein Teil der Kursverluste beim Export in 
die EU könne durch einen Kursgewinn 
beim Material aus der EU aufgefangen 
werden. Eine weitere Massnahme seien 
Preiserhöhungen gegenüber dem Kun
den. Doch sei dies – wenn überhaupt – 
nur kurzfristig möglich wegen dessen 
Abhängigkeit. Entferne man sich lang-

fristig vom konkurrenzfähigen Preis, 
suche der Kunde einen anderen Liefe-
ranten. Die Gewinnmarge von durch-
schnittlich 6 Prozent erodiere mehr und 
mehr. Dadurch, so Oertli weiter, fehle 
das Geld für kapitalintensive Investitio-
nen zur Steigerung der Produktivität. 
Die Wettbewerbsfähigkeit werde so – 
nebst dem direkten Effekt der Franken-
stärke – auch indirekt beeinträchtigt.

Aus der Umfrage ergab sich, dass die 
überwiegende Mehrheit der Unterneh
men bereits Gegenmassnahmen ergrif
fen hat. Kurzfristig stehen der Einkauf 
von Vorleistungen in Euro, Währungs-
absicherungsgeschäfte und – falls mög
lich – Preiserhöhungen im Vordergrund.

Laut Swissmem-Präsident Hess be-
steht wenig Aussicht auf Besserung an 
der Währungsfront. Die negativen Aus-
wirkungen der Frankenstärke auf die 
exportierenden MEM-Unternehmen 
würden sich 2011 noch akzentuieren. 
Der Margenschwund gehe an die Sub-
stanz der Unternehmen. Nebst kurz-
fristigen Massnahmen fokussieren die 
Unternehmen daher auf ein rigoroses 
Kostenmanagement, die Steigerung 
der Effizienz und auf Innovation.

Die Unternehmen müssten mit guten 
Rahmenbedingungen unterstützt wer-
den, forderte der Swissmem-Präsident. 
Der Verband erwarte von der Politik ei- 
ne konsequente Innovationsförderung 
durch die Kommission für Technologie 
und Innovation (KTI), neue Freihandels-
abkommen, den Verzicht auf weitere 
Erhöhungen der Lohnnebenkosten so
wie den Erhalt der Personenfreizügig-
keit. Von den Importeuren erwarte Swiss
mem, dass sie ihre währungsbedingten 
Gewinne an ihre Kunden weiter gäben 
und ihre Preise entsprechend senkten. 3

Swissmem

Die exportorientierte MEM-Industrie 
leidet unter der Frankenstärke
Die nahe Zukunft der Maschinen-, Elektro- und Metallindustrie sieht schwierig aus – trotz steigenden 
Bestellungseingängen und Umsätzen. Grund ist die Frankenstärke, die auf die Margen drückt. Die Firmen 
reagieren mit einem Bündel von Massnahmen auf die Herausforderung. Der Branchenverband Swissmem 
fordert gute Rahmenbedingungen und eine konsequente Innovationsförderung.  Silvia Oppliger
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Rigoroses Kostenmanagement, Effizienzsteigerungen und Innovation: Mit diesen 
längerfristigen Massnahmen reagieren die MEM-Unternehmen auf die Frankenstärke.



Familienpolitik auf dem Holzweg
Mit einer Verfassungsänderung sollen die Kompetenzen in der Familien­
politik verschoben werden: Weg von Kantonen und Gemeinden – und  
hin zum Bund. Für differenzierte und pragmatische Lösungen ist der Weg 
zur eidgenössischen Uniformierung aber ein Holzweg.  Thomas Daum

Thomas Daum ist 
Direktor des 
Schweizerischen 
Arbeitgeberverbands.

Die politische Tradition der Schweiz versteht 
die Familienpolitik in erster Linie als Ange­
legenheit der Kantone und der Gemeinden. 
Diese haben über Jahrzehnte differenzierte 
Dispositive für die Unterstützung und Förde­
rung der Familien aufgebaut, welche den 
regionalen Möglichkeiten und Bedürfnissen 
angepasst sind.

Seit einigen Jahren drängt nun aber auch der 
Bund in die Familienpolitik, wobei sich die 
Argumente des Ausbaus und der eidgenössi­
schen Harmonisierung des staatlichen Leis­
tungsangebots ergänzen. 2003 lancierte der 
Bund ein auf acht Jahre befristetes Programm, 
in welchem er Finanzhilfen (Anschubfinanzie­
rungen) für den Aufbau von Einrichtungen zur 
familienergänzenden Kinderbetreuung leis­
tete. 2005 wurde im Rahmen einer Änderung 
der Erwerbsersatzordnung die eidgenössische 
Mutterschaftsversicherung realisiert. Seit 2008 
gelten grosszügige schweizerische Minimal­
vorschriften für die Familienzulagen, 2010 ver­
längerte das Parlament das erwähnte Finan­
zierungsprogramm für Kinderkrippen bis 2015, 
und in der zurückliegenden Session beschlos­
sen die Räte die Einführung von Familienzu­
lagen für Selbstständige. Dass die Mehrheit  
der Selbstständigen die Umverteilungsmaschi­
nerie gesetzlicher Familienzulagen ablehnt, 
wurde mit dem Ruf «Ein Kind eine Zulage» vom 

Tisch gewischt. Und der Einwand, der Bund 
könne sich nach über 30 000 neu geschaffenen 
Plätzen wieder aus der Finanzierung der aus­
serfamiliären Kinderbetreuung zurückziehen, 
hatte gegen den Trend zur eidgenössischen 
Familienpolitik keine Chance.

Was bis dahin einzelsprungweise daherkam, 
soll nun strategisch dynamisiert werden. 
Gestützt auf eine parlamentarische Initiative 
gab die nationalrätliche Kommission für Sozia­
les und Gesundheit den Entwurf zu einer Ver­
fassungsbasis für eine umfassende Familien­
politik in die Vernehmlassung. Vorgeschlagen 
wird die Ergänzung der Bundesverfassung mit 
einem Art. 115a, dessen Absatz 2 vorsieht, dass 
Bund und Kantone die Vereinbarkeit von Fami­
lie und Erwerbstätigkeit fördern und insbe­
sondere für ein bedarfsgerechtes Angebot an 
familien- und schulergänzenden Tagesstruk­
turen sorgen sollen. Absatz 3 geht noch einen 
Schritt weiter: «Reichen die Bestrebungen der 
Kantone oder Dritter nicht aus, so legt der 
Bund Grundsätze über die Förderung der Ver­
einbarung von Familie und Erwerbstätigkeit 
fest. Er kann sich finanziell an den Massnahmen 
der Kantone beteiligen.»

Ideologische Aufladung droht
Mit dieser Verfassungsänderung würde dem 
Bund der Hebel für zahlreiche Massnahmen zur 
Förderung der Vereinbarkeit von Beruf und 
Familie in die Hand gegeben, wobei auch an 
rechtliche Verpflichtungen der Arbeitgeber  
zu denken ist. Vor allem aber gewänne der 
Bund die politische Hoheit über ein Thema,  
das bislang primär von den Kantonen und Ge­
meinden bearbeitet wurde. Es liegt auf der 
Hand, dass die Familienpolitik mit dieser Kom­
petenzverschiebung nach Bundesbern ideo­
logisch aufgeladen und viel von ihrem bis­
herigen Pragmatismus verlieren würde. Das 
mag gut sein für die Profilierungsbedürfnisse 
der Parteien. Für die Familienpolitik dagegen 
ist der Weg von der Differenzierung zur eid­
genössischen Uniformierung ein Holzweg. 3
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Der ABB-Konzern ist gut durch die Krise gekom-
men – der Auftragsbestand ist auf einem Höchst-
stand. Wie präsentiert sich die Lage für ABB 
Schweiz?
Jasmin Staiblin: ABB Schweiz hat sich 2010 in einem 
sehr kompetitiven Marktumfeld behauptet. Wir 
konnten den Bestellungseingang um 4 Prozent 
auf 3,61 Milliarden Franken erhöhen und den Um-
satz halten. Zu diesem positiven Ergebnis hat vor 
allem der Bereich Automation beigetragen, der von 
der wachsenden Nachfrage aus der Industrie pro-
fitieren konnte. Im Bereich Energie ist der Bedarf 
an Investitionen zwar ausgewiesen, doch werden 
diese noch immer zurückhaltend getätigt.

Was sind die wichtigsten Ziele für die Zukunft? 
Auf welche Produkte und Märkte konzentriert sich 
ABB Schweiz?
ABB Schweiz liefert über 50 Prozent ihrer Produkte, 
Systeme und Dienstleistungen nach Europa, und 
innerhalb Europas ist die Schweiz unser grösster 
Einzelmarkt. Wir liefern unsere Schlüsseltechnolo-
gien aber auch nach Asien, den Mittleren Osten 
und Nord- und Südamerika. Sie sehen, wir sind mit 
unserem breiten Portfolio im Energie- und Auto-
mationsbereich bereits heute in allen Märkten und 
in allen geografischen Regionen präsent. Trends 
wie Energieeffizienz und Cleantech, die unser Kern-
geschäft sind, bieten weltweit ein grosses Potenzial.

Sie haben 2010 eine neue Produktionsanlage für 
Leistungshalbleiter in Lenzburg in Betrieb genom
men und 150 Millionen in dieses Werk investiert. 
Warum in der Schweiz und nicht zum Beispiel in 
Asien?
Interessant, dass mir diese Frage vom «Schweizer 
Arbeitgeber» gestellt wird (lacht). Der Entscheid, 

150 Millionen Franken in die Halbleiterfertigung in 
Lenzburg zu investieren, war ein strategischer Ent-
scheid und wurde ganz bewusst gefällt. Das Bau-
vorhaben wurde in Rekordzeit bewilligt und um-
gesetzt. ABB Semiconductors ist führend in der 
Herstellung von Hochleistungshalbleitern. Die Halb
leiter werden in über 200 hochkomplexen Arbeits-
schritten im Reinraum produziert. Wir verfügen in 
Lenzburg über ein umfassendes Know-how. Ein 
wichtiger Aspekt ist zudem die Nähe zum For-
schungszentrum in Dättwil und zu unserem Kom-
petenzzentrum für Leistungselektronik in Turgi, das 
die Halbleiter in Produkten einsetzt. Dieses Beispiel 
zeigt, wie sich die Standortfaktoren der Schweiz 
positiv auswirken.

Die Nachfrage nach Produkten für nachhaltige 
Energieversorgung und effiziente Energiesysteme 
nimmt weltweit zu. Wie kann ABB Schweiz davon 
profitieren?
Die Steigerung der Energieeffizienz, eine nachhal-
tige Energieversorgung oder die Verbesserung der 
industriellen Produktivität sind globale Trends – 
und zugleich das Kerngeschäft von ABB. Hier sind 
wir mit unseren Produkten, Systemen und Dienst-
leistungen gut positioniert. Das sind übrigens Be-
reiche, bei denen gerade auch in Europa ein gros
ser Investitionsbedarf und damit ein grosses Po- 
tenzial für ABB besteht.

Der Fachkräftemangel ist überall ein Thema, 
auch in der Industrie. Finden Sie genügend Fach-
kräfte wie Ingenieure – und wo rekrutieren Sie 
die?
Bei ABB Schweiz arbeiten Mitarbeitende aus 80 Na
tionen. Wir rekrutieren in der Schweiz und haupt-
sächlich in Europa. Gute Fachkräfte sind immer 
gesucht. Deshalb investieren wir nachhaltig und 
langfristig in die Attraktivität der Arbeitgeberin 
ABB. Hinzu kommt, dass wir in einem spannenden 
Geschäftsfeld tätig sind und ein multikulturelles, 
innovatives Umfeld bieten. Das wirkt wie ein Ma-
gnet und zieht qualifizierte Fachkräfte an.

Jasmin Staiblin, Chefin von ABB Schweiz

« Wir arbeiten stets daran, 
zwei Schritte voraus zu sein »
Die in den Bereichen Energie und Automation tätige ABB Schweiz hat ein gutes 
Geschäftsjahr hinter sich. Jasmin Staiblin, Vorsitzende der Geschäftsleitung,  
über die Ziele, das Potenzial der Märkte, den Produktionsstandort Schweiz und  
die Anziehungskraft einer «modernen Arbeitgeberin».  Interview: René Pfister

«Wir investieren nachhaltig 
in die Attraktivität 
der Arbeitgeberin ABB.»
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geberin. Es ist wichtig, den Mitarbei-
tenden ein Umfeld zu bieten, in dem 
sich Familie und Karriere vereinbaren 
lassen. Wir haben bei ABB Schweiz bei-
spielsweise 11 Kinderkrippen und einen 
Kindergarten. Zudem erlaubt das ABB-
Arbeitszeitmodell mit Jahresarbeitszeit 
und Langzeitkonto eine flexible Gestal-
tung der Arbeitszeit. Dies sind Ange-
bote, die letztlich dem Arbeitgeber auch 
wieder etwas zurückgeben.

ABB hat eine starke Tradition in Baden. 
Was ist nötig, dass die Firma dieser 
Tradition auch künftig gerecht werden 
und weiter als wichtiger Arbeitgeber 
präsent sein kann?
Wir haben auch eine starke Tradition 
an unseren anderen Standorten und 
sind uns dieser Tradition bewusst. Uns 
geht es aber in erster Linie nicht um 
die Erhaltung von Traditionen, sondern 
um die Schaffung von Innovationen. 
Unser Blick richtet sich stetig in die Zu-
kunft. Als Pioniere arbeiten wir stets 
daran, zwei Schritte voraus zu sein. 3

Freizügigkeit und Kontingente aus Dritt- 
staaten sind politisch immer wieder un- 
ter Druck. Was ist die Position von ABB?
ABB Schweiz ist auf den freien Zugang 
zum Arbeitsmarkt der EU/ EFTA sowie 
von Drittstaaten angewiesen. Ein unbü-
rokratisches und schnelles Bewilligungs-
verfahren ist für uns sehr wichtig.

Was macht ABB Schweiz im Aus- und 
Weiterbildungsbereich?
Aus- und Weiterbildung ist bei ABB 
Schweiz zentral. Zusammen mit den 
Lernzentren LfW, dem grössten Ausbil-
dungsverbund in der schweizerischen 
Maschinen-, Elektro- und Metallindus-
trie, bilden wir jährlich rund 420 Lehr-
linge aus – Automatiker, Polymechani-
ker, Elektroniker oder Informatiker. Dazu 
kommen rund 30 Lernende an unseren 
Standorten in Genf und Schaffhausen. 
Die Lernenden erhalten eine Ausbil-
dung auf Topniveau, die sich an den 
Bedürfnissen der Industrie orientiert. 
Auch die Weiterbildung wird bei uns 
umfassend gefördert, sei es direkt «on 
the Job» oder in internen und externen 
Kursen. Diese Firmenpolitik erlaubt den 
Mitarbeitenden, ihre einmal erworbene 
Ausbildung dem neuesten Stand anzu-
passen, sich weiterzuentwickeln und da-

durch ihre Arbeitsmarkt-
fähigkeit innerhalb und 
ausserhalb des Unterneh-
mens zu erhalten. Die Ini-
tiative liegt allerdings in 
erster Linie bei den Mitarbeitenden: 
Sie müssen ihre Eigenverantwortung 
wahrnehmen, indem sie sich selber um 
ihre Weiterentwicklung bemühen und 
von der Arbeitgeberin entsprechende 
Unterstützung einfordern.

Gesetzliche Frauenquoten für Führungs-
gremien in der Wirtschaft sind politisch 
aktuell. Auch in der Schweiz ist eine Mo-
tion dazu hängig. Was halten Sie von 
solchen Forderungen?
Grundsätzlich ist es gut, dass diese De-
batte geführt wird. Bei allen Diskussio-
nen ist entscheidend, dass die Leistung 
im Zentrum steht. Nicht eine Quote, 
sondern die Qualifizierung muss ent-
scheiden und dies unabhängig von 
Alter, Nationalität oder Geschlecht.

Was macht ABB Schweiz zur Förderung 
der Vereinbarkeit von Familie und Kar-
riere – für Frauen und Männer?
ABB Schweiz macht sehr viel in dieser 
Hinsicht, und ich denke, wir sind hier 
eine vorbildliche und moderne Arbeit-
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Jasmin Staiblin ist seit März 2006 Chefin von ABB Schweiz. 
Sie startete ihre Karriere bei ABB im Forschungszentrum 
in Dättwil – nach dem Studium der Elektrotechnik und 
Physik in Karlsruhe und Stockholm. Die zum ABB-Kon-
zern gehörende ABB Schweiz erzielte 2010 mit rund 6140 
Mitarbeitenden einen Umsatz von 3,6 Milliarden Franken. 
Jasmin Staiblin ist 41-jährig und Mutter eines Kindes.
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Sachverhalt
Die Y. AG mit Sitz in Z. befasst sich mit 
der Herstellung und dem Vertrieb von 
pharmazeutischen und kosmetischen 
Produkten.

Aufgrund eines Vertrags vom 22. Mai 
2006, der am 1. September 2006 in Kraft 
trat, stellte Y. A. als Vertreterin im Aus­
sendienst für die Westschweiz an. Ge­
mäss Vereinbarung zwischen den Par­
teien konnte der Vertrag nach Ablauf 
der Probezeit innert dreimonatiger Frist 
auf Ende eines Monats gekündigt wer­
den. A. bezog einen Monatslohn von 
9500 Franken, der dreizehn Mal ausbe­
zahlt wurde. Ausserdem sah der Vertrag 
eine «Mitarbeiter-Gewinnbeteiligung» 
vor, über deren Bedingungen die Mit­
arbeiterin vor dem Stellenantritt in Form 
eines Zusatzdokuments mit dem Titel 
«xxx» orientiert wurde.

Innerhalb Y. gilt eine stillschweigen-
de Regel, der zufolge der Bonus für das 
abgelaufene Jahr nur entrichtet wird, 
wenn die Parteien das Arbeitsverhält­
nis nicht vor dem 1. Mai des nachfolgen­
den Jahres auflösen. A. war vor ihrem 
Eintritt über diesen Grundsatz infor­
miert worden.

Am 23. Januar 2009 kündigte A. das 
Arbeitsverhältnis per 30. April. Kurz da­
nach wurde sie darauf aufmerksam ge­
macht, dass sie für das Jahr 2008 keinen 
Bonus beanspruchen könne. A. focht 
dieses Vorgehen mit der Behauptung 
an, die Jahresprämie stelle einen Lohn­
bestandteil dar. Y. bestritt diese Ansicht.

Aus den Erwägungen
A. vertritt die Meinung, dass die umstrit­
tene Leistung als Lohnbestandteil im 
Sinne von Art. 322a OR und nicht als 

Gratifikation nach der Definition von 
Art. 322d OR zu betrachten sei. In ihrer 
Argumentation erhebt sie mit Hinweis 
auf Art. 18 OR den Vorwurf einer Verlet­
zung des Gleichberechtigungsprinzips 
unter den Arbeitnehmenden.

2.1.1  Bei Meinungsverschiedenheit be­
treffend die Auslegung einer Willens­
erklärung hat der Richter nach dem 
übereinstimmenden wirklichen Willen 
der Parteien und nicht nach allfälligen 
unrichtigen Bezeichnungen oder Aus­
drucksweisen zu urteilen, die von den 
Vertragspartnern aus Irrtum oder in der 
Absicht gebraucht wurden, die wahre 
Beschaffenheit des Vertrags zu verber­
gen. Gelingt dem Richter diese Abklä­
rung, so hat sich das Bundesgericht 
grundsätzlich gemäss Art. 105 Abs. 1 des 
Bundesrechtspflegegesetzes an seine 
Schlussfolgerung zu halten. Ist der wirk- 
liche Wille der Parteien nicht feststell­
bar oder stimmt ihre Absicht nicht über­
ein, so interpretiert der Richter ihre Er- 
klärungen oder ihr Verhalten nach dem 
Grundsatz von Treu und Glauben. Dies 
bedeutet, dass er herausfinden muss, 
wie eine Aussage oder Handlungswei-
se in gutem Glauben unter Berücksich­
tigung der gegebenen Umstände ver­
standen werden konnte oder musste. 
Aufgrund dieses Vertrauensprinzips wird 
die objektive Bedeutung der Erklärung 
oder des Verhaltens einer Partei ermit­
telt, wobei diese unter Umständen nicht 
ihrer innersten Absicht entspricht. Der 
Vertrauensgrundsatz ist ein rechtlicher 
Begriff, den das Bundesgericht im kon­
kreten Fall in aller Freiheit in Anwen­
dung bringt. Bedingung ist, dass sich 
die Richter an den Inhalt der Willens­

bezeugung und die sachbezogene Fest­
stellung der Umstände halten.

2.1.2  Das Schweizer Recht kennt keine 
spezifische Definition und Behandlung 
des Bonus. Je nach seinen besonderen 
Eigenschaften kann der Bonus als Grati­
fikation im Sinne von Art. 322d OR oder 
als Lohnbestandteil betrachtet werden, 
wobei letzterer als solcher allenfalls 
eine Beteiligung am Betriebsergebnis 
einschliessen kann. Die Zugehörigkeit 
zur einen oder anderen Kategorie hängt 
von den massgebenden Umständen ab. 
Jedenfalls ist die Unterscheidung beider 
Vergütungsarten von grosser Bedeu­
tung, und zwar insbesondere deshalb, 
weil Gratifikationen einer viel lockere­
ren Regelung unterstehen als Lohnbe­
standteile wie der Bonus. Im Gegen­
satz zum Lohn ist die Auszahlung einer 
Gratifikation – wenigstens bis zu einem 
gewissen Grade – dem freien Willen des 
Arbeitgebers überlassen. An sich ist die 
Gratifikation eine völlig freiwillige Leis­
tung, es sei denn, sie sei durch aus­
drückliche Vereinbarung oder konklu­
dentes Verhalten festgelegt worden. 
Auch dann, wenn die Auszahlung fest 
abgemacht worden ist, hat der Arbeit­
geber sie zwar zu leisten, geniesst je­
doch hinsichtlich des zu entrichtenden 
Betrags noch einen gewissen Spiel­
raum.

Besteht keine ausdrückliche Verein­
barung über das Anrecht auf eine Gra­
tifikation, so gilt für den Arbeitgeber 

Urteil

Bonus : Gratifikation 
oder Lohnbestandteil?
Es gibt keine gesetzliche Definition des Bonus. Je nach seiner Ausgestal-
tung kann er als Gratifikation im Sinne von Art. 322d OR oder als Lohn-
bestandteil betrachtet werden. Ein im Verhältnis zum Lohn hoher Bonus 
wird tendenziell als variabler Lohnanteil und damit für den Arbeitgeber 
als auszahlungspflichtig betrachtet, auch wenn dieser regelmässig den 
Vorbehalt der Freiwilligkeit angebracht hat.
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dann eine diesbezügliche Leistungs­
pflicht, wenn er eine solche drei Jahre 
nacheinander ausbezahlt hat, ohne 
den Arbeitnehmenden jedes Mal aus­
drücklich auf deren fakultativen Cha­
rakter aufmerksam zu machen. Unter 
gewissen Umständen schuldet der Ar­
beitgeber die Gratifikation sogar dann, 
wenn er bei jahrelanger Leistung jedes 
Mal den Freiwilligkeitsvorbehalt ange­
bracht hat.

Im vorliegenden Fall stellt die Gratifi­
kation im Vergleich zur Gesamtentlöh­
nung von A. einen relativ bescheidenen, 
zweitrangigen Anteil dar. Im Gegen­
satz dazu wäre eine verhältnismässig 
hohe Sondervergütung, deren Betrag 
dem gesamten Lohn entspräche oder 
diesen sogar übersteigen würde, als 
variabler Lohnanteil und damit für den 
Arbeitgeber als auszahlungspflichtig zu 
betrachten, auch wenn der Vorbehalt 
der Freiwilligkeit regelmässig ange­
bracht wurde. Bei bescheidenen Lohn­
ansätzen kann auch ein geringeres 
Entgelt in Gratifikationsform schon als 
unabdinglicher Lohnbestandteil ange­
sehen werden.

2.2  Aus den konkreten Ermittlungen 
der kantonalen Instanz, die für das Bun­
desgericht verbindlich sind, geht her­
vor, dass der Verwaltungsrat von Y. je­
weils Anfang des Jahres das als Boni 
für das vergangene Jahr auszuzahlen- 
de Gesamtbudget festlegt und die Zu­
teilung an die einzelnen Mitarbeiten­

den, bzw. die konkreten Beträge, zwi- 
schen dem jeweiligen Vorgesetzten und 
dem Personalchef abgesprochen wer­
den, worauf der Marketingleiter sei­
nerseits noch gewisse Korrekturen vor­
nehmen kann. Zu den massgebenden 
Faktoren bei der Bestimmung des Bo­
nus gehören die persönliche Leistung 
des Mitarbeitenden, seine Stellung, die 
Anzahl Dienstjahre, die Treue zum Un­
ternehmen, allenfalls die Anzahl Ab­
senzen. Die Richter haben einwandfrei 
aufgezeigt, dass A. bei den Anstellungs­
gesprächen über die Einzelheiten der 
Bonuszuteilung von Y. informiert wor­
den war. Es konnte auch festgestellt 
werden, dass A. die interne Regelung 
kannte, der zufolge der Bonus für ein 
vergangenes Jahr nur ausbezahlt wurde, 
wenn die Parteien dem Arbeitsverhält­
nis nicht vor dem 1. Mai des folgenden 
Jahres ein Ende setzten.

Erwiesenermassen kannte A. die Art 
der Bonuszuteilung und wusste sehr 
wohl, dass die Beurteilung durch Y. und 
nicht das Betriebsresultat massgebend 
war. Dass sie in ihrer Beweisführung 
der strittigen Klausel mit dem an sich 
irreführenden Titel «Mitarbeiter-Ge­
winnbeteiligung» wider besseres Wis­
sen einen ganz anderen Sinn zu geben 
versucht, spricht aus der Sicht des Ver­
trauensgrundsatzes gegen sie.

Die Bewertungsfreiheit, die sich Y. be­
treffend die Festlegung des Bonus ein­
geräumt hat, ist ein typisches Merkmal 
der Gratifikation. Im vorliegenden Fall 
war eine solche übrigens nur 2006 und 
2007, also weniger als dreimal nachein­
ander entrichtet worden, und ausser­
dem stellte die der Mitarbeiterin zuge­
teilte Summe nur einen kleinen Anteil 
an der Gesamtentlöhnung dar. A. be­
zog einen Jahreslohn von 123 500 Fran­
ken. Im Jahre 2008 belief sich die ge­
samte Bonussumme für ihre Abteilung 
auf 37 000 Franken, was keineswegs be­
deutet, dass sie statt etwa der Hälfte 
des Betrags 30 000 Franken für sich al­
lein hätte beanspruchen können, wie 
dies aus ihrer Forderung hervorgeht, 
denn immerhin ist zu bedenken, dass 
die Belegschaft der Abteilung mehrere 
Mitarbeitende umfasste. Wahrscheinlich 
wäre ihr etwa die Hälfte des für die Ab­
teilung vorgesehenen Bonusbudgets 
zugefallen, also 18 500 Franken, das 

heisst weniger als 15 Prozent ihres Jah­
resgehalts. 2006 hatte A. für vier Mona- 
te Arbeit eine Entschädigung von 3300 
Franken, für das ganze Jahr 2007 eine 
solche von 24 640 Franken kassiert, wo­
bei diese Beträge auch wieder weniger 
als 15 Prozent des festen Jahreslohns 
ausmachten. All diese Angaben deuten 
darauf hin, dass die strittige Leistung 
als Gratifikation im Sinne von Art. 322d 
OR zu verstehen ist.

Entgegen den Behauptungen von A. 
lässt sich keinerlei Ungerechtigkeit in 
der Behandlung der Arbeitnehmenden 
feststellen. Insbesondere besteht kein 
Grund zur Annahme, dass Y. anderen 
Mitarbeitenden, die vor dem 1. Mai des 
folgenden Jahres aus dem Betrieb aus­
getreten waren, einen Bonus für 2008 
zugesprochen hätte. Auch die Recht­
sprechung geht allgemein vom Grund­
satz aus, dass der Arbeitgeber eine Gra­
tifikation nur dann ausbezahlt, wenn 
das Arbeitsverhältnis nicht gekündigt 
worden ist.

Der diesbezügliche Vorwurf ist zu­
rückzuweisen.

Ebenso wenig kann die Beschwerde­
führerin eine Teilzahlung pro rata tem­
poris des betreffenden Bonus fordern, 
da hierzu keine besondere Vereinba­
rung gemäss Art. 322 Abs. 2 OR getrof­
fen worden ist.

Abschliessend ist festzuhalten, dass 
die kantonale Instanz dadurch, dass sie 
die strittige Leistung nicht als Lohnbe­
standteil, sondern als Gratifikation be­
trachtete und der Beschwerdeführerin 
den Anspruch auf Auszahlung aufgrund 
der Vertragskündigung vor dem 1. Mai 
2009 absprach, kein Bundesrecht ver­
letzt hat.

Urteil des Schweizerischen
Bundesgerichts, 1. Dezember 2010

(4A_502/2010)
(Übersetzung aus dem Französischen)
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Sachverhalt
Am 1. Mai 2005 stellte die Y. SA A. als 
Generaldirektor ein. Gemäss Art. 2 des 
Arbeitsvertrags können die Parteien das 
Arbeitsverhältnis jederzeit unter Berück-
sichtigung einer Frist von 180 Tagen auf-
lösen. Im Falle einer Kündigung hat Y. 
das Recht, A. sofort freizustellen. Art. 11 
des Vertrags räumt ausserdem Y. für 
gewisse Fälle die Möglichkeit der frist-
losen Entlassung von A. ein, wobei die 
gültigen Gründe im Einzelnen erwähnt 
sind. Abs. 2 von Art. 11 sieht für den Fall, 
dass sich die Entlassung des Generaldi-
rektors als ungerechtfertigt erweisen 
sollte, einen Anspruch auf eine Entschä-
digung in der Höhe eines Jahressalärs 
vor.

Mit Brief vom 29. Juni 2007 kündigte 
Y. das Arbeitsverhältnis per 30. Juni 2007 
und versprach A. die Auszahlung eines 
Jahreslohns als Entschädigung gemäss 
Art. 11 des Arbeitsvertrags.

A. teilte am 17. August 2007 mit, dass 
er die fristlose Kündigung des Arbeits-
verhältnisses anfechte.

A. vertritt die Meinung, er habe An-
spruch sowohl auf seinen Lohn während 
der sechsmonatigen Kündigungsfrist, 
als auch auf eine Entschädigung wegen 
ungerechtfertigter fristloser Entlassung. 
Nach Auffassung von Y. dagegen ent-
hält die Regelung von Art. 11 Abs. 2 im 
Fall einer fristlosen Entlassung ohne 
gültigen Grund eine alles umfassende 
Abfindung, neben welcher der Kläger 
nicht zusätzlich noch die Entlöhnung 
für ein weiteres halbes Jahr beanspru-
chen kann. Das Gericht konnte keinen 
klaren und übereinstimmenden Willen 
der Parteien ermitteln und musste sich 
deshalb auf eine normative Auslegung 
beschränken. In diesem Sinne vertrat 

das Gericht die Meinung, dass A. die 
Entschädigung wegen ungerechtfertig-
ter fristloser Kündigung nicht mit dem 
Lohnanspruch kumulieren könne, der 
ihm bei einer normalen Kündigung zu-
gestanden hätte, was auch der Ansicht 
mehrerer befragte Zeugen entspricht.

Aus den Erwägungen
2.1  In seinem Beschwerdeschreiben 
wirft A. dem Gericht einzig die Tatsa-
che vor, dass es die Entschädigung für 
die ungerechtfertigte fristlose Kündi-
gung gemäss Art. 11 Abs. 2 des Vertrags 
(Entlöhnung während eines ganzen 
Jahres) nicht mit dem Lohnanspruch 
für die sechsmonatige Frist bei einer 
ordentlichen Kündigung gemäss Art. 2 
des Vertrags kumulieren wollte.

Wäre keine Vertragsklausel vorhan-
den, so hätte A. im Fall einer fristlosen 
Entlassung ohne einen der im Vertrag 
erwähnten Gründe – wie im vorliegen-
den Fall – Anspruch auf Auszahlung sei-
nes Lohns während der Kündigungs-
frist, hier sechs Monate, ferner auf eine 
Entschädigung gemäss Art. 337c Abs. 3 
OR, deren Betrag sechs Monatslöhne 
nicht übersteigen dürfte. Dementspre-
chend erhielte der Angestellte maxi-
mal ein Jahressalär, nämlich sechs Mo-
natsgehälter für die Dauer der ordent- 
lichen Kündigungsfrist und maximal 
noch einmal so viel gemäss Höchstmass 
der gesetzlich festgehaltenen Entschä-
digung.

Die Pflicht zur Entrichtung des Lohns 
während der Dauer der Kündigungs-
frist aufgrund von Art. 337c Abs. 1 OR 
hat insofern einen relativ zwingenden 
Charakter, als eine allfällige Vereinba-
rung der Parteien keine Abänderung 
zuungunsten des Arbeitnehmenden 

beinhalten darf. Obwohl dies in Art. 362 
OR nicht erwähnt wird, geht doch die 
Rechtslehre allgemein von der Voraus-
setzung aus, dass es sich auch bei Ab-
satz 3 von Art. 337c um eine relativ 
zwingende Vorschrift handelt. Wenn wir 
zum Beispiel annehmen, dass – wie im 
vorliegenden Entscheid – einzig der An
spruch auf Entschädigung gemäss Art. 11 
Abs. 2 des Vertrags zum Zug kommt, so 
müsste man feststellen, dass diese ver-
tragliche Vereinbarung den Angestell-
ten gegenüber der gesetzlichen Rege-
lung bevorteilt. In der Tat kann die in 
Art. 337c Abs. 3 OR angesprochene 
Lohnvergütung weniger als sechs Mo-
natssaläre ausmachen und damit für 
den Berechtigten deutlich weniger 
günstig ausfallen. Es erweist sich somit, 
dass die vorliegenden Vertragsklauseln 
durchaus gültig und anwendbar sind.

Wie A. zu Recht bemerkt, liegt die 
Meinungsverschiedenheit der Parteien 
in der Auslegung der genannten Klau-
seln.

Die Vorinstanz ist zum klaren, auch 
für das Bundesgericht verbindlichen 
Schluss gekommen, dass kein klarer, 
übereinstimmender Wille der Parteien 
festgestellt werden konnte. Es ist des-
halb eine Auslegung nach normativen 
Kriterien nach dem Vertrauensprinzip 
vorzunehmen, was eine Rechtsfrage 
darstellt.

Der Zusammenhang zwischen den 
beiden in Frage stehenden Vertrags-
klauseln ist ziemlich unklar, und es lässt 

Urteil

Auslegung konkurrierender 
Bestimmungen
Hat der Arbeitgeber die Wahl zwischen einer Kündigung auf 6 Monate 
mit einer möglichen Freistellung und einer fristlosen Kündigung  
mit einer vereinbarten Entschädigung von 12 Monatslöhnen, kann der  
Arbeitnehmende nicht davon ausgehen, dass der Arbeitgeber die  
finanziellen Folgen dieser Möglichkeiten kumulieren wollte.
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sich aus der blossen Formulierung nicht 
herauslesen, ob sie alternativ oder ku­
mulativ gemeint sind. In englischen Ver­
trägen kommt häufig das Wort «not­
withstanding» vor, das dazu dient, das 
Fehlen jeglichen Zusammenhangs oder 
auch des gegenseitigen Ausschliessens 
zwischen zwei Bestimmungen hervor­
zuheben. Ein solcher Fall liegt hier vor, 
indem einerseits Art. 11 die Möglichkeit 
der fristlosen Kündigung vorsieht, und 
Art. 2 anderseits eine Kündigungsfrist 
von 180 Tagen festlegt. Es lässt sich je­
doch nichts Entscheidendes über den 
Streitpunkt ableiten, der in der Frage 
besteht, ob jede der beiden Klauseln 
für sich als abschliessende und aus­
schliessliche Lösung des jeweils vorge­
sehenen Falls zu betrachten ist, oder 
ob sich die Ansprüche allenfalls kumu­
lieren lassen.

Fest steht, dass die beiden Klauseln 
im Text voneinander getrennt erschei­
nen, was eher darauf schliessen lässt, 
dass zwischen ihnen kein Zusammen­
hang besteht. Art. 2 sieht die Möglich­
keit der ordentlichen Kündigung für 
beide Parteien vor und setzt die zuge­
hörige Kündigungsfrist auf 180 Tage fest. 
Logischerweise wird hinzugefügt, dass 
der Arbeitnehmer während der Kündi­
gungsfrist Anspruch auf Entlöhnung 
hat, da ja der Vertrag bis zum Verfall 
gültig bleibt, auch wenn der Entlassene 
unterdessen von seiner Leistungspflicht 
befreit wird. Art. 11 erteilt dem Arbeit­
geber das einseitige Recht, bei Vorhan­

densein gewisser schwerwiegender 
Umstände gemäss Aufzählung im be­
treffenden Artikel, dem Arbeitnehmer 
den Vertrag mit sofortiger Wirkung zu 
kündigen. Diese besondere Bestim­
mung betrifft, wie man sieht, aus­
schliesslich den Fall der fristlosen Ent­
lassung. Der zweite Absatz von Art. 11 
befasst sich seinerseits mit der Möglich­
keit, dass der angeführte Kündigungs­
grund keinem nach Schweizer Recht, 
insbesondere aufgrund des absolut 
zwingenden Art. 337 OR anerkannten 
Sachverhalt entspricht. In einem solchen 
Fall spricht die Vertragsklausel dem ent­
lassenen Arbeitnehmer eine Vergütung 
in Höhe eines ganzen Jahreslohns zu.

Wenn man sich vergegenwärtigt, dass 
letztere Regelung als Sonderklausel für 
den Fall einer fristlosen Kündigung ohne 
gültige Gründe in den Vertrag aufge­
nommen wurde, so kommt man fast 
automatisch zum Schluss, dass damit 
die finanziellen Folgen der ungerecht­
fertigten Entlassung ein für alle Mal ab­
gegolten sein sollten. Wollte man den 
sechsmonatigen Lohnanspruch nach 
Art. 2 des Vertrags noch hinzuzählen, 
so kämen dabei die Bedingungen für 
den Fall der ordentlichen Kündigung 
mit entsprechender Benachrichtigungs­
frist zur Anwendung, wo doch klarsteht, 
dass unter diesen Umständen die Son­
derklausel für ungerechtfertigte frist­
lose Vertragsauflösung zum Zug kom­
men muss.

Wenn Vertragsklauseln über einen 
Sachverhalt verfügen, der noch ander­
weitig durch nicht zwingendes Recht 
geregelt ist, so muss der Abweichung 
vom bestehenden fakultativen Recht 
ein klarer übereinstimmender Wille der 
Parteien zugrunde liegen, ansonsten 
ist davon auszugehen, dass diese sich 
von der gegebenen Regelung nicht dis­
tanzieren wollten. Wenn etwa die Par­
teien bei einem Möbelverkauf eine ein­
jährige Garantie vereinbaren, so ist damit 
gemeint, dass die Gewährleistung sich 
den Bedingungen von Art. 210 Abs. 1 
OR anpasst. Es wäre absurd, die verein­
barte Garantie zu der gesetzlich vorge­
schlagenen hinzuzählen zu wollen. Wie 
wir gesehen haben, ergibt sich aus der 
kumulativen Anwendung der Absätze 
1 und 3 von Art. 337c OR eine maximal 
mögliche Vergütung von einem Jahres­

lohn. Genau dasselbe finanzielle Ergeb­
nis – hier als absoluter Wert und nicht 
als Höchstwert – erreicht die Regelung 
nach Art. 11 Abs. 2 des Arbeitsvertrags, 
sodass anzunehmen ist, dass die Par­
teien das gesetzlich vorgegebene Ver­
gütungshöchstmass anstrebten.

Es ist auch zu beachten, dass der Ar­
beitgeber das Ziel der Trennung von 
seinem Mitarbeiter durch ordentliche 
Kündigung mit sechsmonatiger Frist 
unter sofortiger Freistellung erreichen 
konnte, wie dies Art. 2 des Arbeitsver­
trags vorsah. In diesem Fall hätte er nur 
sechs Monate Lohn bezahlen müssen. 
Indem er die Lösung der fristlosen Ent­
lassung ohne gültigen Grund gewählt 
hat, legte er sich gewissermassen als 
Strafe, die Verpflichtung auf, einen 
ganzen Jahreslohn bezahlen zu müs­
sen. Müsste er nun noch zusätzlich 
weitere sechs Monate bezahlen, führte 
das zu einer Benachteiligung des Ar­
beitgebers, für die man vergeblich nach 
einem Grund sucht.

Im Übrigen sei darauf hingewiesen, 
dass der Arbeitnehmer als Kläger die Be­
weislast trägt. Ihm also obliegt es dar­
zulegen, dass der übereinstimmende 
Wille der Parteien die kumulative An­
wendung der Regelungen von Art. 11 
Abs. 2 und Art. 2 des Arbeitsvertrags 
anstrebte. Auch wenn hierzu wegen der 
unklaren Abfassung des Texts keine klare 
Deutung möglich ist, muss festgehal­
ten werden, dass es A. nicht gelungen 
ist, eine eindeutige Erklärung des Ar­
beitgebers beizubringen, aus der ge­
schlossen werden könnte, dieser habe 
die Absicht gehabt, die finanziellen Kon­
sequenzen einer gewöhnlichen Kündi­
gung mit denjenigen einer fristlosen 
Kündigung ohne gültigen Grund zu 
kumulieren.

Urteil des Schweizerischen
Bundesgerichts, 10. Januar 2011

(4A_608/2010)
(Übersetzung aus dem Französischen)
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Die Invalidenversicherung (IV) ist mit rund 15 Mil-
liarden Franken verschuldet und schreibt einen 
Jahresverlust von über einer Milliarde Franken. Die 
Sanierung ist dringend. Der Bundesrat hat dazu 
einen Mehrstufen-Plan erstellt, der nun konsequent 
abzuarbeiten ist. Wegleitend ist dabei die Rück-
kehr der IV zu ihrer ursprünglichen Maxime «Ein-
gliederung vor Rente», d. h. die IV soll (wieder) zu 
einer Integrationsversicherung werden. Mit der 
5. IV-Revision wurde dieser Paradigmenwechsel 
eingeleitet, wobei vor allem Instrumente geschaf-
fen wurden, um handicapierte Menschen im Ar
beitsprozess zu behalten.

Die 6. IV-Revision setzt den Umbau zur Integra-
tionsversicherung fort und will namentlich die 
Einstellung von bisherigen Rentenbezügern för-

dern. Mit solchen «Eingliederungen aus der Ren- 
te» soll von 2012 bis 2018 der Bestand von heute 
250 000 (gewichteten) Renten um rund 5 Prozent, 
also 12 500, reduziert werden. Dieses Ziel ist ambi-
tiös, jedoch nicht unmöglich. Zu seiner Erreichung 
braucht es die gemeinsame Anstrengung der Ar-
beitgeber, der IV-Stellen und der Betroffenen. Sie 
alle müssen sich bewusst sein, dass von ihnen ein 
wesentlicher Beitrag zur Beseitigung des struktu-
rellen Defizits der IV bis zum Ablauf der Zusatzfi-
nanzierung Ende 2017 verlangt wird.

Integrationsinstrumente  
der IV-Revision 6a
Der erste Teil der 6. IV-Revision, die sogenannte 
IV-Revision 6a, wurde in der Frühjahrssession vom 
Parlament verabschiedet und soll – vorbehältlich 
eines Referendums – per 1. Januar 2012 in Kraft tre-
ten. Im Zentrum steht das Ziel, vermehrt Behin-
derte in den ersten Arbeitsmarkt zu integrieren. 

Eingliederung vor Rente

Ja zur nachhaltigen IV-Revision und 
zur Integration in den Arbeitsmarkt
Mit der 6. IV-Revision sollen vermehrt Behinderte in den ersten Arbeitsmarkt 
eingegliedert werden. Integrationsmassnahmen wie Arbeitsversuche und 
Auffangregelungen sollen dazu beitragen, das ambitiöse Ziel zu erreichen. Die 
Arbeitgeberschaft unterstützt die Maxime «Eingliederung vor Rente» und  
ist bereit, ihren Teil zur Umsetzung beizutragen.  Roland A. Müller
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In den Arbeitsmarkt integriert: Steven Jacob arbeitet als Elektroplaner, obwohl er Tetraplegiker ist.



Freie Arbeitsplätze sollen mit Behinder­
ten besetzt werden, deren Beeinträchti­
gungen für die Stelle keine Rolle spielen 
oder mit geeigneten Integrationsmass­
nahmen der IV überwunden werden 
können. Dazu wird ein vielfältiges Inst­
rumentarium bereitgestellt, das die 
negativen Anreize für Arbeitgeber und 
Betroffene, die heute der Eingliederung 
ins Erwerbsleben entgegenwirken, ab­
baut.

Arbeitsversuch  
und Auffangregelung
Um den Eingliederungserfolg zu errei­
chen, sieht die Revision u. a. die Mög­
lichkeit eines sogenannten «Arbeitsver­
suchs» während 180 Tagen vor. Dabei 
handelt es sich um eine Massnahme 
der IV und kein Arbeitsverhältnis. Der 
Arbeitsversuch ist daher für beide Sei­
ten ohne Risiko. Der Arbeitgeber kann 
zudem – das ist vor allem für die Ein­
gliederung von psychisch labilen Men­
schen wichtig – bei der Betreuung der 
Betroffenen auf die fachliche Unter­
stützung (Coaching) durch die IV-Stel­
len zählen. Arbeitsversuch, Betreuung 
und weitere Massnahmen bauen per­
sonalpolitische und finanzielle Risiken 
ab, welche bisher manche Arbeitgeber 
daran hinderten, eine Eingliederung zu 
versuchen.

Für die Betroffenen sieht die Revision 
eine dreijährige Auffangregelung für 
den Fall vor, dass die Wiedereingliede­
rung scheitert. Bei einer erneuten, ge­
sundheitsbedingten Leistungseinbusse 
in dieser Dreijahresperiode richtet die 
IV unbürokratisch und rasch eine Über­
gangsleistung aus, und der Invaliditäts­
grad wird neu überprüft. Damit wird 
den bisherigen Ängsten der Betroffe­
nen, bei einem gescheiterten Wieder­
eingliederungsversuch die Rente zu 
verlieren, wirkungsvoll begegnet. Der 
Arbeitgeber seinerseits muss den Ver­
sicherungsfall nicht der Krankentag­
geldversicherung melden und ist da- 
her vor allfälligen Prämienerhöhungen 
oder einer Kündigung seiner Police ge­
schützt.

Schlüsselfunktion der 
kantonalen IV-Stellen
Mit den geschilderten Massnahmen 
werden die Rahmenbedingungen für 

die Eingliederung von (Teil-)Invaliden 
sowohl für die Betroffenen wie für die 
Arbeitgeber grundlegend verbessert. 
Dabei liegt ein wesentlicher Erfolgsfak­
tor für die Erreichung des angestrebten 
Eingliederungsziels in der Beziehung 
zwischen den Arbeitgebern und den 
kantonalen IV-Stellen. Letzteren obliegt 
es, im Prozess der Arbeitsvermittlung, 
also beim Matching zwischen Stellen­
profil sowie Ausbildungs- und Einglie­
derungsprofil des Betroffenen, den 
«Feldkontakt» zu den Arbeitgebern her­
zustellen. Ähnlich wie den Regionalen 
Arbeitsvermittlungszentren (RAV) in der 
Arbeitslosenversicherung kommt ihnen 
im Bereich der IV-Eingliederung eine 
zentrale Bedeutung zu.

Auch private Stellenvermittlungs-
Plattformen im Internet, wie z. B. www.
myhandicap.ch von der Stiftung My­
Handicap («Jobs für Behinderte – Be­
hinderte für Jobs») tragen zur Verbes­
serung des erwähnten Matchings bei. 
Es ist zudem wichtig, in sogenannten 
«Netzwerken Arbeit» (www.netzwerk-
arbeit.ch) den Kontakt unter den Ar­
beitgebern, den IV-Stellen und privaten 
Eingliederungsinstitutionen (z. B. «IPT 
integration für alle» und «Profil – Arbeit 
& Handicap») auszubauen und zu koor­
dinieren.

Sensibilisierung  
aller Stakeholder nötig
Neben den personell verstärkten kan­
tonalen IV-Stellen müssen aber alle am 
Eingliederungsprozess beteiligten Sta­
keholder – Arbeitgeber, Betroffene und 
Mitarbeitende, ja auch die Gesellschaft 
als Ganzes – für die Aufgabe der Wie­
dereingliederung sensibilisiert und mo­
tiviert werden. Dafür sind gezielte Mass­
nahmen in die Wege zu leiten, sei es 
über Verbände, Medien oder andere 
geeignete Informationskanäle. Ein dies­
bezügliches Beispiel ist die Internet­
plattform www.compasso.ch, welche 
die Arbeitgeber über alle Eingliede­
rungsaspekte informiert und Einzel­
beispiele aufgezeigt.

Klares Commitment  
der Arbeitgeber
Der Schweizerische Arbeitgeberver­
band ist überzeugt, dass die neuen ge­
setzlichen Instrumente und ein allge­

meiner Mentalitätswechsel die freiwil- 
ligen Integrationsanstrengungen zum 
Erfolg führen werden. Es ist uns allen 
bewusst, dass die mit der 6. IV-Revision 
anvisierte Rückführung von ca. 17 000 
Rentenbezügern ins Erwerbsleben am- 
bitiös ist. Aber die Sanierung der IV lässt 
uns keine Wahl. Die Arbeitgeberschaft 
ist jedenfalls bereit, ihren Teil zur Um­
setzung der Maxime «Eingliederung vor 
Rente» beizutragen.

Um sie dabei zu unterstützen, muss 
das Massnahmenpaket der IV-Revision 
6a rasch in der Praxis verfügbar sein. 

Das Parlament hat dazu mit der Verab­
schiedung der Vorlage in der Frühjahrs­
session die nötige Arbeit geleistet. Doch 
erste Gegner der Revision haben sich 
bereits zu Wort gemeldet und das Re­
ferendum angekündigt. Sollte dieses 
zustande kommen, wird die Inkraftset­
zung wichtiger Integrationsinstrumente 
verzögert oder gar verhindert. Daran 
kann niemand ein Interesse haben, am 
allerwenigsten die Behinderten, deren 
Chancen zur Eingliederung in den ers­
ten Arbeitsmarkt zum vornherein kom­
promittiert würden.

Kann die IV-Revision 6a planmässig 
am 1. Januar 2012 in Kraft treten, dann 
ist noch ein grosser Informations- und 
Sensibilisierungsaufwand zu leisten, um 
den Arbeitgebern die neuen Eingliede­
rungsmassnahmen nahezubringen. Ne­
ben den bereits erwähnten Aktivitäten 
wird der Schweizerische Arbeitgeber­
verband – zusammen mit Behörden 
und anderen Organisationen – in den 
kommenden Monaten zusätzliche An­
strengungen unternehmen, damit die 
verbesserten gesetzlichen Rahmenbe­
dingungen bestmöglich für die Behin­
dertenintegration genutzt werden. 3

Prof. Dr. iur. Roland A. Müller ist Mitglied  
der Geschäftsleitung des Schweizerischen 
Arbeitgeberverbands.
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Die Beziehung 
zwischen Arbeit­
gebern und IV-
Stellen ist für den 
Erfolg wesentlich.



Wirtschaft und Handicapierte klingt 
nach zwei Bereichen, die sich nur schwer 
unter einen Hut bringen lassen. Effizi­
enz und Einschränkung, Marktführer­
schaft und Mehraufwand, Umsatz und 
Unterstützung: Wie soll das zusammen­
passen? Doch es gibt sie – Manager, 
welche die sozialen Auswirkungen stark 
gewichten, Unternehmer, die aufgrund 
persönlicher Erlebnisse handicapierte 
Menschen integrieren, und Firmen, die 
leistungseingeschränkte Mitarbeitende 
wieder an den Arbeitsplatz begleiten.

SBB : «Unternehmerisch denken, 
sozial handeln»
Zum Beispiel die SBB. Das Grossunter­
nehmen reintegrierte im Jahr 2010 247 
Mitarbeitende nach langer Krankheit 
oder nach schweren Unfällen; im Jahr 
2009 waren es 265 Mitarbeitende ge­

wesen. Dies mit rund 28 000 Mitarbei­
tenden und dank betrieblichem Case 
Management. SBB-Personalchef Markus 
Jordi sagt: «Die SBB nimmt ihre soziale 
Verantwortung wahr: Sie erachtet es 
als ihre primäre Pflicht, alles Mögliche 
zu unternehmen, um Mitarbeitende mit 
gesundheitlichen Einschränkungen im 
Unternehmen zu halten und nicht an 
den Arbeitsmarkt oder an die Sozialver­
sicherungen abzugeben.»

Die SBB orientiert sich am Prinzip 
«unternehmerisch denken, sozial han­
deln». Dass dies keine leere Floskel ist, 
zeigen die Zahlen. Im Jahr 2010 betreute 
das betriebliche Case Management der 
SBB, bei dem rund 26 sogenannte Ge­
sundheits-ManagerInnen Prozesse und 
Zuständigkeiten umsetzen, 1023 Mitar­
beitende. Dabei wurden 438 soge­
nannte «Reintegrationsfälle» abge­

schlossen, wovon 42 Prozent der Be- 
troffenen wieder in ihre angestammte 
Tätigkeit zurückkehren konnten – zum 
Teil mit Anpassungen des Arbeitsplat­
zes. 16 Prozent fanden intern oder ex­
tern eine neue angepasste Tätigkeit, 
und in 42 Prozent der «Fälle» wurde das 
Arbeitsverhältnis aus medizinischen 
oder anderen Gründen aufgelöst.

Mit 1 Franken Aufwand  
gut 6 Franken gespart
Auch die Anzahl Absenzen konnte im 
Grossunternehmen von 2006 bis 2009 – 
weitgehend dank betrieblichem Case 
Management – um 17 Prozent reduziert 
werden. Insbesondere konnte der An­
teil an Absenzen, der auf Mitarbeitende 
mit 90 und mehr kumulierten Abwesen­
heitstagen entfiel, stark reduziert wer­
den. Diese Erfolge wirken sich nachge­

Integration in den Arbeitsmarkt

Es lohnt sich für Arbeitgeber, 
Leistungseingeschränkte zu beschäftigen
Menschen mit Handicap leisten gute Arbeit. Dieser Ansicht sind viele Arbeitgeber in der Schweiz.  
Drei Betriebe – ein grosser, ein mittlerer und ein kleiner – zeigen auf, dass sich die Beschäftigung  
von Leistungseingeschränkten lohnt und was sich mit Gesundheitsmanagement bei Mitarbeitenden 
erreichen lässt.  Jürg Wiler
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Arbeitet trotz Lähmung seit 44 Jahren bei Electrolux: Hanspeter Schlittler.



wiesenermassen auch auf die Kosten 
aus. Im Vergleich zur Situation vor der 
Umsetzung systematischer Reintegra­
tionsbemühungen konnte die SBB zum 
Beispiel im Jahr 2009 bei 1 Franken Auf­
wand für das betriebliche Case Mana­
gement gut 6 Franken an Reintegrati­
onskosten sparen!

Die strengen Sicherheitsauflagen, 
denen viele Stellen bei der Bahn unter­
worfen sind, haben einen stark dämp­
fenden Einfluss auf die Wiedereinglie­
derungsmöglichkeiten von Mitarbei- 
tenden bei der SBB. Da die vorhandenen 
Möglichkeiten der SBB zur Behinder­
tenintegration intern zurzeit voll aus­
geschöpft werden, können Anstellun­
gen von Menschen mit Handicap von 
ausserhalb der SBB nur punktuell im 
Rahmen regulärer Bewerbungen zu­
stande kommen. Sie sind dann Sache 
der Vorgesetzten vor Ort.

Electrolux AG :  
Absenzen stark reduziert
Der Grund, weshalb die Electrolux AG 
im glarnerischen Schwanden im Jahr 
2005 ein betriebliches Gesundheitsma­
nagement einführte, war eine Absen­
zenquote von 3,7 Prozent bei ihren 300 
Mitarbeitenden. Die Firma produziert 
Kochherde und Kochfelder im oberen 
Segment für die Schweiz und den Welt­
markt. Martin Leutenegger, stellvertre­
tender Direktor und Personalverant­
wortlicher erzählt: «Aufgrund des hohen 
Risikos in unserer Firma hätten die Pen­
sionskassenprämien um ein Lohnpro­
zent oder 180 000 Franken erhöht wer­
den müssen. Nach der Einführung un- 
serer Massnahmen war das jedoch 
nicht mehr nötig.»

Damit konnte die Firma bis Ende 
2009 die Absenzen um einen Viertel 
(23,5 Prozent) reduzieren. Sieben Mit­
arbeitende wurden inzwischen schnell 
wieder integriert. Diese Integrationser­
folge wurden auch durch die gute und 
partnerschaftliche Zusammenarbeit mit 
Helsana möglich, die Electrolux AG beim 
betrieblichen Gesundheitsmanagement 
und Case Management aktiv unter­
stützt hat. Insgesamt kann die Glarner 
Firma jährlich 200 000 Franken allein 
an direkten Kosten einsparen. Zudem 
beteiligt sie sich am Pilotprojekt FER, 
welches die wichtige frühe Erfassung 

und Wiedereingliederung von Leis­
tungseingeschränkten zum Ziel hat.

Derzeit sind sechs Handicapierte bei 
Electrolux AG integriert. Sie arbeiten in 
der Produktion, einige waren bereits 
vor dem Eintritt des Handicaps bei der 
Firma angestellt. Einer von ihnen ist 
Hanspeter Schlittler, der seit Geburt von 
der Hüfte an abwärts gelähmt ist. Der 
64-Jährige arbeitet bereits seit 44 Jah­
ren im Betrieb.

«Gesundheitsförderung stärkt 
den Standort Schweiz»
Leutenegger ist überzeugt: «Die Integ­
ration von leistungseingeschränkten 
Menschen lohnt sich, sowohl für die 
Betroffenen als auch für uns als Arbeit­
geber.» Die Mitarbeitenden seien mo­
tiviert und würden gute Leistungen er­
bringen. Zudem lerne die gesamte 
Belegschaft aus eigener Erfahrung, Ver­
antwortung gegenüber Schwächeren 
zu übernehmen und Rücksicht auf sie 
zu nehmen. Das fördere ein gutes sozi­
ales Klima im Betrieb. Und Nachteile? 
Da für die meisten handicapierten Mit­
arbeitenden der Rhythmus an der Mon­
tagelinie zu hoch sei und sie haupt­
sächlich Teilzeit arbeiteten, müssten 
Sonderregelungen getroffen werden. 
«Das ist für uns ein Mehraufwand», sagt 
Leutenegger.

Doch diesen Mehraufwand leistet der 
Personalverantwortliche gerne ange­
sichts des volkswirtschaftlichen As­
pekts bei der Reintegration. «Als Unter­
nehmen haben wir gegenüber unseren 
Mitarbeitenden eine soziale Verantwor­
tung», sagt er, «wir ermöglichen ihnen 
eine Perspektive, dass sie nach Unfall 
oder Krankheit nicht in die Verrentung 
geraten.» Denn damit würden die Be­
troffenen der Allgemeinheit überge­
ben, welche die Kosten zu tragen 
habe. Der stellvertretende Direktor un­

terstreicht: «Wenn die Mitarbeitenden 
bei der betrieblichen Gesundheitsför­
derung mitziehen und damit die Ab­
senzen in den Betrieben reduziert 
werden können, wird der teure Wirt­
schaftsstandort Schweiz gestärkt.»

H & G Meister AG :  
Jeder 7. mit Handicap
H & G Meister AG/Ammer AG aus Zü­
rich und Rümlang beschäftigt seit rund 
30 Jahren Menschen mit einem Handi­
cap. «Wir haben ausschliesslich sehr 
gute Erfahrungen gemacht», unter­
streicht Inhaber Christos Fokas. Das 
73-jährige Familienunternehmen ist in 
der Metallverarbeitung und als Kunst­
stoffspritzwerk tätig. Es beschäftigt 
rund 27 Mitarbeitende, davon 4 mit 
Leistungseinschränkungen. Bereits 
wurde ein handicapierter Mitarbei­
tender pensioniert, und ein anderer 
arbeitet seit über 20 Jahren im Be­
trieb. Dass der Begriff Familie gelebt 
wird, ist Christos Fokas sehr wichtig. 
«Es gibt keine Aufgaben, die speziell 
nur von Handicapierten übernommen 
werden. Jeder wird als gleichwertiger 
Mitarbeitender betrachtet.»

Sein Sohn, Christian Fokas, Mitglied 
der Geschäftsleitung, sieht grundsätz­
lich nur Vorteile bei der Integration: 
«Jeder Mensch hat eine Chance ver­
dient. Loyalität, Eifer und Fleiss, welche 
uns von den betroffenen Mitarbeiten­
den vorgelebt werden, strahlen auf den 
ganzen Betrieb aus.» Nachteile hin­
sichtlich Produktion gebe es keine. Und 
falls ein Angestellter ein Problem mit 
handicapierten Mitarbeitenden habe, 
müsse sich die Firma halt von ihm ver­
abschieden.

Diese Worte zeigen, dass sich Wirt­
schaft und Handicapierte sehr wohl 
unter einen Hut bringen lassen. 3
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FER: Arbeitgeber und Partner kooperieren
Der Schweizerische Arbeitgeberverband und das Bundesamt für Sozialversicherun­
gen unterstützen ein zweijähriges Pilotprojekt in der gesundheitlichen Früher­
fassung und der beruflichen Reintegration (FER). Im Zentrum steht ein Kooperati­
onsmodell zwischen Arbeitgebern und (Sozial-)Versicherungspartnern. Sechs 
Unternehmen nehmen daran teil: Electrolux Schwanden AG, Media Swiss Group, 
Stämpfli AG, Stadt Bern, Schlagenhauf AG, Schneider Umweltservice AG. Weitere 
Informationen: ueli.streit@mind-step.ch und ernst.meier@mind-step.ch  3



18	 b r e n n p u n k t

An manchen Vormittagen steht Adrian 
Häggi allein in seiner Jugendwerkstatt 
«Work and Box», die in einem Industrie-
areal im aargauischen Wildegg liegt. 
Dann greift er zum Telefon, ruft «seine» 
Jungs an: Wo sie seien, der Arbeitstag 
habe vor Längerem begonnen. Auch 
an einem kalten Donnerstag im Januar 
sind nur zwei der fünf Teilnehmenden 
aufgetaucht. Die anderen drei Jungs 
hätten sich krank gemeldet, sagt Häggi. 
Die tiefen Temperaturen liessen das 
glaubwürdiger erscheinen als andere 
Male, schmunzelt er. Aufgeben kennt 
der diplomierte Arbeitsagoge, Job-
Coach und erfahrene Boxer nicht.

Perspektiven für Jugendliche 
in der Sackgasse
Seine Jungs, das sind die schwierigen 
Fälle. «Wir beginnen, wo andere auf
hören», erklärt Leiter Häggi. Türöffner 
heisst seine Non-Profit-Organisation, vor 
knapp zwei Jahren hat er sie gegründet. 
Unterstützung erhielt er von Privatper-
sonen, Unternehmen oder Institutionen, 
die ihm Dienstleistungen oder Materi-
alien zur Verfügung stellten. Häggi: 
«Ohne diese Unterstützung, insbeson-
dere durch die Baufirma Walo Bertschin-
ger, gäbe es Türöffner nicht.»

Türöffner ist eine offiziell anerkannte 
Jugendhilfemassnahme. Sie richtet sich 
an junge Männer ab 14 Jahren. Weitere 
Attribute: kriminell, vorbestraft oder po
lizeiauffällig, gewaltbereit, meist ohne 
Schulabschluss, kaum soziale Integra-
tion, in der Regel mit Sucht- und Schul-
denproblemen. Der Name ist Programm: 
Türöffner soll diesen jungen Männern 
die Türe in den ersten Arbeitsmarkt 
und in die gesellschaftliche Normalität 
öffnen.

Zum Beispiel Marco:* Er ist zwanzig 
Jahre alt, auf Alkoholentzug, ohne Aus-
bildung, gewaltauffällig, lebt von der 
Sozialhilfe. Eines Tages fand die Sozial-
arbeiterin, nun sei Schluss mit Nichts-
tun, und wies ihn Türöffner zu.

Jugendanwaltschaft, Regionale Ar-
beitsvermittlungszentren, IV-Stellen 
oder die Beratungsstelle Team 1155 des 
aargauischen Bildungsdepartements 
sind weitere Behörden, die Häggi ge-
waltauffällige junge Männer zuweisen 
und ihm pro Teilnehmenden eine Ta-
gespauschale bezahlen. Der Auftrag: In 
maximal zwölf Monaten, in denen sie 
sich von Montag bis Freitag von acht 
bis fünf in der Jugendwerkstatt einzu-
finden haben, soll der erfahrene Jugend-
arbeiter sie für den ersten Arbeitsmarkt 
tauglich machen und dabei unterstüt-
zen, eine Lehrstelle oder sonstige An-
stellung zu finden.

Türöffner ist nicht Marcos erste Mass-
nahme zur arbeitsmarktlichen Integra-
tion. Doch ist sie seine letzte Chance, 
Fuss in der Arbeitswelt zu fassen. IV, 
Sozialhilfe, ein Absturz in die Kriminali-
tät sind die Alternative. «Nebst der Tat-
sache, dass das schade wäre um und 

für ihn, lohnt sich die Integration in den 
ersten Arbeitsmarkt auch finanziell», ist 
Häggi überzeugt. «Die Teilnahme in 
meiner Jugendwerkstatt kostet den 
Steuerzahler bedeutend weniger als 
eine dauerhafte Abhängigkeit vom Staat 
oder gar Kriminalität.»

Türöffner bietet eine individuell 
ausgerichtete Betreuung
Es ist keine leichte Aufgabe, die Häggi 
auf sich genommen hat. Wegen des 
leichtesten Hustens blieben die Jungs 
schon zuhause. Sie seien es nicht ge-
wohnt, sich durchzubeissen, eine Arbeit 
zu Ende zu bringen, Probleme vernünf-
tig anzugehen. Und sie neigten dazu, 
ihre Probleme mit Gewalt zu lösen. Da
rum, sagt Häggi, brauchten sie eine in-
dividuell ausgerichtete Betreuung.

Das unterscheide Türöffner von ande-
ren Übergangslösungen für Jugendliche, 
die nach der obligatorischen Schule kei- 
ne Lehrstelle finden. Leiter Häggi: «Es 
reicht bei diesen Jungs nicht, mit ihnen 
Bewerbungen zu schreiben, ihre EDV-
Kenntnisse zu verbessern und hand-
werkliche Geschicklichkeit zu trainie-
ren.» Ihnen fehle es an grundlegenden 

Integration in den Arbeitsmarkt

Chance für gewaltauffällige junge Männer
Sie sind jung und männlich, sie haben keine Ausbildung und keinen Job, und sie neigen zur  
Gewalt: Die Teilnehmer der Jugendhilfemassnahme Türöffner erhalten in der Jugendwerkstatt «Work 
and Box» eine letzte Chance für den Einstieg ins Arbeitsleben – und in die Gesellschaft.  Silvia Oppliger

* Namen von der Redaktion geändert.

Benefizanlass zugunsten von 
«Türöffner – Work and Box» am 4. Mai 2011

Die UGW Unternehmergruppe Wettbewerbsfähigkeit, präsidiert von Walo Bertschin-
ger, und die White Christmas Society führen für «Türöffner – Work and Box» einen 
Benefizanlass durch. Sie werden dabei unterstützt durch die Protectas SA.

Der Anlass findet in der Arena Filmcity im Zürcher Sihlcity statt. Gezeigt wird der 
Film «Friedensschlag – Das Jahr der Entscheidung»: Die Geschichte der jungen 
Männer, die durch das Münchner Projekt von «hand in» den Weg zurück in die Ge-
sellschaft und den Arbeitsmarkt gefunden haben.

Organisation und Anmeldungen für den Benefizanlass laufen über die Blum PR, 
Zürich, info@blum-pr.ch, www.blum-pr.ch  3
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persönlichen und sozialen Kompeten-
zen, die sie für eine normale Arbeits-
stelle brauchten. Zuerst müssten diese 
aufgebaut werden.

Teilnehmer Patric* ist an dem Don-
nerstag damit beschäftigt, Bewerbun-
gen zu verfassen. Unterstützt wird er 
von Job-Coach Beat Hauri. Patric kann 
sich an dem Vormittag kaum konzent-
rieren. Immer wieder springt er auf, geht 
zum Boxsack und bearbeitet diesen mit 
kräftigen gezielten Stössen.

Das Boxen ermöglicht Zugang 
zu den verschlossenen Jungs
Wenn gar nichts mehr geht, wird die 
Arbeit unterbrochen und es geht – wie 
der Name der Jugendwerkstatt ver-
spricht – in den Boxring. «Beim Boxen 
führen wir das, was wir im Gespräch 
und im Alltag mit den Jungs versuchen, 
auf einer nonverbalen Ebene weiter», er- 
klärt Häggi: Die Jungs würden mit sich 
selbst konfrontiert, mit ihren eigenen 
Grenzen. Sie lernten, sich ihren Ängsten 
und Problemen zu stellen und nicht ein-
fach davonzulaufen, ein Ziel vor Augen 
zu haben und dieses mit Ausdauer und 
Durchhaltevermögen zu erreichen. Es 
baue ihre Aggressionen ab und ermög-
liche Zugang zu diesen verschlossenen 
jungen Männern.

Therapeutisches Boxen nennt sich 
das Konzept, das Türöffner vom Verein 
«hand in» in München übernommen hat. 
Dort wird es seit 2002 erfolgreich für 
die Arbeit mit jungen gewaltbereiten 
Männern eingesetzt.

Trainer Thorsten Jägle ist Patrics Ge-
genüber im Boxring. Beim Boxen, sagt 
Häggi, sei Patric ein ganz anderer: sehr 
fokussiert, Bodenhaftung, keine Spur 
von Aggressivität, sondern vielmehr re-
spektvoller Umgang mit dem Gegner. 
«Ziel ist, dass er sich auch ausserhalb 
des Boxrings so verhält», so Häggi.

Patric, 16 Jahre alt, gewaltauffällig und 
regelmässiger Kiffer, wurde vom Team 
1155 zugewiesen. «Bei ihm haben die 
Behörden mir gesagt, dass es durchaus 
auch mehr als 12 Monate gehen kann», 
berichtet Häggi. Patric ist ein schwieri-
ger Fall, doch ist er sich dessen wohl 
nicht bewusst. Er erzählt, dass er sich 

noch am selben Tag auf eine Lehrstelle 
bei einem Maler bewerben und dort 
im Sommer beginnen werde. Häggi sagt 
nichts dazu.

Abgeschlossen ist es für den Leiter 
von «Work and Box» sowieso nie. Auch 
wenn die Jungs seine Jugendwerkstatt 
verlassen, wenn sie eine Lehrstelle oder 
eine Anstellung gefunden haben, be-
gleitet er sie weiter. «Wir sind zwar ihre 
letzte Chance, aber wir selbst geben 
ihnen immer wieder eine Chance, nicht 
nur eine zweite, sondern auch eine 
dritte und eine vierte.»

Das wissen die Arbeitgeber, die mit 
Häggi zusammenarbeiten. Bei ihnen 
können seine Jungs ein Praktikum 

machen, die Arbeitswelt kennenlernen, 
eine Lehre machen oder eine Festan-
stellung bekommen. Wenn es zu Prob-
lemen kommt – und das ist oft der Fall –, 
ist Häggi zur Stelle.

Häggi will den Teilnehmern 
einen Halt geben
Das sei auch für die Jungs wichtig, so 
Häggi: Sie sollten wissen, dass sie sich 
immer wieder an ihn wenden können, 
auch wenn sie etwas Falsches machen. 
Diesen Halt wolle er ihnen geben, damit 
sie sich selbst finden, ihre Persönlich-
keit entwickeln und den Einstieg in die 
Arbeitswelt und damit in die Gesell-
schaft schaffen. 3www.workandbox.ch
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Adrian Häggi (oben rechts) hilft in seiner Jungendwerkstatt «Work and Box» jungen Männern beim 
Einstieg in die Arbeitswelt. Im Bild: Teilnehmer, Mitarbeitende und Besucher von «Work and Box».
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Der neue «Schweizer 
Arbeitgeber» –
die ideale Plattform 
für Ihr Inserat !

S C H W E I Z E R I S C H E R  A R B E I TG E B E R V E R B A N D
U N I O N  PAT R O N A L E  S U I S S E
U N I O N E  S V I Z Z E R A  D E G L I  I M P R E N D I TO R I

September/Septembre 2010

PORTRAIT

La Convention patronale
de l’industrie horlogère

INTERVIEW

Eveline Widmer-Schlumpf:
marché du travail et immigration

IM PORTRÄT

Der Arbeitgeberverband der 
Schweizer Uhrenindustrie (CP)

IM INTERVIEW 

Eveline Widmer-Schlumpf
über Politik und Polarisierung

ARBEITSLOSENVERSICHERUNG

Sanierung 
ist nötig

ASSURANCECHÔMAGE

Réforme
nécessaire

Frau Widmer-Schlumpf, man hört in letzter Zeit 

viel Kritik am Bundesrat, auch seitens der Bevöl-

kerung. Wie beurteilen Sie die Befindlichkeit der 

Schweizerinnen und Schweizer gegenüber ihrer 

Regierung?

Eveline Widmer-Schlumpf: Was man in den  

Medien liest, ist nicht immer deckungsgleich mit 

dem Empfinden der Bevölkerung. In den Medien 

wird vor allem zum Ausdruck gebracht, was nicht 

gut läuft, und solches gibt es natürlich immer. Be-

deutend weniger wird jedoch hervorgehoben, was 

gut funk tioniert, und davon gibt es vieles in der 

Schweiz.

Wir sind in der Öffentlichkeit manchmal Welt-

meister in Sachen Schlechtreden, und das bedaure 

ich. Unterhalte ich mich mit Bürgerinnen und Bür-

gern, sehe ich, dass sie gar nicht so negativ einge-

stellt sind. Sie schauen sogar recht positiv in die 

Zukunft und sind nicht so unzufrieden mit der Ar-

beit des Bundesrats.

Die Schweiz beklagt sich also auf sehr hohem  

Niveau?

Das ist sicher so. Denn klar ist: Wir haben – alle 

miteinander, Bund und Kantone, Arbeitnehmende 

und Arbeitgeber – die schwierige wirtschaftliche 

Situation der letzten zwei Jahre gut bewältigt. In 

anderen Ländern hinterlässt die Finanz- und Wirt-

schaftskrise ganz andere Spuren. Die Schweiz hin-

gegen ist – mit gewissen Ausnahmen – sehr gut 

davongekommen. Das darf uns positiv stimmen.

Kommen wir zur Politik: Sie haben bezüglich UBS-

Staatsvertrag und Minderinitiative kritische Be-

merkungen gegenüber dem Parlament gemacht, 

Probleme würden eher bewirtschaftet als gelöst. 

Waren das zwei Ausnahmen oder geht es weiter in 

diese Richtung?

Ich stelle fest, dass man immer weniger bereit ist, 

Kompromisse einzugehen, um eine Lösung zu fin-

den. Oft werden Fragen verpolitisiert, statt eine 

«Wir müssen zurückfinden 

zur Problemlösung.» Die 

Justizministerin in ihrem 

Arbeitszimmer.

Bundesrätin Eveline Widmer-Schlumpf

« Wir müssen die ALV jetzt 

auf eine gesunde Basis stellen »

Sie fordert die Rückkehr zu tragfähigen Problemlösungen und distanziert sich von Polemik:  

Justizministerin Eveline Widmer-Schlumpf über die Befindlichkeit von Bevölkerung und Politik,  

Arbeitsmarkt und Ausländerpolitik sowie die Reform des Strafrechts.  Interview: Hans Reis und  Silvia Oppliger
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tragfähige und von der Bevölkerung 

akzeptierte Lösung zu suchen. Man stellt 

das Politmarketing der Sache voran. Wir 

müssen wieder zurück finden zur Prob-

lemlösung, das dient der Schweiz viel 

mehr.

Worauf führen Sie diese Verpolitisierung 

zurück?

Heute ist alles öffentlich. Die Medien 

stehen in grosser Konkurrenz zueinan-

der, es geht um Einschaltquoten und 

Leserzahlen. Sie müssen dauernd Neu-

igkeiten und spannende Geschichten 

anbieten. Das wirkt sich natürlich auf 

die Politik aus.

Auch hier ist die Konkurrenzierung 

in den letzten Jahren grösser, und die 

Positionierung an den Polen deutlicher 

geworden. In letzter Zeit hat sich im mer 

wieder gezeigt, dass sich die linken und 

die rechten Parteien aus unterschiedli-

chen Motiven miteinander verbinden. 

Das ist von der Weltanschau ung her oft 

schwer verständlich, aber eine politische 

Realität. Trotzdem müssen wir Mehrhei-

ten für pragmatische Wege suchen, und 

das tun wir auch.

Wir stehen vor einer wichtigen Abstim-

mung: Ende September geht es um die 

Revision der Arbeitslosenversicherung. 

Welches ist die Haltung des Bundesrats 

dazu?

Fakt ist: Die ALV ist mit sieben Milli ar den 

Franken stark überschuldet. Wir kön nen 

die Lösung dieses Problems nicht der 

nächsten Generation übertra gen. Wir 

müssen die ALV jetzt, in einer Phase 

des Aufschwungs, auf eine gesunde Ba-

sis stellen. Die Voraussetzungen für den 

Bezug müssen so geregelt werden, dass 

die Finanzierung längerfristig gesichert 

ist, und die ALV auch in schwierigeren 

Zeiten Lösungen bieten kann.

Zum Thema Ausländer: Einerseits her r-

scht in der Bevölkerung eine gewisse 

Skepsis gegenüber Ausländern, ander-

seits ist die Wirtschaft auf Fachkräfte 

aus dem Ausland angewiesen. Wie be-

wältigt der Bundesrat diesen Spagat?

Der Bundesrat ist sich der Tatsache be-

wusst, dass die Schweizer Wirtschaft 

aus ländische Arbeitskräfte braucht. Je 

nach Lage bekunden einzelne Unter-

nehmen Schwierigkeiten, qualifizierte 

Fachleute in der Schweiz oder auch in 

der EU zu finden. Wir verfolgen die Ent-

wicklung aufmerksam und adaptieren 

die Rah menbedingungen nach Bedarf. 

So trugen wir zum Beispiel Ende 2009 

dem Empfinden der Bevölkerung und 

der damaligen Wirtschafslage Rechnung, 

indem wir vorerst nur die Hälfte der 

Kon tingente für Drittstaatenangehörige 

freigaben. In der Folge wurde klar, dass 

die Situation für die Unternehmen nicht 

trag bar war. Entsprechend gaben wir 

dann bereits Ende April dieses Jahres 

auch die andere Hälfte frei.

Zudem schlägt der Bundesrat jetzt ei- 

 ne Trennung der Kontingente für Dienst-

leistungserbringer aus EU/ EFTA-Staaten 

und für Kurzaufenthalter aus Drittstaa-

ten vor. Wir haben Ende Juni die Ver-

nehmlassung dazu eröffnet. Eine solche 

Trennung erachtet der Bundesrat als 

wichtig, weil die Unternehmen damit 

besser planen können.

Bei der Ausländerskepsis spielen auch 

die kulturellen Unterschiede eine Rolle, 

vor allem im Umgang mit Muslimen. 

Welche Strategie hat der Bundesrat, um 

das Miteinander der verschiedenen Kul-

turen zu fördern?

Der Bund hat zusammen mit den Kan-

tonen grosse Anstrengungen unternom-

men, um die Integration zu fördern. Wir 

führen seit Jahren im Rahmen einer tri-

partiten Agglomerationskonferenz – also 

auf Ebene Bund, Kantone, Gemein den / 

Städte – Diskussionen. Basierend auf 

den Empfehlungen dieser Konferenz hat 

der Bundesrat diesen Frühling ein Kon-

zept zur weiteren Verbesserung der In-

tegrationspolitik vorgestellt, das nun 

mit den Kantonen und Gemeinden um-

gesetzt wird.

Ein wichtiges Element ist zum Beispiel, 

dass künftig neuzuziehende Auslände-

rinnen und Ausländer in einem so ge-

nannten Erstinformationsgespräch auf 

ihre Rechte und Pflichten hingewiesen 

und mit unserer Rechtsordnung vertraut 

gemacht werden. Wir fördern und for-

dern, wir zeigen den Zugewanderten, 

was sie erwarten können, aber auch, was 

wir von ihnen erwarten.

Bezüglich der Integration der musli-

mischen Wohnbevölkerung führe ich 

einen Dialog mit Vertreterinnen und 

Vertretern muslimischer Organisationen. 

Letztlich ist es an uns sicherzustellen, 

dass wir in der Schweiz unabhängig von 

unserer religiösen Auffassung fried lich 

miteinander leben können.

Gelegentlich scheint das Gefühl aufzu-

kommen, dass sich die ausländische 

Wohnbevölkerung aus anderen Kultur-

kreisen zu wenig anpassen muss. Sollten 

wir unsere Rechtsordnung, unsere Wert-

vorstellungen nicht konsequenter durch-

setzen – zum Beispiel beim Schwimm-

unterricht oder bei Schullagern?

Ich setze mich ein für unsere abend-

länd ische Kultur, für unsere Wertvor-

stellungen, für unsere Ideale und für 

unsere Rechtsordnung. Also setze ich 

mich auch dafür ein, dass in einer öffen-

tlichen Schule alle Kinder gleich behan-

delt wer den, folglich alle in den gemisch-

ten Schwimm- und Turnunterricht ge- 

hen oder miteinander in ein Schullager 

fahren. Es gibt keine Ausnahme. Das ist 

für mich selbstverständlich.

Haben Sie sich aus dieser Selbstver-

ständlichkeit heraus gegen ein Burka-

verbot ausgesprochen?

Ich habe mich gegen ein Burkaverbot 

ausgesprochen, weil ich gegen jede 

Art von Vermummung im öffentlichen 

Raum bin. Ich beschränke das nicht auf 

das Religiöse: Ich spreche mich gegen 

jede Form von Totalvermum mung aus, 

wo ich das Gesicht meines Gegenübers, 

dessen Augen und Ausdruck nicht mehr 

Eveline Widmer-Schlumpf, promo-

vierte Juristin und Rechtsanwältin, ist 

seit 1. Januar 2008 Vorsteherin des 

Eidgenössischen Justiz- und Polizei-

departements. Zu vor war sie Mitglied 

des Grossrats des Kantons Graubün-

den und knapp zehn Jahre lang als 

Bündner Regierungsrätin Vorsteherin 

des Departements für Finanzen und 

Gemeinden.

«Die Schweiz 

braucht ausländi-

sche Arbeitskräfte.»
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Keine Frage: Andy Pfanner ist der cools-
 te Schreiner in New York. Cool im Sinne 

von kühl, denn seine Schreinerwerkstatt 
in Brooklyn verfügt als einzige in der 

ganzen Stadt über zentrales Air-Condi-
tioning. In den heissen Sommermonaten, 

wenn andere Handwerker schmachten, 
laufen Pfanners rund 30 An ge stellte 

zur Höchstform auf. «Ohne Kühlung 
wäre ihre Arbeitsleistung 20 bis 30 Pro-

zent niedriger», weiss der 48-jährige 
Auslandschweizer.Und das schenkt ein. Nie hat seine auf 

Innenausbauten spezialisierte Schrei ne-
rei so viel zu tun wie in den Monaten 

Juni bis August. SFA Interiors, so der 
Name von Pfanners Ge schäft, bedient 

vor allem die Reichen und Superreichen, 
die auf ihren Landsitzen in den Hamp-

tons übersommern. Zur Kundschaft zäh-
len Showbiz-Grössen wie die Komiker 

Will Farrell und Jerry Seinfeld, die Sänge-
rin Diana Ross oder die Fernsehköchin 

Martha Stewart, aber auch namenlose 
Wall-Street-Millionäre. Wenn die Herr-

schaften Anfang September in die Stadt 
zurück keh ren, muss der Schrankaus-
bau aus Ze dern holz, das nussbaumfur-

nierte Bademöbel oder die neue Küche 
fertiggestellt sein.

Küchen für 400 000 Dollar
Obwohl er von ihnen lebt, wundert sich 

Pfanner über die ausgefallenen Wün-
sche seiner Kundschaft. In seiner mit 
moderns ten europäischen Maschinen 

ausgestatteten Werkstatt liegen chrom-
stahlumfasste, mit Fiberglasvlies unter-
legte Glas türen für die Schränke einer 

Küche, die 400 000 Dollar kosten wird. 
«Reiche Amerikaner schämen sich nicht, 
ihr Geld auszugeben», sagt er. Das sei 

ein Grund, warum man als Unterneh-
mer hier profitabler wirtschaften könne 

als in der Schweiz.Nach dem Willen des Vaters hätte der 
in Horgen aufgewachsene Andy eine 

Banklehre machen sollen. Doch die Mut-
ter erspürte eine handwerkliche Nei-

gung und ermutigte ihn, sich für die 
Zürcher Lehrwerkstätte für Möbelschrei-
ner zu bewerben. Kaum hatte er erste 

Erfahrungen in einem Betrieb gesam-
melt, folgte Pfanner 1984 dem Job-An-

gebot des prominenten Architekten 
Paul Rudolph nach New York. «Meine 

Mutter meinte, ich sollte die Welt ken-
nen lernen». Es gefiel ihm so gut in der – 

Neuen – Welt, dass er blieb. Die eigene 
Firma gründete er mit Partnern, doch 

dann kaufte er einen nach dem andern 
aus. Finanziell kam er voran, indem er 
nach dem Wall-Street-Crash von 1987 

günstig Immobilien erwarb und später 
mit grossem Gewinn verkaufte. Jetzt 

gehört ihm das Haus mit der Werkstatt, 
und er kann langfristig investieren.Mitarbeitende aus aller Welt

Seine Mitarbeitenden – der dienstältes - 
te ist schon 26 Jahre bei Pfanner – sind 
froh über ihre Jobsicherheit. Sie sind ein 

Spiegel New Yorks: In der Schreinerei 
mischen sich zehn Ethnien, vom aust-

ralischen Ureinwohner und Chinesen 
bis zum Ecuadorianer, Ghanaer oder 

Tschechen. «Was zählt, ist einzig der 
Wille zu arbeiten», sagt ihr Chef. Das 
handwerkliche Können hat er noch je-

dem Willigen beigebracht.Der High-End-Schreiner ist so unter-
nehmungslustig wie weltoffen. Andy 

Pfanner segelt mit seinem Boot im Atlan-
tik, hat in Brasilien ein Holzhaus gebaut 

und verbringt seine Wochenenden auf 
Long Island. Will er je in die Schweiz 

zurückkehren, wo er zwei Woh nungen 
be sitzt? Pfanner lässt es offen. «Ein Zu-

rück gibt es ohnehin nicht», sagt er. «Für 
mich gibt es nur ein Vorwärts.» 3

Andy Pfanner, New York

Er möbelt die Villen der Prominenz auf
Die Innenausbaufirma und Edelschreinerei des Schweizers in Brooklyn profitiert  

vom Geld der Reichen – und vom Air-Conditioning.  Von Martin Suter
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Unternehmungslustig und weltoffen: Andy Pfanner in seiner Schreinerei.

SFA Interiors, Inc.Gegründet: 1987Sitz: New York, Brooklyn (USA)Mitarbeiter: 30Infos: www.sfainteriors.com
USA

Einwohner: ca. 307 MillionenWährung: DollarBIP/Kopf: 46 380 DollarArbeitslosenquote: 9,5 %
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Jetzt gibt es gute Gründe, im «Schweizer 
Arbeitgeber» Werbung zu schalten:

3  Der «Schweizer Arbeitgeber» ist die Zeitschrift des Schweize-
rischen Ar beitgeberverbands, der 100 000 Unternehmungen 
mit rund einer Million Beschäftigten repräsentiert. Die Zeit-
schrift erscheint künftig monatlich – mit modernem Layout 
und neu konzipiertem Inhalt. Sie umfasst einen deutschen 
und einen französischen Teil.

3  Der «Schweizer Arbeitgeber» liefert Informationen zu Unter-
nehmen, Branchen und Verbänden. Er vertieft Themen wie 
Arbeitsmarkt und Arbeitsrecht, Sozialversicherungen und 
Sozialpolitik, Bildung und Karriere oder Arbeit und Gesund-
heit. Er bezieht Stellung, debattiert mit Führungskräften 
und bietet Entscheidungsgrundlagen für Verantwortungs-
träger.

3  Der «Schweizer Arbeitgeber» hat rund 17 000 Leserinnen 
und Leser in der ganzen Schweiz. Mehr als 50 Prozent ge-
hören der obersten Führungsebene an. Die Zeitschrift ge-
niesst bei bei ihrer Leserschaft ein sehr gutes Image und 
steht für Seriosität, Glaubwürdigkeit und Kompetenz.

Nutzen Sie die ausgezeichnete Möglichkeit, für Ihr Unterneh-
men, Ihre Organisation oder Ihre Dienstleistungen zu werben. 

Am besten wenden Sie sich direkt an unsere Inserateagentur:

Lenzin + Partner GmbH

info@lenzinundpartner.ch

www.lenzinundpartner.ch

Telefon 062 844 44 88



Zeit vergeht – und schwupp, gehört der neue 
Mitarbeiter fest dazu.

Das mentale Problem: Die Probezeit wird gar 
nicht als Einstellungsverfahren wahrgenommen. 
Sie gilt allenfalls als arbeitsrechtlich relevanter 
Wurmfortsatz des Einstellungsprozesses, der vor 
der Probezeit abgeschlossen ist und nur in dra-
matischen Fällen zur Revision der Entscheidung 
auffordert. Und dann wird dem Einstellenden 
vorgeworfen, er habe sich geirrt und den Fal-
schen ausgesucht. Wer will das auf sich sitzen 
lassen? Also ignoriert man die Probezeit.

Dagegen möchte ich zur Geltung bringen: Ein-
gestellt wird nach der Probezeit! Oder eben 
nicht. Warum? Welche Vorteile hat die Probe-
zeit? Sie vermeidet das psychologisierende 
Schubladendenken von Kurzzeit-Analysen, sie 
beobachtet Wechselwirkungen, statt ein Ver-
halten personenzentrisch zu verkürzen – und 
sie fokussiert darauf, ob Bewerber zu einer  
Aufgabe in einem bestimmten Umfeld passen. 
Und vor allem: Sie haben als Beobachter ein-
fach länger Zeit. Es ist hilfreich, sein Urteil mög-
lichst lange offenzuhalten, es kritisch zu be
fragen, in unterschiedlichen Situationen zu 
prüfen und sogar zu widerlegen versuchen. 
Genau das leistet die Probezeit. Sie unterläuft 
sowohl die potenzielle Fähigkeit des Bewer-
bers, sich bei Interviews zu verstellen, als auch 
die allzu schnelle Bereitschaft des Beobach- 
ters, sich ein abschliessendes Urteil zu bilden.

Wer da sagt: «Wenn wir derart offensiv mit  
der Probezeit umgehen, werden uns die besten 
Bewerber abspringen», der glaubt erstens 
immer noch, dass es «die Besten» gibt. Zwei-
tens verschliesst er die Augen davor, dass  
der Bewerber vielleicht nicht zum Unternehmen 
passt, wenn er sich nicht auf eine ernst ge
nommene Probezeit einlässt. Und drittens ver-
kauft er das Erstgeburtsrecht einer nachhaltig 
ertragreichen Zukunft gegen das Linsengericht 
des schnellen Einstellungserfolges. 3

D er Erfolg von Unternehmen steht 
und fällt mit der Auswahl der 
richtigen Mitarbeiter. Man ist gut 
beraten, Zeit und Geld nicht 

Jahre nach der Einstellung zu investieren, son-
dern an den Pforten des Unternehmens zu 
platzieren. Kurzum: Die Personalauswahl ist 
die wichtigste Managemententscheidung 
überhaupt. Es gibt aber nur wenige erfolgs
relevante Aufgaben im Unternehmen, die  
derart unprofessionell gehandhabt werden und 
in denen mit weniger Systematik und Ex
pertise vergleichbare Risiken eingegangen 
werden. Bleibt die Frage: Wie denn besser?

Über die personaldiagnostische Leistungsfähig-
keit der Auswahlmethoden kann man Glaubens-
kämpfe führen. Aber einerlei, welche Vorlieben 
Sie haben – die wichtigste ist die Probezeit. 
Eine seriös gehandhabte Probezeit ist meiner 
Erfahrung nach allen anderen Methoden  
prognostisch überlegen. Seriös gehandhabt 
heisst: 1. ernsthaft vorbereitet, 2. intensiv 
begleitet und 3. konsequent ausgewertet.

Es gibt aber erschreckend wenige Führungs-
kräfte, die die Probezeit eines neuen Mitarbei-
ters verantwortungsvoll nutzen. Ist der Neue 
erst einmal am Arbeitsplatz, geht man davon 
aus, dass er schon «irgendwie» der Richtige 
ist und sich vernünftig einarbeitet. Ist die Pro-
bezeit dann zu Ende, heisst es, man könne in 
so kurzer Zeit ohnehin kaum Aussagen ma-
chen. Fast ist man überrascht, wie doch die 

Reinhard K. Sprenger

Probezeit – ernst genommen
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und Autor. Er lebt in Zürich und Santa Fe (USA).
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Spektakuläres Erlebnis vor 
grandioser Kulisse: Eine 
Fahrt mit der Jungfraubahn.

Jungfraubahn Holding AG

Pionier seit bald 100 Jahren
Die Jungfraubahn Holding AG gehört zu den touristischen Vorzeige-Unternehmen der 
Schweiz und hat überraschende neue Projekte aufgegleist. Das passt zum Unternehmen, 
das nächstes Jahr sein 100-Jahr-Jubiläum feiert und mittlerweile jährlich 670 000 Gäste 
aus aller Welt anzieht.  Werner Catrina

«Die neue Sky Lounge ist eine grosse Chance für 
die Jungfraubahn», schwärmt Urs Kessler, Vorsit-
zender der Geschäftsleitung der Jungfraubahn Hol-
ding AG, «wir haben mit der Swisscom Kontakt 
aufgenommen, um an Stelle der Richtstrahlstation 
einen spektakulären Aussichtspavillon auf 3700 
Meter über Meer zu erstellen.» Wie bizarre Pilze 
wirken die Parabolspiegel im steilen Ostgrat der 
Jungfrau, mit denen die Swisscom Signale für TV, 
Radio und Telefon ablenkt und so über den Alpen-
kamm sendet. Was bei der Inbetriebnahme 1954 
der neuste technische Schrei war, ist inzwischen 
eine veraltete Technik, weshalb das Telecomunter-
nehmen diese Relaisstation bis 2013 stilllegt.

«Wir wollen einen Architekten von Weltruf mit 
dem Entwurf des exponierten Bauwerks betrauen», 
erklärt Kessler. Die bestehende Standseilbahn im 
Bergesinnern zur Versorgung der Station soll durch 
einen leistungsfähigen Personentransporter ersetzt 
werden. Das wichtigste Kapital der Jungfraubah-
nen ist die von der Unesco als Welterbe geadelte 

Hochgebirgslandschaft mit dem Aletschgetscher, 
dem mächtigsten Eisstrom der Alpen. Die Jung-
fraubahn Holding AG trägt da eine grosse Verant-
wortung. Bei Neubauten steht sie unter erhöhter 
Beobachtung, weshalb die Sky Lounge im Dialog 
mit den Umweltorganisationen geplant wird.

Eine internationale Marke
CEO Urs Kessler nimmt sich Zeit für ein Gespräch 
über die Zukunftsperspektiven der Jungfraubahn. 
In Gsteigwiler bei Interlaken aufgewachsen, kennt 
er das Bahnbusiness von Grund auf. «Ich hätte nie 
gedacht, dass ich einmal bei den Jungfraubahnen 
arbeiten würde», lacht der 49-Jährige, «als Knabe 
wollte ich Bauer werden.» Doch es kam anders: 
Nach Primar- und Sekundarschule absolvierte er 
eine Lehre als Betriebsdisponent, bei der Bern-
Lötschberg-Simplon-Bahn (BLS) bildete er sich zum 
diplomierten Betriebsdisponenten weiter, machte 
das Handelsdiplom, feilte in England und Italien 
an seinen Sprachkenntnissen – und arbeitete dann 
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zielle Angebote, Gruppen zahlen pro 
Person rund 149 Franken, auch hier gilt 
Halbtax.

2010 reisten rund 670 000 Gäste auf 
das Jungfraujoch. Aus der Schweiz 
185 000, aus dem restlichen Europa 
105 000 und aus Asien 320 000. Die üb­
rigen Gäste kommen aus der ganzen 
Welt. Im Krisenjahr 2009 sind einzelne 
Märkte wie zum Beispiel Südkorea um 
die Hälfte eingebrochen, weshalb das 
Management über den eigenen Schat­
ten sprang und im Inland kurzfristig mit 
Aktionen, zum Beispiel mit Coop, die 
rund 100 000 ausgefallen Gäste aus 
Asien kompensierte. An Spitzentagen 
im Sommer wird das Jungfraujoch re­
gelrecht gestürmt, weshalb die Bahn 
sich jeweils gezwungen sieht, den Zu­
gang auf 5000 Leute zu kontingen­
tieren.

Die Umwelt wird geschont, 
die Gäste werden umsorgt
Umweltschonendes Energiemanage­
ment hat im Unternehmen Priorität. Im 
Sommer muss der Eispalast, eine künst­
liche Eisgrotte im Permafrost, wegen 
der Ausdünstung von Tausenden von 
Gästen auf minus drei Grad klimatisiert 
werden. Mit der Abwärme dieses tech­
nischen Prozesses heizt man Gebäude. 
Durch die Felsnadel, auf der das Sphinx-
Gebäude steht, führt ein als «Wärme­
kamin» wirkender Liftschacht, weshalb 
man das umgebende Gestein technisch 
herunterkühlen muss, damit es nicht 
zerbröselt. Das erzeugt Abwärme, die 
man zum Aufheizen von Wasser nutzt. 
Die gesamten Anlagen werden mit  
Strom aus einem eigenen Wasserkraft­
werk betrieben.

Auf dem Jungfraujoch werden jähr­
lich 13 Millionen Liter Wasser verbraucht; 
die eine Hälfte wird aus geschmolzenem 
Schnee gewonnen, die andere ist Quell­
wasser, das von der Kleinen Scheidegg 
in Tankwagen hintransportiert wird. Das 
Abwasser fliesst durch eine 17 Kilome­
ter lange Leitung in die Kläranlage nach 
Grindelwald; der Kehricht wird mit spe­
ziellen Bahnwagen nach Interlaken ge­
führt. Fühlt sich ein Gast in der Höhen­
luft nicht wohl, kann er einen der vielen 
roten Knöpfe auf dem Areal drücken, 
in Minutenschnelle ist die Sanität zur 
Stelle. Alle Bereiche sind zudem roll­

auf der Direktion des kommerziellen 
Dienstes der BLS. Nach einer Weiterbil­
dung in Marketing wechselte er Ende 
der 1980er-Jahre als Leiter der Verkaufs­
förderung zu den Jungfraubahnen und 
wurde rasch Marketing-Chef, eine Posi­
tion, die er auch nach Übernahme der 
Geschäftsleitung 2008 noch bis Ende 
letzten Jahres im Doppelmandat inne­
hatte.

Kessler wirkte als Pionier bei der Erobe- 
rung der asiatischen Märkte und beim 
Aufbau der Marke «Jungfraujoch – Top 
of Europe». Noch vor der Konkurrenz 
brach er nach Fernost auf, um die Japa­
ner für das Jungfraujoch zu begeistern; 
Südkorea, Indien, Malysia und China 
folgten. In den wichtigsten Ländern 
unterhält das Unternehmen seit 1998 
eigene Vertretungen, die ausschliesslich 
für die Jungfraubahnen arbeiten. Bol­
lywood-Filme, zum Teil im Jungfrauge­
biet gedreht, brachten Popularität in 
Indien. Der Mythos der Eigernordwand 
erhöht die Anziehungskraft der Bahn. 
Ungezählte Bergsteigerbücher, Spiel­
filme und Fernsehdokumentationen 
tragen zur Fama des Bergmassivs und 
seiner Bahn bei.

Langfristige Perspektiven
«Ich habe bei meinem Antritt als CEO 
vor gut zwei Jahren alle Bereiche des 
Unternehmens in Frage gestellt und 
nach dem idealen Zustand der Bahnen 
im Jahr 2020 gefragt», sagt Kessler, 
«denn nur mit langfristiger, nachhalti­
ger Planung bleiben wir erfolgreich.» 
Diese Geschäftsphilosophie hat Tradi­
tion: Seit dem Bau vor 99 Jahren ist die 
Jungfraubahn ein touristisches Magnet 
der Schweiz. Die heutige Jungfraubahn 
Holding AG arbeitet als erfolgreiches, 
grundsolide finanziertes Touristikunter­
nehmen mit mehreren Tochterfirmen 
(siehe Kasten). 2009 erwirtschaftete die 
Gruppe einen Umsatz von 167,3 Millio­
nen Franken und einen Cashflow von 
51,2 Millionen, der Reingewinn betrug 
22,1 Millionen. Vom Cashflow wird kon­
sequent die Hälfte investiert. Viel Geld 
wird benötigt, um Streckennetz und  
Rollmaterial à jour zu halten, doch auch 
für neue Projekte stehen Eigenmittel 
zur Verfügung.

In Teams hat das Management Mas­
terpläne für eine nachhaltige Entwick­

lung der Stationen Kleine Scheidegg, 
Eigergletscher und Jungfraujoch erstellt. 
Ziel ist es, das Angebot noch attrakti­
ver und  leistungsfähiger zu gestalten, 
ohne die grandiose Natur zu beeinträch­
tigen. Die Innovationen sind folgerich­
tig meist im Bergesinnern untergebracht. 
In einem neuen, im Bau befindlichen 
Stollen auf dem Jungfraujoch wird ein 
Erlebnisparcours realisiert, wo die Gäste 
das Bergpanorama und die Geschichte 
der Bahn mit Hilfe modernster visueller 
Technik erleben können. 13,5 Millionen 
Franken kostet der Rundgang, der die 
Sphinx-Halle mit dem Eispalast verbin­
det und für die Besucher besonders bei 
schlechtem Wetter eine weitere Aufwer­
tung des Jungfraujochs bringen wird.

Der absolute Höhepunkt 
für viele Europareisende
Das Unternehmen pflegt intensive 
Kontakte zu den Reisebüros und lädt 
Medienleute aus vielen Ländern ins 
Jungfraugebiet ein; Filmprojekte unter­
stützt man logistisch. «Jungfraujoch – 
Top of Europe» ist eine strahlende Marke 
und gilt bei Asiaten als ein Höhepunkt 
jeder Reise durch Europa. Die Gäste aus 
Fernost reisen oft in Gruppen und bil­
den eine tragende Säule im Geschäft 
der Jungfraubahn. «Wir bieten ein Pre­
miumprodukt», sagt Kessler, «deshalb 
geben wir generell keine Discounts, 
denn mit Schleuderpreisen macht man 
jede Marke kaputt.» Eine Rundreise ab 
Interlaken – die reine Fahrzeit beträgt 
retour 4 Stunden und 40 Minuten – kos­
tet heute rund 186 Franken, mit Halb­
tax die Hälfte, für Familien gibt es spe­
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Strebt eine langfristige und nachhaltige 
Entwicklung an: CEO Urs Kessler.
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stuhlgängig – das ist einmalig auf 3450 
Meter über Meer.

Pop-Events und ein Papiertiger
«Unser Ziel ist es, die Bahn möglichst 
rund ums Jahr gut auszulasten», sagt 
Kessler, «die Gäste aus Indien zum Bei­
spiel bevorzugen die Monate April bis 
Juni, eine Zeit, wo die Frequenzen bis­
her eher niedrig waren.» Anfang April 
findet seit zwölf Jahren der Popevent 
«Snowpenair» im Schnee auf der Kleinen 
Scheidegg statt, der jeweils 3000 und 
mehr Fans begeistert – auch dies eine 
Idee Kesslers als Schlussakkord der Win­
tersaison.

Am Geschäftssitz der Jungfraubah­
nen in Interlaken wird ständig über 
neuen Projekten gebrütet. Dabei wer­
den auch mal Papiertiger produziert, so 
vor einigen Jahren die Idee einer un­
terirdischen Metro von Lauterbrunnen 
aufs Jungfraujoch, was den Besuch des 
Berges in einem halben Tag ermöglicht 
hätte. Das Vorhaben sorgte für Wirbel 
im Blätterwald, verschwand aber, als un­
realistisch eingestuft, sang- und klang­
los in der Versenkung. Der Performan- 
ce der Jungfraubahn-Aktie hat es nicht 
geschadet: Ihr Kurs steigt – nach einem 
Taucher während der Finanzkrise – 
derzeit ständig und tendiert gegen 
60 Franken. 3
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> Vollständig neu in Internetarchitektur entwickelte ERP-Gesamtlösung 

> Skalierbar und mehr sprachig > Rollenbasiertes Benutzerkonzept > Unter-

stützung von Software-as-a-Service (SaaS) > Lauffähig auf  verschiedenen 

Plattformen, Datenbanken und Betriebssystemen 

www.abacus.ch

ABACUS Business Software – Version Internet

v e r s i o n  i n t e r n e t

Seit 1912 fährt die Bahn aufs Jungfraujoch

Schon zwischen 1860 und 1890 schmiedeten Investoren Pläne für eine Bahn auf den 
4158 Meter hohen Gipfel der Jungfrau, doch die Projekte scheiterten an der Finan-
zierung. Der Zürcher Industrielle Adolf Guyer-Zeller legte 1893 ein Projekt vor, das 
eine Fortführung der Wengeneralpbahn von der Kleinen Scheidegg mit einem sie-
ben Kilometer langen Tunnel durch Eiger und Mönch bis unter den Gipfel vorsah. 
Aus Finanzgründen verlegte man die Endstation aufs Jungfraujoch (3454 m ü. M). 
1912, also vor 99 Jahren, fuhr der erste Zug zum höchstgelegenen Bahnhof Europas. 
Die Jungfraubahn Holding AG umfasst heute u.a. auch die Wengeralpbahn, die 
Firstbahn und die Bergbahn Lauterbrunnen-Mürren.  3

Mehr Infos: www.jungfraubahn.ch
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Weiterbilden an der ETH Zürich
Master (MAS, MBA):     Arbeit + Gesundheit    |    Architektur    |    Gesamtprojektleitung Bau    |    Entwicklung und Zusammenarbeit NADEL    |    
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Weiterbildungsdiplom (DAS):     Angewandte Statistik   |   Informationstechnologie und Elektrotechnik    |     Verkehrsingenieurwesen
Weiterbildungszertifikate (CAS):     Angewandte Erdwissenschaften    |    Angewandte Statistik    |    Betriebliches Gesundheitsmanagement    | 
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mazeutische Chemie    |    Raumentwicklung    |    Räumliche Informationssysteme    |    Risiko und Sicherheit technischer Systeme    |    Unter-
nehmensführung für Architekten und Ingenieure

Fortbildungskurse:     Über 150 Kurse im Jahr in den Bereichen Architektur, Management, 
Bau-, Ingenieur- und Naturwissenschaften sowie in weiteren Wissenschaften der ETH Zürich

Für weitere Informationen:
Zentrum für Weiterbildung, Tel. +41 44 632 56 59, www.zfw.ethz.ch

....einen Schritt weiter !

Schweizer Lunch-Check
8027 Zürich
Tel. 044 202 02 08
Fax 044 202 78 89
www.lunch-check.ch

Bis CHF 180.– pro Monat (CHF 2’160.– pro Jahr) sind 
Lunch-Checks von Sozialabgaben (AHV/IV/EO/ALV/NBU) befreit.
Erfahren Sie mehr unter www.personalverpflegung.ch.

Verpflegungsbeiträge

Lunch-Checks sind
erste Wahl.

FÜHRUNGSAKADEMIE
 Höhere Fachschule für Wirtschaft HFW  Nachdiplomstudien HF  KFS+, Führungsfachmann/-frau SVF 
 Organisation und Projektmanagement  Leadership  Wirtschaftliche Basiskurse

WIRTSCHAFTSAKADEMIE
 Rechnungslegung & Controlling  Treuhand  Steuern  Ausbildung für Ausbildende  Informatik 
 Technische Kaufleute mit Tageshandelsschule  Diplom-Handelsschule KV ZÜRICH BUSINESS SCHOOL 
 Marketing/Verkauf/Kommunikation/PR  Finanz dienstleistungen  Sozialversicherung  Sekretariat 
 Personal/HRM

SPRACHAKADEMIE
 Deutsch (Fremdsprache und Muttersprache)  Englisch  Französisch  Italienisch  Spanisch 
 Superlearning-Sprachkurse  Individuelle Firmenkurse  Individuelle Fernkurse D, F, E, I, Sp

KV ZÜRICH BUSINESS SCHOOL WEITERBILDUNG · Limmatstrasse 310 · 8005 Zürich · Telefon 044 - 444 66 44

Besuchen Sie unsere Infoanlässe und bestellen Sie das Semesterprogramm: www.kvz-weiterbildung.ch

Selbstvertrauen An der grössten kaufmännischen Bildungsinstitution der Schweiz beraten Sie Weiterbildungsprofis  
individuell, mit welchen Angeboten Sie noch mehr aus sich machen. Profitieren Sie davon!
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Home Office ermöglicht 
Mitarbeitenden mehr 
persönlichen Freiraum, 
flexiblere Arbeitseinteilung 
und weniger unproduktive 
Transferzeiten.

Organisation

Flexibler arbeiten mit Home Office
Am 19. Mai ist zum zweiten Mal nationaler Home Office Day. Damit wird ein Modell 
propagiert, das in der Arbeitswelt zunehmend Anklang findet: Die Arbeit von zuhause 
aus. Zufriedenere Arbeitnehmende, höhere Produktivität und geringere Umwelt­
belastung können dafür sprechen, dass Unternehmen und Organisationen den Mit­
arbeitenden Home Office ermöglichen.   Dušan Milaković

Auch wenn Home Office oft als ein Zukunftsmo-
dell der Arbeitsorganisation bezeichnet wird, für 
Menschen, die ihren Arbeitsplatz an der Front 
haben oder einem Beruf in einer Werkhalle nach-
gehen, ist Home Office nicht praktikabel, denn 
ihre physische Anwesenheit am Arbeitsplatz ist 
zwingend. Home Office eignet sich jedoch für 
Wissensarbeiter, deren Arbeitsleistung im heuti-
gen Informationszeitalter nicht von einem be-
stimmten Ort abhängig ist. Laut Schätzungen der 
Universität St. Gallen haben in der Schweiz bereits 
heute 450 000 Arbeitnehmende – also knapp 11 Pro-
zent der arbeitenden Bevölkerung – das Potenzial 
für einen Home-Office-Tag pro Woche. Aufgrund 
der zunehmenden Bedeutung der Wissensarbeit 
wird sich diese Zahl laufend erhöhen.

Grosse Unternehmen wie Swisscom, Swiss Re 
oder Microsoft ermöglichen standortunabhängi-
ges Arbeiten schon seit Langem. Swisscom setzt 
aus verschiedenen Gründen auf Home Office, wie 

Fabian Etter, Head of Corporate Responsibility, 
erklärt: «Einerseits ist Home Office ein wirkungs-
volles Instrument, um die kostbare Zeit sinnvoll 
einzusetzen und Reisewege zu minimieren.» Eine 
interne Studie habe ergeben, dass «das Einspa-
rungspotenzial für Reisezeiten und -wege und 
damit CO

2
-Emissionen gross» sei. Anderseits er-

mögliche Home Office den Mitarbeitenden ein in-
dividuelles Zeitmanagement, «mit mehr persönli-
chem Freiraum, flexiblerer Arbeitseinteilung und 
weniger unproduktiven Transferzeiten». Dies wirke 
sich natürlich auch auf die Produktivität der Mitar-
beitenden aus, ist Etter überzeugt. Interne Umfra-
gen zeigten, dass die Flexibilität von Home Office 
geschätzt werde.

Aus denselben Gründen ermöglicht auch Swiss 
Re ihren Mitarbeitenden Home Office. Dieses Mo-
dell erlaube es, die Bedürfnisse von Mitarbeiten-
den und Arbeitgeber gleichermassen zu befriedi-
gen, sagt Nia Joynson-Romanzina, Global Head 
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Diversity and Inclusion: «Die Mitarbei-
tenden können so ihre eigene Work-
Life-Balance flexibler verwalten und sel
ber steuern.»

Bei Microsoft Schweiz wiederum wird 
Home Office nicht nur geschätzt, son-
dern gehört ganz einfach zur Unterneh
menskultur, bekräftigt René Villiger, 
Leiter Personal: «Wir haben den Home 
Office Day nicht einfach so ins Leben 
gerufen, sondern leben die Home-Of-
fice-Philosophie auch konsequent.» Ähn
lich sieht es bei WWF Schweiz aus, wie 
Holger Hoffmann-Riem, Projektleiter 
Innovation, sagt: «Home Office ist für 
uns eine Selbstverständlichkeit.»

Die Vorteile von Home Office
Die Vorteile von Home Office für Arbeit
nehmende und Arbeitgeber sind zahl-
reich: Mitarbeitende können sich die 
Arbeitszeit flexibler einteilen, was die 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf 
fördert. Dies führt zu mehr Zufrieden-
heit, Motivation und dadurch höhere 
Produktivität. Studien belegen, dass Mit
arbeitende, welche die Möglichkeit für 
Home Office haben und damit weniger 
pendeln, seltener krank und viel ausge
glichener sind. Einen weiteren gewich-
tigen Grund nennt Hoffmann-Riem: 
«Die Verminderung des Pendlerverkehrs 
schont nicht nur die Angestellten, son-
dern auch die Umwelt.» Was einem 
zentralen Anliegen der globalen Um-
weltschutzorganisation entspricht.

Nicht zuletzt lassen sich durch ge-
teilte Arbeitsplätze Bürofläche und da
mit für das Unternehmen Kosten spa-
ren, wie die Gesprächspartner bestä- 
tigen. Umgekehrt steigen durch Home 
Office die Anforderungen an die Unter
nehmensorganisation und an die Infra
struktur (Technologie, Kommunikation).

Für Swiss Re lohne sich Home Office 
auch aus einem weiteren Grund, erklärt 
Joynson-Romanzina: «Unsere Mitarbei-
tenden, die einem virtuellen globalen 
Team angehören, benutzen diese Mög-
lichkeit auch für interkontinentale Zu-
sammenarbeit und können so früh-
morgens mit Asien oder spätabends 
mit Amerika noch eine Konferenz durch
führen, ohne dafür im Büro anwesend 
sein zu müssen.»

Laut Professor Dr. Hartmut Schulze 
von der Hochschule für Angewandte 

Familie: «Will man beide Lebensberei-
che miteinander vereinbaren, kann das 
durchaus zu Belastungen führen, weil 
man die Arbeit auf den Abend oder die 
Nacht verschiebt.»

Wie verschiedenen Umfragen in den 
Medien zu entnehmen ist, stehen viele 
Unternehmen dem Modell Home Office 
trotz Vorteilen skeptisch gegenüber. Vor 
allem die Zweifel an der Produktivität 
scheinen zu überwiegen. Woher stam-
men diese Zweifel?

Führungsstil entscheidend
Es liegt an den tradierten Führungs-
prinzipien, die vor allem über Kont-
rolle funktionieren. Um Home Office in 
der Praxis anwenden zu können, sind 
daher die Führungskräfte gefordert. 
Dass eine andere Führungskultur not
wendig ist, bestätigt auch René Villiger. 
Die Manager müssten sich weg vom 
«Kontroll-Management» hin zu ergeb-
nisorientierter Arbeit, dem so genann-
ten «Management by Objectives», be-
wegen. Bei Microsoft werde nur noch 
über Ziele respektive Zielvereinbarun-
gen geführt. Die Gefahr, dass ein Mitar-
beitender unbemerkt aus der Rolle falle 
und weniger arbeite, werde dadurch 
minimiert.

Wie sieht Home Office im konkreten 
Alltag aus? Fabian Etter erklärt, dass bei 
Swisscom rund zwei Drittel der Mitar-
beitenden regelmässig im Home Office 
arbeiten. «Dabei sind verschiedene Aus-
gestaltungen, wie ganze Tage, halbe 
Tage und auch freieres Kommen und 
Gehen möglich. Die Festlegung der kon-
kreten Ausgestaltung des Home Office 
wird von jedem Vorgesetzten individu-
ell mit festgelegt.» 3

Psychologie FHNW ist es vor allem die 
gewährte Autonomie, die zu mehr Mo
tivation und letztlich Produktivität führt, 
wenn Mitarbeitende im Home Office 
arbeiten können.

Verantwortungsbewusstsein 
und Selbstdisziplin notwendig
Bedingung dafür seien jedoch, betont 
Schulze, gemeinsam abgestimmte Zie- 
le und ein erhöhtes Verantwortungs-
bewusstsein der Mitarbeitenden. Laut 
René Villiger mussten bei Microsoft im 
Laufe der Zeit gewisse Regeln – so ge-
nannte «Rules of Engagement» – ein-
geführt werden, um das Prinzip von 
Home Office in die Tat umzusetzen. 
Alle Gesprächspartner weisen auch da-
rauf hin, dass ein hohes Mass an Selbst-
disziplin die wichtigste Voraussetzung 
für Home Office sei. Home-Office-Mit-
arbeitende müssen ihre Arbeit und ihre 
Arbeitszeit klar strukturieren.

Ein Nachteil von Home Office ist die 
räumliche Trennung von den Bürokol-
legen, denn dadurch entfällt die tägli-
che soziale Interaktion. Laut Professor 
Schulze zeigen Studien, «dass zwei 
Tage Home Office pro Woche ideal für 
die Produktivität sind. Ab zweieinhalb 
Tagen kann Arbeiten von zuhause aus 
zu einer gefühlten Isolation führen.» 
Schulze weiss, wovon er spricht: An der 
Hochschule für Angewandte Psycholo-
gie FHNW betreibt man Forschung zum 
Thema Home Office – und kennt das 
Forschungsgebiet auch aus eigener Er-
fahrung. Denn die Mitarbeitenden der 
Hochschule arbeiten in einem so ge-
nannten Multi Space Office.

Ein gewisses Risiko sieht Schulze in 
der Verbindung von Home Office mit 

Home Office Day am 19. Mai

Der zweite nationale Home Office Day ruft dazu auf, an diesem Tag und darüber 
hinaus öfter von zuhause aus zu arbeiten. Der Anlass zählt auf breite Unterstüt-
zung verschiedenster Partner – der Schweizerische Arbeitgeberverband gehört er-
neut dem Patronat an –, und die SBB ergänzt in der Trägerschaft die bestehenden 
Partner Microsoft und Swisscom. Sie alle machen am zweiten Home Office Day mit, 
weil das Arbeiten von zuhause aus zu einer besseren Lebensqualität führt, die Um-
welt schont und die Produktivität erhöht. Der nationale Anlass soll im Vorfeld und 
am Tag selber die Öffentlichkeit über die zahlreichen Vorteile informieren und für 
einen Tag Home Office pro Woche begeistern. 3

www.homeofficeday.ch
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Der Nationalrat lehnte in der Schluss-
abstimmung der letztjährigen Herbst-
session die 11. AHV-Revision ab. Sie hät- 
te – neben technischen Verbesserungen 
in der Durchführung und einem Stabi-
lisierungsmechanismus – die Rechnung 
der AHV in den nächsten zehn Jahren 
um rund 5 Milliarden Franken verbes-
sert. Die politischen Parteien wollten 
diese Chance zur Entlastung des AHV-
Haushalts aber nicht wahrnehmen und 
vertagten so die politischen Entscheide 
über die finanzielle Zukunft der AHV 
ein weiteres Mal.

Nun soll die 12. AHV-Revision die Pro
bleme angehen, die wegen der demo-
grafischen Veränderung auf die AHV 
zukommen. Noch fehlt aber den sozial-
politischen Akteuren das gemeinsame 
Verständnis der finanziellen Herausfor-
derungen, die mit der Alterung unse-
rer Gesellschaft auf die Altersvorsorge 
zukommen.

Demografische Welle und 
Quotientenschere
Die demografische Alterung der Wohn-
bevölkerung hat schon vor mehr als 
einem Jahrhundert eingesetzt und setzt 
sich weiter fort (siehe Grafik 1). Der An-
teil der Personen ab 65 Jahren an der 
Bevölkerung stieg von 15,4 Prozent im 
Jahr 2000 auf 16,8 Prozent im Jahr 2009, 
während der Prozentsatz der Kinder 
und Jugendlichen unter 20 im gleichen 
Zeitraum von 23,1 auf 21,0 Prozent zu-
rückging. Die Zahl der Personen im er-
werbsfähigen Alter (20 bis 64 Jahre) hat 
zwar seit 2000 – auch wegen der Zu-
wanderung – noch zugenommen, wird 
sich nun aber stabilisieren.

Da gleichzeitig die Zahl der über 
65-Jährigen in den kommenden Jahren 

stark ansteigen wird, muss in naher Zu-
kunft mit einer drastischen Trendwende 
gerechnet werden: Der Altersquotient, 
d. h. das Verhältnis der Personen im 
nicht mehr erwerbsfähigen Alter (Rent-
ner) zu den Personen im erwerbsfähi-
gen Alter, der in den letzten zwei Jahr-
zehnten nahezu stabil bei ca. 27 Prozent 
lag, wird bis 2020 auf ca. 35 Prozent 
und bis 2030 auf über 40 Prozent wach-
sen. Das zeigen auch die Szenarien der 
Bevölkerungsentwicklung in der Schweiz 
von 2010 bis 2060, die das Bundesamt 
für Statistik letztes Jahr publiziert hat 
(siehe Grafik 2).

Die Alterung der Bevölkerung kann 
zwar mit Veränderungen einzelner de-
mografisch relevanter Einflussgrössen 
etwas verlangsamt werden, aber weder 
ein Geburtenanstieg noch eine ver-
stärkte Zuwanderung jüngerer Men-
schen vermögen den laufenden Prozess 

nachhaltig zu bremsen. Er ist als «Me-
gatrend» unumkehrbar, weil er bereits 
im Altersaufbau der heutigen Bevölke-
rung angelegt ist. In gleichem Masse, 
wie die Baby-Boom-Generationen der 
1950er- und 1960er-Jahre immer älter 
werden und sich im Altersaufbau nach 
oben verschieben, beschleunigt sich 
die Alterung der Bevölkerung. Sie wird 
ihren Höhepunkt erreichen, wenn um 
das Jahr 2030 die demografische Welle 
das Rentenalter erreicht. Danach be-
ginnt das Altern allmählich an Dyna-
mik zu verlieren.

Erhöhung des Rentenalters  
als logische Lösung
Mit der drastischen Verschlechterung 
des Aktiven - Rentner-Verhältnisses sind 
für die umlagefinanzierte AHV in abseh-
barer Zeit rasch wachsende Defizite vor-
programmiert. Ob der AHV-Fonds da-

Altersvorsorge

Die demografische Entwicklung 
macht den Umbau der AHV nötig
Die Altersvorsorge steht vor grossen finanziellen Herausforderungen. Nachdem das Verhältnis  
zwischen Rentnern und Aktiven in den letzten 20 Jahren nahezu konstant geblieben ist, wird es  
sich in den nächsten Jahren rasant verschlechtern. Diese Entwicklung hat insbesondere für die  
AHV gravierende finanzielle Konsequenzen und ruft nach Reformen.  Roland A. Müller

Grafik 1

Aufteilung der Bevölkerung in die verschiedenen Altersklassen

Quelle: BFS/ESPOP

Ausblick

((Diese Reihenfolge
wenn Flächen sich nicht berühren))

((Diese Reihenfolge
wenn Flächen sich berühren))

50

200

(( Linien: 0,5 pt, Blau 2010 ))
((Filter/Pfeilspitze/
Nr. 4, Skalierung:1011 0 %))

blau_2

blau_1

blau_3

gruen_2

gruen_1

gruen_3

schwarz_2

schwarz_1

schwarz_3

blau_dunkel

Legende (1,5 mm Abstand) 

Legende (1,5 mm Abstand) 

% 65 Jahre und mehr % 20–64 Jahre % 0–19 Jahre

1960 1965 1970 1975 1980 1985 1990 1995 2000 2005
0

10

20

30

40

50

60

70

80

90

100
in %



Schweizer Arbeitgeber  4 / 2011

	 s o z i a l e  s i c h e r h e i t � 29

durch zwei Jahre früher oder später ins 
Minus fällt, spielt keine Rolle – struktu­
relle Sanierungsmassnahmen sind un­
ausweichlich geworden und müssen 

rasch eingeleitet werden. Dabei darf die 
Lösung nicht einfach in einer Erhöhung 
der Beiträge oder öffentlichen Zuschüsse 
gesucht werden, zumal bereits 1999 die 
Mehrwertsteuer zugunsten der AHV um 
einen Prozentpunkt erhöht wurde. Rich­
tigerweise müssen die Belastungen der 
demografischen Veränderungen mit der 
Nutzung ihrer Chancen aufgefangen 
werden, indem die deutlich gestiegene 
Lebenserwartung auch in der Altersvor­
sorge berücksichtigt wird.

Es ist also nur konsequent, das Re­
gelrentenalter in der AHV anzuheben 
und so die Aktivitäts-Dauer der effekti­
ven Erwerbsfähigkeit anzupassen. Diese 
Anhebung kann auch «schleifend» er­
folgen, z. B. jahrgangsabhängig in Mo­
natsschritten. Je rascher das heutige 
Rentenalter 65 / 64 nach oben verscho­
ben wird, desto sanfter wird die Anpas­
sung ausfallen können. Denn mit der 
Erhöhung steigen Beitrags- und redu­
zieren sich Bezugszeiten. Die Erhöhung 
des Regelrentenalters, die mit einer wei­
teren Flexibilisierung einhergehen muss, 
ist schliesslich auch aus Sicht des Ar­
beitsmarkts geboten. Dieselbe demo­
grafische Veränderung, welche die Al­
tersvorsorge belastet, wird nämlich auch 

zu einem Arbeitskräftemangel führen, 
der mit einer Verlängerung der Erwerbs­
leben entschärft werden kann.

Berechenbarkeit  
und Transparenz
Bei der Neudefinition von Schlüsselele­
menten der kollektiven Altersvorsorge 
(ergänzend dazu wird auch die Selbst­
vorsorge wichtiger werden) spielen 
nicht nur die Generationengerechtig­
keit und die Berücksichtigung sozialer 
und arbeitsmarktlicher Veränderungen 
eine Rolle. Zu beachten sind auch Be­
rechenbarkeit und Transparenz. Gerade 
die AHV als Volksversicherung muss in 
ihrer wesentlichen «Mechanik» von der 
Bevölkerung verstanden werden. Zu 
ausgeklügelte Modelle mit Beanspru­
chungskoeffizienten, demografische Ko- 
effizienten, Produktivitätsvariablen usw 
sind unter diesem Aspekt schwierig zu 
implementieren, dürfen deshalb aber 

nicht gleich von der Diskussion ausge­
schlossen werden.

Dem Bedürfnis nach der «Berechen­
barkeit» der künftigen Rentenhöhe, mit­
hin nach Sicherheit, widerspricht z. B. 
die Verknüpfung der Anfangsrentenhö-
he mit dem AHV-Fondsstand. Renten­
schwankungen je nach Anlageerfolg 
sind im Bereich der Grundversorgung 
(1. Säule) unerwünscht. Dagegen kann 
die Anpassung von laufenden Renten 
im Rahmen einer Stabilisierungsregel 
an die finanzielle Situation der AHV und 
damit an den Stand des Ausgleichs­
fonds angebunden werden. Eine sol­
che Stabilisierungsregel ist nötig, um 
die AHV nach ihrer strukturellen Sanie­
rung vor Defiziten infolge unvorherge­
sehener Entwicklungen zu schützen. 3

Prof. Dr. iur. Roland A. Müller ist Mitglied 
der Geschäftsleitung des Schweizerischen 
Arbeitgeberverbands.

Grafik 2

Entwicklung des Jugend-, Alters- und Gesamtquotienten 
(gemäss mittlerem Szenario des BFS in Prozent)

Quelle: BFS/SZENARIEN
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Die Erhöhung des 
Rentenalters ist 
auch aus der Sicht 
des Arbeitsmarkts 
geboten.
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Die berufliche Vorsorge leistet einen 
wesentlichen Beitrag zur Alters-, Hin-
terlassenen- und Invalidenvorsorge. Zu
sammen mit der AHV sollen die Leis-
tungen der beruflichen Vorsorge «die 
Fortsetzung der gewohnten Lebenshal
tung in angemessener Weise ermögli-
chen». Die Frage, ob die heutige Ge-
wichtung der drei Säulen der schwei- 
zerischen Alters-, Hinterlassenen- und 
Invalidenvorsorge noch zeitgemäss sei, 
steht periodisch im Fokus der politi-
schen Diskussion. Je nach Interessen-
lage wird ein Ausbau der AHV zulasten 
der beruflichen Vorsorge gefordert. 
Oder es wird über die freie Pensions-
kassenwahl für den einzelnen Arbeit-
nehmenden und den Ausbau der 
Eigenvorsorge über eine Stärkung der 
dritten Säule diskutiert. Dabei geht 
vergessen, dass das kapitalgedeckte 
Vorsorgesystem eine sozialpolitische 
Erfolgsgeschichte ist.

Eingeschränkter 
Handlungsspielraum
Ein wesentlicher Grundpfeiler der be-
ruflichen Vorsorge war bis anhin die 
Gestaltungsfreiheit der im obersten 
Führungsorgan (meist Stiftungsrat) 
vertretenen Arbeitnehmer- und Arbeit
gebervertreter. Dieser Handlungsspiel-
raum wurde und wird jedoch leider 
zunehmend eingeschränkt. Gesetzes-
änderungen oder -anpassungen auf-
grund gesellschaftlicher Veränderun-
gen oder der Entwicklungen an den 
Finanzmärkten sind nachvollziehbar. 
Ein übertriebener Aktivismus, ausge-
löst von Einzelereignissen im Tages
geschäft, ist aber falsch. In den vergan-
genen Jahren wurden zu viele zu- 
sätzliche Gesetze, Verordnungen und 
Weisungen erlassen, welche die beruf-
liche Vorsorge unbeweglich, wider-

sprüchlich und teuer machen. Jüngs
tes Negativbeispiel für diese falsche 
Entwicklung sind die im November 
2010 in die Vernehmlassung geschick-
ten Verordnungsanpassungen zur 
Strukturreform. Heute stehen aber ge-
rade die Kosten von Pensionskassen – 
aus unserer Sicht zu Recht – im öffent-
lichen Rampenlicht.

Das BVG muss somit dringend ver-
einfacht und entschlackt werden Es 
braucht keine weiteren, den Gestal-
tungsspielraum der Sozialpartner ein-
schränkenden Bestimmungen. Auch in 
Zukunft soll es noch sozialpartner-

schaftlich geführte Pensionskassen ge
ben, die dank der dezentralen Organi-
sation und der Nähe zu ihren Versi- 
cherten einen Mehrwert erbringen. Es 
braucht einen einfach gehaltenen ge-
setzlichen Rahmen.

Umdenken ist angesagt
Für die nachhaltige Entwicklung einer 
Pensionskasse ist es zentral, dass die 
Bedürfnisse aller Beteiligten, der er-
werbstätigen Mitarbeitenden und der 
Rentenbezüger, fair abgedeckt werden. 
Die Leistungsfähigkeit einer Vorsorge-
einrichtung ist so darzustellen, dass 

Pensionskassen

Berufliche Vorsorge: Vereinfachen 
und entschlacken ist angezeigt
Die Schweiz soll auch 2020 noch auf ihr einzigartiges Vorsorgesystem stolz sein. Dazu sind keine funda-
mentalen Systemanpassungen notwendig. Für die Fortsetzung der Erfolgsgeschichte sind jedoch die 
gesetzlichen Rahmenbedingungen und vor allem deren Weiterentwicklung entscheidend.  Hanspeter Konrad

20. internationales Europa Forum Luzern am 9. Mai 2011 
Thema: Wie sicher sind unsere Renten?

Die wirtschaftlichen Perspektiven der Altersvorsorge werden durch Überalterung 
und ungewisse Wirtschaftsprognosen unsicherer. Zahlreiche Länder haben bereits 
einschneidende Rentenreformen beschlossen oder in Aussicht gestellt. Die grund-
legenden Ursachen liegen indessen tiefer und sind struktureller Natur. Das 20. in-
ternationale Europa Forum Luzern stellt vor diesem Hintergrund folgende Fragen 
in den Mittelpunkt: Welche wirtschaftlichen und demografischen Faktoren sind für 
die Finanzierung der Altersvorsorge ausschlaggebend? Können der bestehende 
Generationenvertrag und die gesetzlich verankerten Rentenversprechen länger-
fristig eingehalten werden? Oder braucht es neue Finanzierungsansätze, ein höhe-
res Rentenalter oder gar neue Rentenmodelle? Müssen die Rahmenbedingungen 
für den Arbeitsmarkt in einer alternden Gesellschaft angepasst werden? Und: Wel-
che Schlüsse gilt es für die Schweiz zu ziehen?
Solche Fragen erörtern nationale und internationale Experten: Bundesrat Johann 
N. Schneider-Ammann, Thomas Daum (Direktor Schweizerischer Arbeitgeberver-
band), Ives Rossier (Bundesamt für Sozialversicherung), Georg Fischer (Europäi-
sche Kommission), Hans Groth (Universität St. Gallen), Timo Baas (Deutsche Bun-
desagentur für Arbeit), Willi Turnherr (Mercer Schweiz) und weitere Referenten. Im 
Fokus: Die globalen Trends des demografischen Wandels, Arbeitsmarkt und Migra-
tion in Europa und die Perspektiven der Altersvorsorge.  3

20. internationales Europa Forum Luzern, Montag, 9. Mai 2011, KKL Luzern
Symposium von 13 Uhr bis 18 Uhr (Eintritt 190 Franken/155 Euro)
Öffentliche Abendveranstaltung von 18.50 Uhr bis 21 Uhr (Eintritt frei)
Infos und Anmeldung: www.europa-forum-luzern.ch
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bei den Arbeitnehmenden und Arbeit­
gebern keine falschen Vorstellungen 
entstehen. Die steigende Lebenserwar­
tung und das gesunkene Zinsniveau 
mit entsprechend reduzierten Ertrags­
erwartungen müssen notwendiger­
weise zu einer Anpassung der Leis­
tungs- und Finanzierungspläne der 
Vorsorgeeinrichtungen führen. Es ist 
für die kapitalgedeckte berufliche Vor­
sorge unumgänglich, ein Gleichgewicht 
zwischen den länger auszurichtenden 
Leistungen in Rentenform sowie den 
Beiträgen und Renditeerwartungen 
herzustellen.

Für die Berechnung von Neurenten ist 
es wichtig, dass den veränderten Rah­
menbedingungen Rechnung getragen 
wird. Im Beitragsprimat sind beispiels­
weise die Umwandlungssätze zu thema­
tisieren. Ob eine Anpassung mit flan­
kierenden Massnahmen begleitet wird, 
ist vom Führungsorgan – oder im Be­
reich des gesetzlichen Minimums von 
der Politik – zu entscheiden. Zur Ent­
spannung würde auch eine Flexibilisie­
rung des Rentenalters nach oben bei­
tragen.

Die Pensionskassen haben ihre Wir­
kungskraft in den letzten Jahrzehnten, 

teilweise sogar seit über 100 Jahren, 
bewiesen. Der Schlüssel für die Weiter­
führung der Erfolgsgeschichte ist die 
Rückkehr zum ursprünglichen Konzept 
des Rahmengesetzes, als welches das 
BVG vor 25 Jahren ausgestaltet wurde. 
Dies ermöglicht den Vorsorgeeinrich­
tungen, auf die geänderten Ansprüche 
der Versicherten unternehmerisch ein­
zugehen. 3
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Damit Rentnerinnen und Rentner in eine gesicherte Zukunft schauen können, müssen bei der beruflichen Vorsorge 
neben den Bedürfnissen der Rentenbezüger auch jene der Erwerbstätigen berücksichtigt werden.

www.arbeitgeber.ch

Hanspeter Konrad ist Direktor des Schweize-
rischen Pensionskassenverbands ASIP.

[ zusätzliche Kompetenz für Ihren ]
Verwaltungsrat   

Profitieren Sie unter anderem von meiner lang-
jährigen Erfahrung als Präsident des grössten 

Schweizer Fachverbandes für Rechnungslegung, 
Controlling und Rechnungswesen, als CEO 

einer Schweizer Bank sowie als Verwaltungsrat 
internationaler mittelständischer Unternehmen. 

eidg. dipl. Experte in Rechnungslegung und Controlling
staatlich zugelassener Revisionsexperte

www.mattle.com
Tel +41 44 202 66 10
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Ü 40 und top im Job
So werden und bleiben Sie attraktiv für Ihren Arbeitgeber – oder 
für einen anderen. Barbara Kettl-Römer, 2010, 176 Seiten, kar-
toniert, ca. Fr. 25.–, Linde Verlag, Wien, ISBN 978-3-7093-0305-4. 
Das Buch hilft erwerbstätigen und arbeitsuchenden Menschen 
über 40, ihre Stärken zu erkennen und auch zu hinterfragen: 
Bin ich glücklich in meinem Job? Was würde mich mehr zufrie-
denstellen?

Nachhaltige Gewinne aus der Mediation 
für Individuum und Organisation
Theorie und Praxis eines Transfer-orientierten Prozesses. Nadia 
Dörflinger-Khashman, 2010, 210 Seiten, kartoniert, Fr. 49.–, Haupt 
Verlag, Bern, ISBN 978-3-258-07566-2. Eine Transfer-orientierte 
Prozessgestaltung fokussiert neben der Konfliktklärung vor 
allem die Vertiefung und Erweiterung der persönlichen Kon-
fliktkompetenzen der Medianden.

Das emotionale Unternehmen
Mental starke Organisationen entwickeln – emotionale Viren 
aufspüren und behandeln. J. P. Breuer/P. Frot, 2010, 296 Seiten, 
gebunden, ca. Fr. 55.–, Gabler Verlag, Wiesbaden, ISBN 978-3-
8349-2076-8. Die Autoren zeigen, wie «emotionale Viren» ent-
stehen sowie aufgespürt und behandelt werden können, wo-
durch ein Unternehmen zur mentalen Stärke und zum nach- 
haltigen Erfolg geführt werden kann.

«KV – was nun?»
Perspektiven für Kaufleute. SDBB (Hrsg.) mit KV Schweiz, 8.  Auf-
lage 2011, 208 Seiten, broschiert, Fr. 32.–, SDBB Verlag, Bern, 
ISBN 978-3-908003-05-2. Um beruflich fit zu bleiben, ist stän-
dige Weiterbildung angesagt. Das Buch bietet einen breiten 
Überblick zu den wichtigsten anerkannten Aus- und Weiterbil-
dungen im kaufmännischen Bereich und bildet so eine wichtige 
Grundlage für die Karriereplanung.

V e r anstaltu      N g en

Fachtagung «Jugend und Arbeit»
Datum: 5. April 2011
Ort: aki, Katholisches  
Akademikerhaus, Zürich
Veranstalter: Paulus-Akademie  
Zürich und andere
043 336 70 41
elisabeth.studer@paulus-akademie.ch
www.paulus-akademie.ch

20. internationales Europa Forum 
Luzern: Wirtschaft – Demografie – 
Altersvorsorge
Datum: 9. Mai 2011, ab 13.00 Uhr
Ort: KKL Luzern
Veranstalter: Europa Forum Luzern,  
in Zusammenarbeit  
mit der Hochschule Luzern
041 318 37 87
info@europa-forum-luzern.ch
www.euopa-forum-luzern.ch

Zertifikatskurs der Universität  
St. Gallen: «Women Back  
to Business»
Datum: Mai 2011 bis Mai 2012
Ort: Universität St. Gallen und  
Standorte der Partnerunternehmen
Veranstalter: Executive School,  
Universität St. Gallen
071 224 75 16
anneliese.fehr@unisg.ch
www.es.unisg.ch/wbb

Weitere Veranstaltungen auf  
www.arbeitgeber.ch

I d’diga muesch higa!
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diga ist das Kompetenz-Zentrum für die KMU. Wir planen Ihr Büro, 
vom einfachen Schreibtisch bis zur komplexen Bürolandschaft. 

3400 Burgdorf/Bern

1023 Crissier/Lausanne

8953 Dietikon/Zürich

8600 Dübendorf/Zürich

6032 Emmen/Luzern

1700 Fribourg Nord

8854 Galgenen/SZ

4614 Hägendorf/Olten

9532 Rickenbach/Wil  www.diga.ch

Jetzt Sonderangebote 

zum Zugreifen!
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Chad Wasilenkoff liebt Motorräder, Chi- 
na und Geld. Geld «macht» er sozusagen 
tonnenweise. Das Unternehmen Fort-
ress Paper, das er in Vancouver als CEO 
führt, produziert Sicherheitspapier für 
den Schweizer Franken und Banknoten 
in zehn Ländern der Eurozone. Wasilen-
koff hat gerade die Fertigungskapazi-
tät vervierfacht auf 10 000 Tonnen im 
Jahr. Trotzdem kann er auf Jahre hinaus 
keine weiteren Aufträge annehmen. So 
stark lastet ihn die lockere Geldpolitik 
der Notenbanken aus.

Die Zentrale von Fortress Paper re
sidiert über einem McDonalds-Restau-
rant im Hafen von Vancouver. Die Räu- 
me sind leicht abgedunkelt, man geht 
schliesslich sensiblen Geschäften nach. 
Aber so erfolgreich, dass die Zahl der 
Mitarbeiter in vier Jahren von 60 auf 
700 wuchs und sich der Börsenkurs auf 
60 Dollar verzehnfachte. Ernst & Young 
ehrte Wasilenkoff 2010 als Unternehmer 
des Jahres am Pazifik.

Investitionen in der Schweiz
Der russische Einwanderer in vierter 
Generation engagierte sich schon als 
10-Jähriger unternehmerisch. Er sam-
melte in Golf-Clubs Bälle und verkauf- 
te sie. Mit dem Erlös stieg er in den lu-
krativen Handel von Videospielen und 
BMX-Fahrrädern ein. Die High School 
absolvierte er mit Auszeichnung, ob-
wohl er wegen seiner Firma viel Un
terricht verpasste. «Hier legte ich einen 
Grundstein», sagt er. Nach dem Studi- 
um in Vancouver arbeitete er bei einem 
Vermögensberater als Anlagespezialist. 
Doch als die Dotcom-Blase platzte, be-
schloss er, eine eigene Firma zu führen: 
«Ich wollte nicht mehr von Analysten 
hören, was heiss ist, ich suchte Firmen, 
die unterbewertet waren.»

2006 wurde er fündig und kaufte zwei 
Spezialpapier-Fabriken von Mercer, eine 
in Dresden und eine in Landquart. Die 
Firma Landqart ist die einzige in der 

3300 Jobs geschaffen. Wasilenkoff ar-
beitet 90 Stunden pro Woche und ist 
acht Monate im Jahr unterwegs. «Ich 
habe nie einen Laptop dabei», erläutert 
er, «aber einen Blackberry, von dem ich 
richtig abhängig bin.»

Zu einem guten Arbeitstag gehört für 
den Unternehmer Zeit mit seinen zwei 
Söhnen – was ihm aber selten gelingt. 
«Dass man viel von der Familie weg ist, 
ärgert mich am meisten», gesteht er. 
Auf der Plusseite bleibt das Erfolgser-
lebnis, «etwas umzusetzen, das andere 
nicht erkannt haben». Das Besondere 
an seinem Geschäft, sagt Wasilenkoff, 
«ist die Fähigkeit, Assets zu finden, die 
nicht optimal genutzt werden, dann 
eine gute Akquisition zu machen und 
den Produktmix zu ändern». Gute Un-
ternehmer, meint er, zeichnen sich da-
durch aus, dass «sie unkonventionell 
denken, den Weg finden, eine Sache 
besser zu machen, und sich mit ausge-
zeichneten Leuten umgeben». 3

Chad Wasilenkoff, Vancouver

Sein Papier wird zu echtem Geld
Fortress Paper produziert unter anderem Sicherheitspapier für Banknoten – auch in der Schweiz.  
CEO Chad Wasilenkoff profitiert dabei von der Ausdehnung der Geldmenge.  Markus Gärtner (Vancouver)
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Produziert auch Papier für Schweizer 
Banknoten: Chad Wasilenkoff.

Schweiz, die Sicherheitspapiere her-
stellt. Ein Jahr später führte er Fortress 
an die Börse und sammelte bei Anle-
gern 46 Millionen Dollar, um zu inves-
tieren. Bei Landqart hat Wasilenkoff 
viel investiert und eine der grössten Pa-
pierfertigungen für Banknoten aufge-
zogen. In Dresden produziert Fortress 
Spezialtapeten, mit denen es die Hälfte 
des Weltmarktes beherrscht.

Am besten versteht man Wasilenkoffs 
Philosophie durch die jüngste Akquisi-
tion, den Kauf einer ausgedienten Zell-
stofffabrik in Thurso, Quebec. Hier pro
duziert Wasilenkoff «auflösenden Zell- 
stoff» für den Baumwollersatz Viskose. 
Die Fabrik kaufte er 2010 für 3 Millionen 
Dollar und investierte 153 Millionen in 
die neue Fertigung. Seine Kalkulation: 
Weil die Baumwollproduktion gesun-
ken ist, steigen die Preise, was zu einem 
Boom bei Ersatzstoffen wie Viskose 
führt. Mit der neuen Ausrichtung kann 
die Fabrik ihren Zellstoff für 1500 Dollar 
je Tonne verkaufen. Zuvor waren es 
800 Dollar. Analysten in Kanada rech-
nen binnen zwei Jahren mit einer Ver-
doppelung des Geschäfts.

Jobs schaffen als Motivation
«Vor fünf Jahren war meine Motivation 
finanzieller Natur», sagt Wasilenkoff, 
«heute will ich Leute beschäftigen.» In 
Thurso hat er direkt und indirekt rund 

Fortress Paper
Gegründet: 2006

Sitz: Vancouver
Beschäftigte: 700 (CH: 250)
Umsatz: 260 Mio. Kanada-Dollar

Kanada
Einwohner: 33 Millionen
Währung: Kanada-Dollar
BIP/Kopf: 39 033 US-Dollar
Arbeitslosenquote: 7,8 Prozent
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Die Ausbildung und 
Nachwuchsförderung (hier 
in der Landtechnik) ist ein 
Schwerpunkt der SMU.

Schweizerische Metall-Union (SMU)

Mit Zuversicht in die Zukunft
Die SMU hat sich als starker und verlässlicher Arbeitgeberverband für die Landtechnik, 
den Metallbau und die Hufschmiede etabliert. Ihre Ziele in Bereichen wie Sozialpartner- 
schaft, Nachwuchsförderung und Bildung verfolgt sie mit Nachdruck.  René Pfister

Gut gelaunt empfängt SMU-Direktor Gregor Sala-
din den Besucher zum Gespräch. Seine Stimmung 
ist berechtigt: Die SMU ist in der Verbandsland-
schaft heute bestens positioniert: «Wir werden als 
kompetenter Partner von Behörden und Politik an-
erkannt und verfügen über ein grosses Netzwerk», 
betont Saladin. Der Verband, der die Arbeitgeber 
der Branchen Metallbau, Landtechnik und Huf-
schmiede vertritt, setzt sich engagiert für seine 
Mitglieder – zur Mehrheit KMU – ein. Er baut auf 
die Sozialpartnerschaft, betreibt eine serviceori-
entierte Kommunikation und professionelle Me-
dienarbeit und setzt sich stark für die Berufs- und 
Weiterbildung ein. «Das Niveau unserer Ausbil-
dungen ist hoch», sagt Saladin dazu, «und die Bil-
dungspolitik ist so etwas wie mein Steckenpferd.»

Gut aufgestellt ist die SMU auch finanziell. Die 
Zeiten, in denen der Verband mit Geldproblemen 
zu kämpfen hatte (wie Anfang der 1990er-Jahre) 
sind überwunden. Beiträge der Mitglieder, Gelder 
aus dem allgemeinverbindlich erklärten Berufsbil-
dungsfonds, paritätische Mittel und die Erträge 
des SMU-Bildungszentrums in Aarberg sorgen für 
ein solides Fundament. Vom Umsatz entfallen nur 
rund 30 Prozent auf Mitgliederbeiträge, die zudem 

gesenkt werden konnten: «Unser Selbstfinanzie-
rungsgrad ist sehr gut», betont Saladin. Auf dieser 
Basis kann die SMU anstehende Schwerpunkte und 
Ziele mit Elan in Angriff nehmen. Zurzeit haben 
folgende Themen Priorität:

Erstens die Nachwuchswerbung und Rekrutie-
rung: Weil auch die SMU-Branchen nicht vom Fach-
kräftemangel verschont bleiben, will die SMU ge-
mäss Gregor Saladin noch mehr dafür tun, um die 
Berufe und Lehrstellen im Metallbau und der Land-
technik für die Jungen attraktiv zu machen. Dafür 
setzen sich auch 85 Metallbau-Unternehmer ein, 
die als Botschafter direkt in die Schulen gehen, um 
die Berufe ihrer Branche vorzustellen. Daneben setzt 
der Verband auf Werbekampagnen und die Prä-
senz an Berufsmessen. Diese Strategie hat durch-
aus Erfolg: So hat die Zahl der Lehrstellen (inklu-
sive Berufsattest) in den letzten fünf Jahren von 
3800 auf 4500 zugenommen.

Trotzdem ist klar, dass sich die Nachwuchspro-
bleme noch verschärfen – aus demografischen 
Gründen und weil Junge nach der Lehre oft wie-
der aus dem gelernten Beruf abwandern. Die SMU 
will Themen wie berufliche Mobilität und Rekrutie-
rung deshalb auch auf europäischer Ebene ange-
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hen. Saladin setzt sich dafür ein, dass die 
Fähigkeiten der Berufsleute transparen-
ter, marktgerecht und damit vergleich-
bar ausgewiesen werden können. Dazu 
soll der europäische Berufspass dienen, 
den die SMU mit der Europäischen Me-
tall-Union realisiert hat. Er soll nun auf 
Internetbasis eine Kompetenzenbewer-
tung nach europäischem Standard er-
möglichen. Derzeit geht es darum, die 
Firmen für den Nutzen des Berufspasses 
zu sensibilisieren. Bis in zwei Jahren soll 
das Projekt konkretisiert werden.

Der zweite Schwerpunkt für 2011 ist 
ein proaktives Vorgehen im Bereich Nor-
mierungen: Viele KMU der SMU werden 
immer wieder mit neuen Normen aus 
der EU konfrontiert, der sich die Schweiz 
nicht entziehen kann. Hier möchte der 
Verband koordiniert vorgehen, damit 
die Firmen nicht unnötig belastet wer-
den: «Wir wollen mit unseren Partnern 
frühzeitig eingreifen. Neue Normen sol-
len nur kommen, wenn sie sinnvoll und 
nötig sind – und wir sie auf erträgliche 
Weise umsetzen können», sagt Saladin.

Schliesslich steht im Sommer die Wahl 
des neuen Zentralpräsidenten auf der 
Agenda. Weil Emil Weiss nach 12 erfolg-
reichen Jahren zurücktritt, wird die De-
legiertenversammlung am 17. Juni einen 
neuen «Kapitän» wählen.

Mittelfristige Ziele
Und was sind die wichtigsten Ziele für 
die nähere Zukunft? Hier steht für Sala-
din klar die Aus- und Weiterbildung im 
Vordergrund. Zwar verfügt die SMU mit 
dem Bildungszentrum in Aarberg über 
eine rennommierte Ausbildungsstätte 
für Berufe und Kurse in der Landtech-
nik – im Metallbau sieht es aber anders 
aus. Hier müsse etwas passieren, betont 
Saladin, weil die privaten Angebote oft 
nicht die geforderte Qualität hätten 
und zu wenig gute Dozenten vorhan-
den seien. Das wiederum schaffe Image-
probleme und schade der Branche.

Die SMU investiert deshalb in eine 
Machbarkeitsstudie, um die Bedürfnisse 
der Firmen und das richtige Konzept 
für ein Weiterbildungsangebot im Me-
tallbau zu evaluieren – unter dem Stich-
wort WBZ plus. Eine mögliche Variante 
könnte ein eigenes Bildungszentrum 
auch für diese Branche sein. Die Studie 
soll noch dieses Jahr realisiert und dann 

in die interne Vernehmlassung geschickt 
werden. Bis Ende 2012 soll das weitere 
Vorgehen entschieden werden. «Die 
Optimierung von Grund- und Weiterbil-
dung ist ein strategischer Schwerpunkt», 
bekräftigt Saladin. Grund ist auch, dass 
spezifische Schulungen immer wichtiger 
werden, weil es im Metallbau ständig 
technische Neuerungen und neue Fer-
tigungs- und Montagetechniken gibt.

Weiter in der Pipeline ist der Gesamt-
arbeitsvertrag (LGAV): Die SMU prüft mit 
den Sozialpartnern (Unia und Syna) eine 
weitere Verlängerung. Grundsätzlich sei 
man, so Saladin, mit dem seit 2005 be-
stehenden LGAV zufrieden, zumal er sehr 
flexibel ausgestaltet sei. Das Einverneh-
men mit den Sozialpartnern in den SMU-
Branchen sei sehr gut und kooperativ. 
Das belege auch die erfreuliche Tatsache, 
dass SMU und Gewerkschaften gemein-
sam ein Leitbild zur Sozialpartnerschaft 
erarbeitet haben. Sein Ziel: sichere Ar-
beitsplätze, motivierte Mitarbeitende 
und zufriedene Unternehmer, die erfolg-
reich und innovativ sein können.

Wichtig ist für Saladin schliesslich 
die Verbesserung der Verbandsstruktur. 
Grund ist der Fakt, dass die SMU mit 32 
regionalen Branchen- und Fachverbän-
den noch immer sehr föderalistisch auf-
gebaut ist. Saladins Ideal wäre ein Ver-
band mit acht Regionen, was aber kaum 
möglich sei. Deshalb strebt die Ver-
bandsspitze eine bessere Zusammen-
arbeit der regionalen Teilverbände an. 
Zusammenlegungen werden geprüft, 
wo sie sinnvoll und erwünscht sind. 
Schlankere Strukturen sollen einfachere 
Kommunikationsabläufe, die effiziente- 
re Nutzung der Ressourcen und noch 

attraktivere Dienstleistungen und Ver-
anstaltungen ermöglichen – zum Vor-
teil der Mitglieder. Mitglieder übrigens, 
die sich sehr für ihren Verband einsetzen: 
So kann die SMU auf rund 250 sogenan
nte Milizler aus Betrieben zurückgreifen, 
die sich für SMU-Gremien engagieren – 
z. B. als Prüfungsexperten, Vorstands- 
oder Kommissionsmitglieder.

Optimismus trotz Preiskampf
Und was ist gegenwärtig das grösste 
Problem, mit dem die SMU-Branchen 
zu kämpfen haben? Der Preiskampf. Der 
Preisdruck von öffentlichen Auftragge-
bern und Generalunternehmen, Rabatt-
jägerei und Konkurrenz aus dem Aus-
land haben das Preisgefüge derart 
angegriffen, dass laut Saladin die Mar-
gen massiv schwinden – ähnlich wie in 
der Baubranche. «Vor allem grosse Be-
triebe im Metallbau sind gefordert. Sie 
müssen entscheiden, wo in Zukunft ihre 
rentablen Märkte und Nischen sind», 
sagt Saladin.

Dennoch: Der Direktor blickt guten 
Mutes in die Zukunft. Dies auch des-
halb, weil eine neue Garde von jungen 
und innovativen Unternehmern nach-
rücke. Und die sei auch bereit, sich für 
die SMU zu engagieren. «Ich schaue des-
halb», so Saladin, «auch für unseren Ver-
band zuversichtlich nach vorn.» 3

Branchen : Fachverbände Metallbau und 
Landtechnik und Fachgruppe Hufschmiede
Struktur : 32 regionale  
Branchen- und Fachverbände
Mitglieder : 1851 (davon 1146 Metallbau)
Gründung : 1891

Mitarbeitende aller Branchen : 20 000

Branchen-Gesamtumsatz : 4,5 Mrd. Fr.
Direktor : Gregor Saladin
Zentralpräsident : Emil Weiss

Kontakt :
�Schweizerische Metall-Union 
Seestrasse 105 
8027 Zürich 
Tel. +41 44 285 77 77 
info@smu.ch; www.smu.ch 
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Hat die SMU gut und zielgerichtet positioniert: 
Direktor Gregor Saladin.
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«Employeur Suisse»: Madame Widmer-Schlumpf, 

le Conseil fédéral a donné lieu ces derniers temps  

à de nombreuses critiques, également de la part 

de la population. Comment jugez-vous l’attitude 

des Suisses vis-à-vis de leur gouvernement ? 

Eveline Widmer-Schlumpf: Ce que l’on peut lire 

dans les médias ne correspond pas toujours au 

sentiment de la population. Les médias rendent 

surtout compte de ce qui ne va pas et des situa-

tions de ce genre existent toujours. On est beau-

coup moins prompt à souligner ce qui fonctionne 

bien, et c’est fréquemment le cas en Suisse. 

Nous sommes souvent les champions du monde 

de la critique et je le déplore. Lorsque je m’entre-

tiens avec des citoyennes et citoyens, je m’aperçois 

qu’ils ne sont pas si négatifs que cela. Ils envisagent 

même l’avenir de manière positive et ne sont pas 

si mécontents du travail du Conseil fédéral. 

La Suisse se plaindrait-elle donc à l’excès ?

C’est certainement le cas. Car une chose est claire: 

nous tous, Confédération et cantons, salariés et 

employeurs, avons bien surmonté la situation éco-

nomique difficile de ces deux dernières années. 

Dans d’autres pays, la crise financière et économi-

que laisse des traces autrement plus marquées. A 

quelques exceptions près, la Suisse s’en est très 

bien sortie. Cela doit nous rendre positifs. 

Venons-en à la politique: en ce qui concerne  

l’accord passé avec UBS et l’initiative Minder, 

vous avez formulé des remarques critiques à 

l’égard du Parlement. Vous êtes d’avis qu’on se 

contente de gérer les problèmes au lieu de les ré-

soudre. S’agissait-il là de deux exceptions ou les 

choses vont-elles continuer d’évoluer dans cette 

direction ? 

Je constate que l’on est de moins en moins prêt à 

faire des compromis pour trouver une solution. Au 

lieu de chercher des solutions acceptables soute-

«Nous devons chercher à 

résoudre les problèmes».  

La conseillère fédérale dans 

son bureau.

La conseillère fédérale Eveline Widmer-Schlumpf

« Nous devons maintenant remettre 

l’AC sur des bases saines »

La conseillère fédérale demande le retour à des solutions acceptables aux problèmes et prend ses 

distances par rapport à la polémique: la ministre de la Justice, Eveline Widmer-Schlumpf, s’exprime 

sur l’état d’esprit de la population et le climat politique, sur le marché du travail et la politique des 

étrangers ainsi que sur la réforme du droit pénal.  Interview: Hans Reis et Silvia Oppliger 
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leurs droits et devoirs et familiarisés 

avec notre système juridique. Nous en-

courageons et nous demandons; nous 

montrons aux immigrés ce qu’ils peu-

vent attendre, mais aussi ce que nous 

attendons d’eux. 

Pour ce qui est de l’intégration de la 

population résidante musulmane, j’en-

tretiens un dialogue avec les représen-

tantes et représentants des organisa-

tions musulmanes. Enfin, c’est à nous, 

en tant que population suisse, de faire 

en sorte qu’indépendamment de nos 

conceptions religieuses, nous puissions 

vivre en paix les uns avec les autres. 

Nous avons parfois le sentiment que la 

population étrangère en provenance 

d’autres milieux culturels n’a pas à s’a-

dapter autant qu’il le faudrait. Ne de-

vrions-nous pas faire prévaloir plus sys-

tématiquement notre régime juridique, 

nos valeurs, par exemple dans l’ensei-

gnement de la natation ou dans les 

camps scolaires ? 

Je m’engage en faveur de notre culture 

occidentale, de nos valeurs, de nos idé-

aux et de notre régime juridique. Je m’en-

gage aussi pour que dans une école 

publique, tous les enfants soient trai-

tés de la même manière, qu’ils fréquen-

tent tous l’enseignement mixte de nata-

tion et de gymnastique ou qu’ils ail lent 

dans le même camp scolaire. Il ne doit 

pas y avoir d’exception. Pour moi, cela 

va de soi. 

A partir de cette évidence, vous êtes-

vous prononcée contre une interdiction 

de la burqua ?

Je ne me suis pas prononcée pour l’in-

terdiction de la burqua bien que je sois 

personnellement opposée à toute for - 

me de dissimulation du visage dans 

l’espace public. Je ne limite pas cette 

Je constate que l’on est de moins en 

moins prêt à faire des compromis pour 

trouver une solution. Au lieu de cher-

cher des solutions acceptables soute-

nues par la population, on politise sou-

vent les ques tions. On fait beaucoup de 

marketing po li tique. Nous devons cher-

cher à résoudre les problèmes, cela fera 

beaucoup plus de bien à la Suisse. 

A quoi imputez-vous cette politisation ?

Aujourd’hui, tout est public. Les médias 

sont en grande concurrence les uns avec 

les autres, on parle audimat et nombre 

de lecteurs. Il faut constamment offrir 

des nouveautés et des histoires passion-

nantes. Ce comportement a naturelle-

ment des répercussions sur la politique. 

Là aussi, la concurrence est devenue 

plus forte ces dernières années et la po-

 larisation s’est accentuée. On s’est aper-

 çu ces derniers temps que les partis de 

gauche et de droite s’allient de plus en 

plus pour les raisons les plus diverses. 

C’est souvent difficile à comprendre d’un 

point de vue logique, mais ce n’en est 

pas moins une réalité politique. Nous 

devons néanmoins dégager des majo-

rités en faveur de solutions pragmati-

ques et nous le faisons. 

Nous sommes au seuil d’une importan- 

 te votation: à fin septembre, nous nous 

prononcerons sur la révision de l’assu-

rance-chômage. Quelle est l’attitude 

du Conseil fédéral à ce sujet ? 

C’est un fait: l’AC est fortement endet-

tée à hauteur de 7 milliards de francs. 

Nous ne pouvons laisser à la génération 

suivante le soin de résoudre ce pro blè-

 me. Nous devons maintenant remettre 

l’AC sur des bases saines, en période 

d’essor con jon  ctu rel. Il nous faut amé-

nager les conditions de perception des 

prestations de telle manière que le fi-

nancement de l’assurance soit garanti à 

long terme et que l’AC puisse aussi offrir 

des solutions dans les temps difficiles. 

A propos des étrangers: d’une part, un 

certain scepticisme règne dans la po-

pulation à l’égard des étrangers, d’au -

tre part, l’économie a besoin de person-

nel spécialisé en provenance d’autres 

pays. Comment le Conseil fédéral vient-

il à bout de cet exercice de haute vol-

tige ? 

Le Conseil fédéral est conscient du fait 

que l’économie suisse a besoin de tra-

vailleurs étrangers. Suivant la situation, 

certaines entreprises font part de diffi-

cultés à recruter des spécialistes quali-

fiés en Suisse ou dans l’UE. 

Le Conseil fédéral suit attentivement 

l’évolution et, au besoin, adapte les con-

ditions-cadre. C’est ainsi qu’à fin 2009, 

il a tenu compte du sentiment de la po-

pulation et de la situation économique 

d’alors en ne libérant dans un premier 

temps que la moitié des contingents des- 

 tinés aux ressortissants de pays tiers. Par 

la suite, il est apparu clairement que la 

situation des entreprises n’était plus te-

nable. Le Conseil fédéral a alors libéré 

la deuxième moitié de ce contingent à 

fin avril déjà. 

Le gouvernement propose mainte-

nant d’établir une séparation entre les 

contingents des fournisseurs de servi-

ces des pays de l’UE et de l’AELE et les 

personnes en séjour de courte durée 

en provenance de pays tiers. Nous avons 

engagé la procédure de consultation à 

ce sujet à fin juin. Le Conseil fédéral es-

time cette séparation importante parce 

qu’elle permet aux entreprises de mieux 

planifier. 

Dans le scepticisme à l’égard des étran-

gers, les différences culturelles jouent 

également un rôle, surtout par rapport 

aux musulmans. A quelle stratégie le 

Conseil fédéral peut-il recourir pour 

promouvoir le multiculturalisme ? 

La Confédération a entrepris de grands 

efforts, de concert avec les cantons, pour 

promouvoir l’intégration. Nous menons 

des discussions depuis des années dans 

le cadre d’une Conférence tripartite sur 

les agglomérations, c’est-à-dire au ni-

veau de la Confédération, des cantons, 

des communes et des villes. Le Conseil 

fédéral a élaboré ce printemps, sur la 

base des recommandations de cette 

con férence, un projet de nouvelle amé-

lioration de la politique d’intégration. 

Celle-ci est maintenant mise en œuvre 

avec la collaboration des cantons et des 

communes. 

Un nouvel élément important réside 

par exemple dans le fait qu’à l’avenir, 

les nouveaux arrivants de l’étranger se-

ront conviés à une première discussion 

d’information où ils seront informés sur 

Eveline Widmer-Schlumpf, con seil-

lère fédérale, est Cheffe du Départe-

ment de justice et police depuis le 1  

janvier 2008. Elle a été précédemment 

membre du Grand Con seil du canton 

des Grisons et pendant près de dix 

ans conseillère d’État du canton des 

Grisons, Cheffe du Département des 

finances et des communes.

1
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considération à l’aspect religieux: je suis 
contre toute forme de dissimulation to-

tale qui m’empêche de voir les yeux et 
l’expression de mon interlocuteur. La dis- 

si mulation ne s’accorde pas avec notre 
mo de de vie, avec notre régime juridique, 

et cela ne concerne pas que la burqua. 

Je tiens à mettre en valeur la culture 
qui est la nôtre dans ce domaine, à sa-

voir faire en sorte que l’on puisse voir 
le visage de l’autre lors de rencontres 

dans l’espace public, c’est-à-dire faire 
respecter notre idée de la dignité hu-

maine. La question de savoir si, indé-
pendamment des possibilités existantes, 

il y a lieu d’envisager éventuellement 
d’autres mesures ciblées contre la dis-

simulation mérite un examen attentif. 
Le Conseil fédéral entend en tout cas 

engager un dialogue avec les cantons 
sur cette question. 

La criminalité des étrangers joue éga-
lement un rôle. L’initiative sur le ren-

voi est sur la table. Quelle est la straté-
gie du Conseil fédéral ? Pour de nombreux Suisses comme pour 

le Conseil fédéral, le souhait qui a ins-
piré l’initiative n’est pas contesté, à sa-

voir la possibilité d’expulser les étran-
gers qui ont commis des crimes graves. 

Mais de l’avis du Conseil fédéral et du 
Parlement, cette initiative n’est pas le 

moyen approprié pour faire face à ce 
problème. Elle contient un catalogue 

arbitraire d’actes délictueux dont tous 
ne constituent pas des infractions gra-

ves. En outre, l’initiative est partiellement 
contraire au droit international et au 

droit constitutionnel. 

Le Conseil fédéral et le Parlement s’ef-
forcent de tenir compte du désir de la 

population d’expulser les étrangers ay-
ant commis de graves crimes en élabo-

rant un contre-projet direct à l’initiative 
qui soit respectueux des principes élé-

mentaires de notre Constitution. Le ca-
talogue des éléments constitutifs d’in fra-

ctions contenus dans le projet se limite 
donc clairement aux cas graves. 

Il n’est pas possible que quelqu’un 
qui ne présente pas une attestation à 

une institution d’assurance sociale soit 
expulsé, mais pas une personne qui a 

commis la forme la plus grave de frau de 
économique ou fiscale, comme ce se-

rait le cas avec l’initiative sur le renvoi. 
Le contre-projet introduit une logique 

au niveau des actes délictueux. Il offre un 
instrument efficace, conforme en par-

ticulier à la Constitution fédérale. Celle-
ci définit toujours les règles du jeu com-

munes auxquelles je souhaite me tenir. 
Et le contre-projet respecte le droit in-

ternational auquel nous avons accepté 
de nous soumettre. Ces règles sont donc 

valables aussi pour nous. 
Le 30 juin, vous avez esquissé les gran-

des lignes d’un durcissement du droit 
pénal. Quelles perspectives voyez-vous 

dans ce domaine? Je pense que nous avons de bonnes 
chances de faire passer nos propositions, 

du moins dans leur conception géné-
rale. Nous devrons en tout cas adapter 

certains aspects de ce droit. Dans un 
premier temps, le Conseil fédéral a pré-

senté avant la pause d’été ses proposi-
tions de révision de la partie générale 

du code pénal. Les propositions relatives 
aux divers éléments constitutifs d’infra c-

tions suivront au cours du deuxième 
se mestre. Avec la révision de la partie 

générale, il s’agira de faire en sorte qu’à 
l’avenir, les peines prononcées soient 

effectivement ressenties comme telles, 
ce qui n’est pas toujours le cas au jour-

d’hui. Il faut que la personne qui se voit 
infliger une sanction la ressente com-

me telle. 

Pourquoi, il y a seulement quelques 
années, avons-nous franchi ce pas de 

l’«adoucissement» du droit pénal ?  
Lors de la dernière révision du Code 

pénal, l’avis prévalait que les éléments 

les plus importants étaient l’approche 
préventive et la réintégration. Mais dé jà 

au cours des débats de l’époque, les 
cantons n’ont cessé de répéter qu’une 

peine pécuniaire conditionnelle ou un 
travail conditionnel d’utilité générale 

n’étaient pas de nature à atteindre le 
but recherché. On ne comprenait gu è - 

re, alors, que quelqu’un doive acquitter 
une amende pour un délit mineur et 

qu’une peine pécuniaire conditionnelle 
ne doive pas être payée pour un délit 

plus grave. Malgré cela, le Parlement a 
voté la révision, dans l’espoir que l’on 
parvienne à certains résultats sur le plan 

de la prévention. Cet espoir ne s’est pas réalisé. C’est 
pourquoi le Conseil fédéral propose 

main  tenant une révision partielle sur 
ces aspects précis. Si l’on constate des 

points faibles, il faut y remédier. Cela 
n’a aucun sens d’attendre des années. Le DFJP soutient le dialogue sur l’éga-

lité salariale. Toutefois, contrairement 
à ce qui se passe à l’exécutif, on trouve 

dans l’administration moins de femmes 
à des positions de cadres. Nous essayons de corriger les choses 

dans ce domaine. Mon Secrétariat gé-
néral compte 50 pour cent de femmes 

et à l’Office fédéral de la justice, nous 
engageons plus de femmes que d’hom-

 mes. Mais dans l’ensemble du DFJP, nous 
n’avons que trois vice-directrices, dont 

une est en même temps directrice sup-
pléante. Il s’est présenté des cas pour 

différents postes où nous aurions volon-
tiers engagé des femmes, mais où il n’y 

a pas eu de candidatures ap pro prié es. 
Nous cherchons toujours activement à 

rééquilibrer la situation en offrant par 
exemple des horaires de travail plus 

souples, des postes à temps partiel ou 
du travail à domicile. Nous respectons 

en tout cas absolument l’égalité sala-
riale, c’est-à-dire le principe «à travail 

égal ou d’égale valeur, salaire égal». Et comment les choses se passent-elles 
à ce niveau ? Le DFJP s’en sort bien dans ce domai-

ne. Nous avions très peu de cas où 
l’égalité n’était pas parfaite. Nous avons 

appor té les corrections qui s’impo-
saient. Et nous restons vigilants sur la 
question. 3 

«Je suis personnellement opposée à toute forme 

de dissimulation du visage dans l’espace public».

1
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Andy Pfanner est sans conteste le plus 

«cool» des ébénistes de New York. Cool 

au sens littéral, puisque son atelier de me- 

 nuiserie à Brooklyn est le seul de toute 

la ville à posséder une climatisation cen-

tralisée. De sorte qu’au plus chaud de 

l’été, quand leurs collègues de la con-

currence suffoquent, les 30 employés 

de Pfanner travaillent dans une atmos-

phère idéale. «Sans air conditionné, leurs 

prestations seraient inférieures de 20 à 

30 %», estime Pfanner, un Suisse de l’é-

tranger de 48 ans.

De fait, sur toute l’année, jamais sa 

menuiserie spécialisée dans les aména-

gements intérieurs n’a autant à faire 

que de juin à août. La maison «SFA In-

teriors» d’Andy Pfanner travaille surtout 

pour les riches et les richissimes qui 

passent l’été dans leurs résidences des 

Hamptons. Font partie de sa clientèle 

de grands noms du show biz comme 

les comiques Wil Farrell et Jerry Sein-

feld, la chanteuse Diana Ross ou la pré-

sentatrice vedette d’émissions culinai-

res Martha Stewart, plus une foule de 

millionnaires de Wall-Street. Quand ces 

personnalités reviennent s’installer en 

ville au début de septembre, le meuble 

de bain en noyer, l’extension en cèdre ou 

la nouvelle cuisine doivent être prêts. 

Des cuisines à 400 000 dollars

Bien qu’il en vive, Andy Pfanner est tou-

jours étonné par la fantaisie et les goûts 

de ses clients. Dans son atelier équipé 

de machines européennes dernier cri, 

on trouve au montage des encadrements 

en acier chromé et fibre de verre pour 

panneaux d’armoires vitrées destinées 

à des cuisines pouvant coûter 400 000 

dollars. «Les riches Américains n’ont pas 

honte de faire des dépenses somptuai-

res», souligne-t-il. «Voilà pourquoi un 

entrepreneur comme moi peut mieux 

gagner sa vie ici qu’en Suisse.» 

Le père du jeune Andy, qui a grandi 

à Horgen, aurait voulu qu’il fasse un ap-

prentissage bancaire. Mais sa mère avait 

remarqué ses talents manuels et l’encou-

ragea à s’inscrire à l’atelier de formation 

en ébénisterie LWZ de Zurich. A peine 

son école de recrue terminée et ses pre-

mières expériences faites dans une en-

treprise, Pfanner répondit en 1984 à une 

offre d’emploi du célèbre architecte Paul 

Rudolph à New York. «Ma mère pensait 

que je devais découvrir le monde.»

Il s’est si bien senti dans le «Nouveau 

monde» qu’il y est resté. Il a fondé sa 

propre entreprise avec des partenaires 

puis a fait toute une série d’acquisitions 

les années suivantes. Pfanner a assuré 

sa réussite financière en achetant des 

biens immobiliers à bas prix après le 

crash de Wall-Street de 1987, pour les 

revendre plus tard avec d’importants 

bénéfices. Aujourd’hui, l’immeuble de 

son atelier lui appartient et il peut in-

vestir à long terme. 

Des collaborateurs du monde entier

Ses employés – dont le plus ancien est 

à son service depuis 26 ans déjà – sont 

très heureux de jouir de facto d’une sé-

curité de l’emploi. Ils sont le fidèle re-

flet de New York, en ce sens que dans 

la menuiserie, dix ethnies se côtoient. 

«La seule cho se qui compte, c’est la mo-

tivation au travail», aime à répéter leur 

patron, après leur avoir inculqué leur 

savoir faire.

 Andy Pfanner est aussi entreprenant 

qu’ouvert au mon de. Avec son bateau, 

il sillonne l’Atlantique. Il s’est construit 

une maison de bois au Brésil et passe ses 

week-ends à Long Island. Retournera-t-il 

un jour en Suisse? «Pour moi il n’y a pas 

de retour, il n’y a toujours qu’une mar-

che en avant». 3 

Andy Pfanner

L'ébéniste le plus «cool» de New York

L’entreprise d’aménagements intérieurs de cet ébéniste suisse de Brooklyn prospère  

grâce à ses clients fortunés – et à l’air conditionné.  Martin Suter

Andy Pfanner: «Un entrepreneur comme moi peut mieux gagner sa vie ici qu'en Suisse». 

SFA Interiors Inc.

Fondé en 1987

Siège: New York, Brooklyn

Effectif: 30 collaborateurs

Infos: www.sfainteriors.com

États-Unis 

Habitants: env. 307 millions

Monnaie: dollar US

PIB per capita: 46 380 dollars

Taux de chômage: 9,5 %
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Voici quelques bonnes raisons qui 
devraient vous inciter à faire de la publicité 
dans «Employeur Suisse»: 

3  «Employeur Suisse» est l’organe de l’Union patronale suisse, 
laquelle représente 100 000 entreprises comptant environ 
un million d’employés. Il paraît désormais une fois par mois – 
avec un nouveau layout et une nouvelle conception édi-
toriale, mais comme toujours avec une partie en français et 
une partie en allemand.

3  «Employeur Suisse» informe sur les entreprises, les branches 
et les associations. Il livre des éclairages détaillés sur divers 
thèmes comme le marché du travail et le droit du travail, les 
assurances sociales et la politique sociale, la formation et 
les carrières, ou encore le travail et la santé. Il prend positi-
on, débat avec des dirigeants et off re des points de repère 
et des bases de décision aux responsables. 

3  «Employeur Suisse» compte quelque 17 000 lecteurs et 
lectrices dans toute la Suisse. Plus de 50 % d’entre eux sont 
des dirigeants ou des cadres supérieurs. Jouissant d’une 
excellente image auprès de son lectorat, cette publication 
est réputée pour son sérieux, sa crédibilité et sa compé-
tence.

Saisissez cette excellente opportunité de faire connaître votre 
entreprise, votre organisation ou vos services. 

Le mieux est de vous adresser directement à notre agence 
d’annonce: 

Lenzin + Partner GmbH
Téléphone: 062 844 44 88
info@lenzinundpartner.ch
www.lenzinundpartner.ch



«Employeur Suisse»
106e année
Paraît une fois par mois

Editeur
Union patronale suisse

Rédacteur en chef
René Pfister

Rédaction partie française
Alexandre Plassard, responsable
Hélène Kündig-Etienne

Adresse de la rédaction
Hegibachstrasse 47, 8032 Zurich
Téléphone 044 421 17 00
employeur@arbeitgeber.ch
www.employeur.ch

Prix d’abonnement
Un an Fr. 130.– 
(étranger Fr. 180.–) + TVA
Prix de l’exemplaire: Fr. 10.–  
+ TVA et frais de port

Abonnements / Imprimerie
Sihldruck AG, Zurich
044 295 97 97
www.sihldruck.ch
druckerei@sihldruck.ch
CCP 80-4806-3

Annonces
Lenzin + Partner GmbH
062 844 44 88
www.lenzinundpartner.ch
info@lenzinundpartner.ch

Lectorat
17 000 lecteurs, dont 50 % de cadres 
dirigeants et de propriétaires  
d’entreprises (Source: Etude de  
lectorat, automne 2008)

Photo couverture
Sabina Bobst pour ABB

Chères lectrices, chers lecteurs

Le Parlement vient de voter lors de sa 
session de printemps la première par­
tie de la 6e révision de l’assurance in­
validité, appelée «6a». Cet ensemble 
de mesures doit contribuer à l’assainis­
sement de l’AI. Ceci est urgent car l’as­
surance invalidité est endettée à hau­
teur de quelque 15 milliards de francs 
et affiche une perte annuelle de plus 
d’un milliard de francs. Dès lors 
il s’agit de remettre fortement l’accent 
sur le principe de base de l’AI, selon 
lequel «la réintégration prime la rente». 
L’objectif est d’arriver à réduire entre 
2012 et 2018, le nombre de 12 500 ren­
tes entières versées par l’AI. Ceci veut 
dire qu’il faut arriver à réintégrer sur le 
marché du travail près de 17 000 per­
sonnes handicapées. Cet objectif est 
ambitieux mais non irréalisable. 

La contribution des employeurs sera 
essentielle à la réalisation de ce projet 
et la révision de l’AI a prévu des mesu­
res pour les appuyer dans cette tâche. 
Le Dossier de ce numéro est consacré 
à cette problématique. L’Union patro­
nale suisse est convaincue que les 
nouveaux instruments légaux de l’AI 
et une évolution générale des men­
talités contribueront au succès des  

efforts d’intégration volontaires. Le 
patronat est pleinement disposé à ap­
porter sa part à la réalisation du prin- 
cipe de réinsertion. Un de nos articles 
présente plusieurs entreprises qui  
se sont déjà engagées dans cette voie. 
Il est encourageant de constater que 
leur action a porté ses fruits pour elle 
comme pour les personnes handica­
pées réinsérées dans le monde du 
travail.

Les employeurs s’engagent volontai­
rement dans nombre de démarches 
au titre de leur responsabilité sociale. 
Pour avoir les moyens de ces tâches, 
ils doivent cependant rester compéti­
tifs. Ils ne peuvent accepter que  
soient systématiquement reportés sur 
eux les coûts de prestations sociales 
que l’État estime opportunes. Faire des 
économies dans un secteur social à 
leurs frais n’est pas une politique du­
rable. L’exemple du nouvel impôt  
vaudois sur le travail présenté par 
Mathieu Piguet illustre cette mauvaise 
tendance aux effets pervers.

A notre entretien, nous avons invité 
Jasmin Staiblin d'ABB Suisse, une en­
treprise qui s’affirme sur un marché 
très disputé en relation avec l’énergie. 
Jasmin Staiblin souligne l’importance 
de l’innovation et de la formation du 
personnel. Dans sa branche d’activité, 
le regard doit toujours être tourné 
vers l’avenir.

Jean Cavadini sonne le tocsin à juste 
titre dans notre rubrique Eclairage. 
L’esprit de géométrie menace en effet 
l’esprit de finesse. A cela s’ajoute que 
les «coquecigrues» ont la vie 
dure … ! 3
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Une lance pour 
la solidarité
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Alexandre Plassard, membre de la direction  
de l’Union patronale suisse, est responsable de  
la rédaction romande d’«Employeur Suisse».



Le Comité d’economiesuisse a élu deux 
nouveaux vice-présidents: Hans Hess, 
président de l’association de l’industrie 
des machines, des équipements élec-
triques et des métaux (Swissmem) et 
Christoph Mäder, président de SGCI 
Chemie Pharma Schweiz. Hans Hess suc- 

cède à Johann N. Schneider-Ammann, 
élu au Conseil fédéral l’automne der-
nier. M. Hess a dirigé Leica Geosystems 
SA à Heerbrugg jusqu’à fin 2005, puis 
fondé la société Hanesco AG à Pfäffikon 
(SZ). Il siège au conseil d’administration 
de plusieurs entreprises industrielles. 

Christoph Mäder, président de SGCI Che- 
mie Pharma Schweiz est membre de la 
direction de Syngenta. Il y occupe plu-
sieurs fonctions: il est responsable des 
questions juridiques et fiscales et pour 
le marché helvétique. De plus, il s’oc-
cupe de divers thèmes qui concernent 
toute l’entreprise, à savoir la gouver-
nance d’entreprise, la conformité, l’en-
vironnement et la propriété intellec-
tuelle. En mai 2010, M. Mäder a été élu 
au Comité Consultatif d’Affaires et d’In-
dustrie (BIAC), l’organe consultatif offi-
ciel de l’OCDE. MM. Hess et Mäder re-
joignent M. Patrick Odier, président de 
l’Association suisse des banquiers (ASB), 
à la vice-présidence d’economiesuisse, 
qui est désormais au complet. 3	  
(economiesuisse)

Hans Hess et Christoph Mäder  
élus vice-présidents d’economiesuisse

En 2010, les chiffres d’affaires nominaux 
du secteur principal de la construction 
ont légèrement progressé par rapport 
à 2009, soit de 3,1 pour cent. Ils s’éta-
blissaient à env. 18,7 milliards de francs. 
C’est surtout le génie civil (+ 4,6 pour 
cent) qui a contribué à cette hausse. Le 

bâtiment a lui aussi affiché un accrois-
sement (1,7 pour cent), alors que la crois-
sance était négative en 2009 (– 3,7 pour 
cent). L’évolution positive dans le bâti-
ment est due avant tout au dynamisme 
dans le secteur du logement (+ 4,4 pour 
cent). C’est ce qui ressort des résultats 

de l’enquête conjoncturelle trimestrielle 
de la Société Suisse des Entrepreneurs 
(SSE) réalisée auprès de ses entreprises-
membres. L’environnement conjonctu-
rel permet d’être optimiste également 
pour 2011. 3  (Société Suisse des Entre-
preneurs) www.baumeister.ch

Secteur de la construction: chiffres d’affaires élevés en 2010

Lors de ses vœux au peuple Danois, le 
Premier ministre, Lars Lokke Rasmus-
sen, a annoncé vouloir supprimer pro-
gressivement le système de retraite an-
ticipée. Selon lui, ce programme coûte 
chaque année 16 milliards de couron-
nes (2,15 milliards d’euros), soit l’équi-
valent de 240 000 places dans l’ensei-
gnement ou trois grands hôpitaux.

Ce programme de préretraite volon-
taire pour les affiliés à l’assurance chô-
mage à partir de l’âge de 60 ans a été 
introduit en 1979 – l’âge légal de départ 
à la retraite est actuellement de 65 ans – 
dans le but de résorber le chômage des 
jeunes. Ce régime a été rapidement 

très populaire au Danemark, comme le 
montre la diminution de 14 points du 
taux d’activité des hommes de 60 à 69 
ans en 1979. Depuis, le nombre de per-
sonnes bénéficiant du programme a 
régulièrement augmenté.

En effet, ce programme de préretrai- 
te est un moyen avantageux de sortir 
du marché du travail, dans la mesure 
où il n’est pas subordonné à une réduc-
tion de la capacité de travail du de-
mandeur.

Selon le Premier ministre, maintenir 
la retraite anticipée en l’état risquerait 
d’affecter la situation économique du 
pays et nécessiterait, à terme, de faire 

des coupes budgétaires dans certaines 
dépenses telles que le financement des 
hôpitaux ou l’éducation. Le gouverne-
ment souhaite donc déposer une pro-
position de loi détaillée permettant de 
revenir progressivement sur ce dispo-
sitif. 

Selon le Premier ministre Danois, 
supprimer progressivement ce systè- 
me permettrait d’assurer les besoins en 
main- d’œuvre dans les années à venir. 
En effet, actuellement, seulement la 
moitié des Danois occupent un emploi 
et l’âge moyen de départ à la retraite 
est de 61 ans. 3  (The Copenhagen Post, 
Reuters, in UIMM, fév. 2011)

Danemark : annonce de la suppression de la retraite anticipée
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Prévisions d’embauche en Suisse

Les employeurs sont réticents sur les 
perspectives d’embauche pour le 2e 
trimestre 2011 selon les résultats de 
l’Etude Manpower.

Sur les 753 employeurs interrogés, 6 pour cent 
prévoient une augmentation de leurs effec-
tifs, 3 pour cent une baisse et 87 pour cent 
n’envisagent aucun changement. La Prévision 
Nette d’Emploi désaisonnalisée s’établit à  
moins 1 pour cent, il s’agit du résultat le plus 
pessimiste depuis le lancement de l’Etude en 
Suisse. Les intentions d’embauche diminuent 
de 1 point par rapport au trimestre précé-
dent et de 2 points par rapport au 2e trimes-
tre 2010. Urs Schüpbach, directeur général 
de Manpower Suisse, commente: «Ces résul-
tats reflètent les incertitudes auxquelles les 
employeurs sont confrontés car si le marché 
intérieur suisse est en croissance, le franc fort 
pénalise les entreprises exportatrices.»

Sur les 7 régions sondées, 3 présentent des 
perspectives de recrutement positives, 3 ne 
signalent aucun changement et la dernière 
indique un résultat négatif. Pour le second 
trimestre consécutif, Zurich (+8 pour cent) 
affiche la Prévision Nette d’Emploi la plus 
élevée. Pour la Région lémanique (+1 pour 
cent), la Prévision Nette d’Emploi diminue de 
3 points en comparaison trimestrielle, mais 
augmente de 3 points par rapport au 2e tri-
mestre 2010. Selon Urs Schüpbach, «Le fait 
que Zurich et la Région lémanique, deux ré-
gions au poids économique important, pré-
sentent des résultats positifs est un signe très 
encourageant»  3  (Manpower)

Perspectives d’Emploi en Suisse

© Manpower, Source: Perspectives d’Emploi
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Dans la statistique annuelle de l’OCDE, 
la Suisse affiche une quote-part fiscale 
basse, mais les apparences sont trom-
peuses. Contrairement à d’autres pays, 
en Suisse, une part importante de l’État 
social et d’autres tâches prescrites par 
l’État sont financées par le biais de ver-
sements obligatoires en faveur d’insti-
tutions privées. Les sommes correspon
dantes ne sont pas prises en compte 
dans la statistique officielle utilisée par 
l’OCDE. Si l’on intègre tous les verse-

ments obligatoires, la charge fiscale ef-
fective atteint plus de 40 pour cent en 
Suisse, un niveau nettement supérieur 
à la quote-part fiscale que l’OCDE nous 
attribue. De plus, la Suisse fait partie 
des quelques pays dont la quote-part 
fiscale a fortement augmenté depuis 
1990. Cette hausse reflète l’extension 
des prestations, surtout marquée dans 
le domaine social au cours des vingt 
dernières années. 3  (economiesuisse)

Quote-part fiscale de la Suisse

Bildlegende ??? 
Bildlegende ???? 

Pour la première fois depuis le 1er tri-
mestre 2007, la croissance de l’emploi 
est plus marquée dans le secteur se-
condaire que dans le secteur tertiaire. 
De plus, tous les indicateurs de l’évolu-
tion de l’emploi à court terme décrivent, 
pour le troisième trimestre consécutif, 
une tendance positive. Selon la statisti-
que de l’emploi (STATEM), le nombre 
total d’emplois a augmenté de 1,2 pour 
cent en un an. Le secteur secondaire 
renforce sa progression (+1,4 %), alors 
que la tendance dans le secteur tertiaire 
est toujours à la hausse (+1,1 %). Selon 
les indicateurs à court terme de la STA-

TEM, l’emploi devrait continuer à aug-
menter lors du prochain trimestre aus- 
si bien dans le secteur secondaire que 
dans le secteur tertiaire. En comparai-
son annuelle, l’indice des places vacan-
tes (161; +17 %), ainsi que l’indicateur 
des prévisions d’évolution de l’emploi 
(1,04; +2,6 %) annoncent une poursuite 
de la croissance de l’emploi pour le 
prochain trimestre. En corolaire, les en-
treprises annoncent à nouveau ren-
contrer plus de difficultés à recruter du 
personnel qualifié (29 %; +5,5 %). 3 	
(Extraits OFS)

Secteur secondaire : hausse de l’emploi

Les organisations internationales (OI) 
établies à Genève employaient, en 
2010, 21 459 personnes. En tenant comp- 
te des 4001 fonctionnaires des missions 
permanentes auprès de l’ONU, le nom-
bre de personnes employées par le 
secteur public international s’élevait à 
25 460, soit une hausse de 6 % cent en 
un an. Les dépenses des OI se sont 
montées à 5,488 milliards de francs 
dont 3,150 milliards correspondaient 
aux coûts salariaux. Si les OI sont de gros 
employeurs, les multinationales éta-
blies dans le canton de Genève le sont 
également. L’Office cantonal de la sta-

tistique en a recensé 931 en 2008. Bien 
qu’elles ne représentent que 4 pour cent 
des entreprises du secteur privé, les 
multinationales abritent 34 % des em-
plois privés, soit 76 177 personnes. Les 
banques internationales comptent 18 979 
employés; ce type d’établissement to-
talise 92 % des emplois bancaires à Ge-
nève, alors qu’il n’en regroupait que 
78 % en 2001. La plupart des multinatio-
nales (754) ont leur siège social à l’étran-
ger; sur les 931 qui sont implantées dans 
le canton, 754 sont d’origine étrangère 
et 177 ont leur siège social en Suisse. 3 
(OCSTAT, 20.01.2011, FERinfos fév. 2011)

Organisations internationales et multi
nationales sont pourvoyeuses d’emploi 
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soin d’un libre accès aux nouveaux 
marchés en croissance;
�de ne pas toucher à la libre circulation 33

des personnes. Un nombre suffisant 
de collaborateurs qualifiés est une 
condition vitale pour l’industrie d’ex­
portation si elle entend rester com­
pétitive. Le fait est qu’il manque des 
spécialistes qualifiés à tous les nive­
aux et que le potentiel de relève en 
Suisse diminue constamment. L’indus­
trie dépend de la possibilité de pou­
voir recruter des travailleurs qualifiés 
à l’étranger;
�que la Confédération, les cantons et 33

les partenaires sociaux fassent tout 
pour maintenir un marché du travail 
flexible. Swissmem va s’opposer à 
toutes nouvelles règlementations et 
à toute nouvelle augmentation des 
coûts salariaux;
�que les importateurs répercutent leurs 33

gains de change sur leurs clients et ab­
aissent les prix en conséquence. 

Perspectives
Il semble que le dynamisme de crois­
sance va s’affaiblir au cours des proch­
ains mois. Suite à l’augmentation des 
entrées de commandes, le chiffre d’af­
faires va progresser dans les mois à venir. 
Cependant, l’espoir d’amélioration au 
niveau des devises est mince, ce qui ne 
va pas arranger la situation des marges. 
En fin de compte, pour de nombreuses 
entreprises, le bénéfice généré sera 
insuffisant pour assurer leur survie à 
moyen et à long terme. Swissmem pen- 
se que les conséquences négatives de 
la force du franc vont encore s’aggra­
ver en 2011. 3  (Swissmem)

www.swissmem.ch

L’industrie suisse des machines, des 
équipements électriques et des métaux 
(industrie MEM), a profité en 2010 de 
l’évolution positive de la conjoncture 
globale. Par rapport à l’année précéden- 
te, les entrées de commandes ont pro­
gressé de 16,4 pour cent et même de 
29,3 pour cent au cours du 4e trimestre. 
D’octobre à décembre 2010, le chiffre 
d’affaires a pour la première fois de nou­
veau augmenté (+5,9 pour cent). Sur 
l’ensemble de l’année 2010, le chiffre 
d’affaires de la branche est cependant 
inférieur à celui de 2009 (– 1 pour cent).

A première vue, ces chiffres incitent 
à penser que la branche MEM se porte 
bien. Vu de plus près, cette impression 
est cependant vite relativée. Au niveau 
du chiffre d’affaires, en 2010 la branche 
a évolué bien au-dessous des chiffres 
enregistrés avant la crise (– 21 pour cent 
comparé à 2008). De plus, la force du 
franc sape les effets positifs de la re­
prise économique.

L’industrie MEM fortement 
touchée par la force du franc
Les résultats d’une enquête parmi les 
entreprises membres de Swissmem sur 
la force du franc mettent en évidence 
les conséquences négatives. 87 pour 
cent des entreprises indiquent être tou­
chées par la force du franc, dont 54 pour 
cent «fortement» et 33 pour cent «moy­
ennement». Les PME employant moins 
de 250 personnes sont plus fortement 
touchées que les entreprises de grande 
taille. Le problème n’est pas tant la de­
mande sur les marchés mondiaux que 
la perte de marge qui résulte de la ra­
pide appréciation de 17 pour cent du 
franc suisse. Afin de ne pas perdre de 
commandes, bien des entreprises ex­

portatrices ont été obligées de baisser 
les prix. 48 pour cent des entreprises 
ont ainsi affiché une perte au niveau 
des marges de plus de 6 pour cent. Sans 
contre-mesures, s’ensuivra inéluctab­
lement une perte de marge d’exploita­
tion. A moyen terme, cette situation 
menace la survie de nombreuses en­
treprises. 

Mesures contribuant  
à un avenir prometteur 
La majeure partie des entreprises a déjà 
adopté des mesures pour pallier à cette 
situation. A court terme, il est question 
d’acheter davantage de fournitures en 
euro, de réaliser des couvertures du ris­
que de change et – si possible – d’aug­
menter les prix. Cependant, ce ne sont 
qu’une gestion rigoureuse des coûts, 
une amélioration de l’efficacité et sur­
tout la force de l’innovation, qui auront 
des effets durables. Ceci exige beau­
coup de temps et des conditions cadres 
adéquates. Par conséquent, Swissmem 
exige: 

�la mise à disposition en 33 2012 de 50 
millions de francs supplémentaires 
pour la «Commission pour la techno­
logie et l’innovation (CTI)». Les mesu­
res décidées par le Conseil fédéral le 
16 février 2011 vont dans le bon sens, 
mais sont toujours insuffisantes. Le 
renforcement de l’innovation consti­
tue le moyen le plus efficace de main­
tenir la compétitivité. L’an dernier, il 
n’a été possible d’encourager que 43 
pour cent des projets soumis. 
�que la Confédération conclue le plus 33

rapidement possible les accords de li­
bre-échange prévus avec la Chine et 
l’Inde. L’industrie d’exportation a be­

Branche des machines

La force du franc nuit  
à une reprise durable de l’industrie MEM
Grâce à une augmentation des entrées de commandes, l’industrie suisse des machines, des équipe-
ments électriques et des métaux (industrie MEM) a surmonté en 2010 une grave crise économique. Une 
enquête parmi les entreprises membres de Swissmem démontre cependant que la force du franc pèse 
très lourd sur les marges, entraînant bien des entreprises dans la zone de perte d’exploitation. 



Sur la mauvaise voie
Un amendement constitutionnel veut retirer aux cantons et aux communes 
les compétences qui sont les leurs en matière de politique familiale pour  
les confier à la Confédération. Cette démarche est aux antipodes du système 
différencié et pragmatique d’aujourd’hui.  Thomas Daum

Thomas Daum est 
directeur de l’Union 
patronale suisse.

Traditionnellement, la politique familiale est 
surtout considérée en Suisse comme l’affaire 
des cantons et des communes. Au fil des dé­
cennies, ces collectivités ont mis sur pied des 
dispositifs de soutien familial différenciés, car 
bien adaptés aux possibilités et aux besoins 
spécifiques des régions. 

Depuis quelques années, la Confédération se 
mêle de plus en plus de politique familiale, 
avec des arguments qui se complètent en fa­
veur de l’extension et de l’harmonisation de 
l’offre de prestations publiques. En 2003, l’Etat 
central lançait un programme limité à huit ans, 
qui prévoit l’octroi d’aides financières (finan­
cement initial) à la création de structures d’ac­
cueil extrafamiliales pour enfants. En 2005,  
à la faveur d’une modification du régime des 
APG, l’assurance maternité fédérale a vu le jour. 
Depuis 2008 sont en vigueur de généreuses 
prescriptions fédérales en matière d’allocations 
familiales. En 2010, le Parlement a prolongé 
jusqu’en 2015 le programme de financement 
en faveur des crèches, et lors de la dernière 
session, les Chambres ont décidé d’étendre le 
régime des allocations familiales aux indépen­
dants. L’objection d’une majorité d’indépen­
dants à une nouvelle machinerie redistributrice 
obligatoire pour des allocations familiales a été 
balayée par le précepte «Un enfant, une alloca­
tion». Et la critique disant que la Confédération 
peut à présent se retirer du financement de 

l’encadrement extrafamilial après la création  
de 30 000 nouvelles places d’accueil n’a pesé 
d’aucun poids face à la tendance actuelle au 
renforcement du rôle de la Confédération en 
matière de politique familiale.

Dynamisation 
Ce qui jusqu’ici ne progressait que par à-coups 
est désormais l’objet d’une stratégie de dyna­
misation. Sur la base d’une initiative parlemen­
taire, la Commission de sécurité sociale et de 
santé publique du Conseil national a soumis à 
consultation un projet de texte constitutionnel 
à l’appui d’une politique familiale intégrale. 
Celui-ci propose de compléter la Constitution 
fédérale par un article 115a, dont l’alinéa 2 
donne mandat à la Confédération et aux can­
tons «d’encourager les mesures permettant de 
concilier travail et vie de famille, et de pourvoir 
en particulier à une offre appropriée de struc­
tures de jour extrafamiliales et extrascolaires». 
L’alinéa 3 va même plus loin: «Si les efforts des 
cantons ou de tiers ne suffisent pas, la Confé­
dération fixe les principes applicables à la pro­
motion des mesures permettant de concilier  
la vie de famille et l’exercice d’une activité lu­
crative et elle peut participer au financement 
des mesures prises par les cantons.»

Cet amendement constitutionnel donnerait à 
la Confédération le pouvoir d’introduire de 
nombreuses mesures au titre de la conciliation 
travail-famille, sans oublier, bien sûr, diverses 
obligations légales pour les employeurs. Mais 
surtout, l’Etat central aurait la haute main poli­
tique sur un sujet qui jusqu’ici était essentielle­
ment l’affaire des cantons et des communes.  
Il est évident qu’avec un tel déplacement de 
compétences vers le niveau fédéral, la politi­
que familiale serait idéologiquement connotée 
et perdrait une grande partie de son pragma­
tisme actuel. Cela peut apparaître souhaitable 
à certains partis désireux de se profiler à la 
faveur de cette thématique. Mais pour la poli­
tique familiale, aller de la diversité à l’unifor­
misation fédérale serait suivre une bien mau­
vaise voie! 3
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«Employeur Suisse»: Madame Staiblin, le groupe 
ABB est sorti de la crise et son carnet de comman-
des est plein. Comment se présente la situation 
pour ABB Suisse ? 
Madame Staiblin: En 2010, ABB Suisse s’est affir-
mée sur un marché très disputé. Nous avons pu 
accroître les entrées de commande de 4 pour cent 
à 3,61 milliards de francs et maintenir notre chiffre 
d’affaires. Ce résultat positif est principalement le 
fait du secteur automation, qui a pu profiter de 
l’augmentation de la demande de l’industrie. Dans 
le domaine de l’énergie, bien que les besoins soient 
clairement démontrés, les décisions concrètes en 
matière d’investissement ne suivent pas toujours. 

Quels sont les principaux objectifs pour l’avenir ? 
Quels produits et quels marchés ABB Suisse cible-
t-elle ?
ABB Suisse livre plus de la moitié de ses produits, 
systèmes et services en Europe, et sur le Vieux-Con
tinent, la Suisse est notre premier marché indivi-
duel. Mais nous fournissons également nos tech-
nologies de pointe en Asie, au Moyen-Orient, ainsi 
qu’en Amérique du Nord et du Sud. Nous consta-
tons qu’avec notre vaste palette de produits et de 
services dans les domaines de l’énergie et de l’auto-
mation, nous sommes d’ores et déjà présents sur 
tous les marchés et dans toutes les régions géo-
graphiques. La tendance actuelle à l’efficacité éner-
gétique et aux cleantech, qui constituent notre 
activité principale, nous ouvre un important po-
tentiel dans le monde entier.

En 2010, vous avez mis en service à Lenzburg un 
nouveau site de production de semi-conducteurs 
de puissance et consenti à cet effet un investisse-

ment de 150 millions de francs. Pourquoi en Suisse 
et pas en Asie, par exemple ?
Il est intéressant que cette question me soit posée 
par «Employeur Suisse » (rire). La décision d’inves-
tir 150 millions de francs dans la production de 
semi-conducteurs à Lenzburg relevait d’un intérêt 
stratégique et a été prise en toute connaissance 
de cause. Le projet de construction a été autorisé 
et réalisé en un temps record. ABB Semiconduc-
tors est leader dans la production de semi-conduc-
teurs de puissance. Ces derniers sont fabriqués en 
salle blanche selon un processus de plus de 200 éta-
pes particulièrement complexes. Nous disposons 
à Lenzburg d’un savoir-faire complet. De plus, la 
proximité avec le centre de recherche de Dättwil 
et avec notre centre de compétences pour l’élec-
tronique de puissance à Turgi, qui introduit les 
semi-conducteurs dans les produits, constituait un 
élément important. Cet exemple montre combien 
les facteurs géographiques de la Suisse sont pré-
cieux.

La demande de produits en rapport avec la dura-
bilité et l’efficacité de l’approvisionnement en éner-
gie augmente partout dans le monde. Comment 
ABB Suisse peut-elle en tirer parti ? 
L’augmentation de l’efficience énergétique, un ap-
provisionnement durable en énergie et l’amélio-
ration de la productivité industrielle sont à la fois 
des tendances mondiales et les activités de base 
d’ABB. Nous sommes donc bien positionnés avec 
nos produits, nos systèmes et nos prestations. Il 
s’agit d’ailleurs de secteurs dans lesquels l’Europe 
fait état d’un important besoin d’investissements 
et qui recèlent par conséquent un important po-
tentiel pour ABB.

Le manque de main d’œuvre qualifié est partout 
d’actualité, y compris dans l’industrie. Trouvez-
vous suffisamment de collaborateurs qualifiés, 
d’ingénieurs par exemple, et où les recrutez-
vous ?

Jasmin Staiblin, PDG d’ABB Suisse

« En tant que pionniers, nous essayons 
toujours d’avoir deux coups d’avance »
ABB Suisse a réalisé un bon exercice. L’entreprise active dans les domaines de l’énergie 
et de l’automation est parvenue à maintenir son chiffre d’affaires et à étoffer ses  
entrées de commandes. Jasmin Staiblin, présidente directrice générale d’ABB Suisse, 
s’exprime sur les objectifs de l’entreprise, le potentiel des marchés, la Suisse en 
tant que lieu de production et les atouts d’une «employeuse moderne».  René Pfister

«ABB Suisse dépend  
du libre accès au marché 
du travail.»
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ABB Suisse emploie des collaborateurs 
de 80 nationalités. Nous recrutons en 
Suisse et principalement en Europe. On 
n’a jamais assez de bonne main-d’œu-
vre qualifiée, raison pour laquelle nous 
travaillons en permanence à l’attracti-
vité d’ABB en tant qu’employeur. A cela 
s’ajoute le fait que nous sommes actifs 
dans un domaine commercial passion-
nant et que nous proposons un envi-
ronnement de travail novateur et mul-
ticulturel. Cette situation agit comme 
un aimant et attire des talents de tous 
horizons.

La libre circulation et les contingents 
en provenance d’Etats tiers sont cons­
tamment sous pression politique. Quel- 
le est la position d’ABB ?
ABB Suisse dépend du libre accès au 
marché du travail des pays de l’UE /AELE 
ainsi que d’Etats tiers. Une procédure 
d’autorisation rapide et non bureaucra-
tique est très importante pour nous.

Que fait ABB Suisse dans le domaine 
de la formation initiale et continue ?
La formation et le perfectionnement 
sont une préoccupation centrale d’ABB 
Suisse. En collaboration avec les centres 
de formation LfW, le plus grand réseau 
de formation de l’industrie suisse des 
machines, des équipements électriques 
et des métaux, nous formons chaque 
année pas moins de 420 apprentis auto
maticiens, polymécaniciens, électroni-
ciens ou informaticiens, auxquels s’ajou-
tent une trentaine de jeunes formés sur 
les sites de Genève et de Schaffhouse. 
Les apprentis reçoivent une excellente 
formation en phase avec les besoins de 
l’industrie. La formation est également 
encouragée à tous les niveaux, qu’il 
s’agisse directement de formations «on 
the job» ou de cours internes ou exter-
nes. Cette politique d’entreprise permet 
aux collaborateurs de réactualiser leur 
formation initiale, de poursuivre leur dé
veloppement et, ainsi, de maintenir leur 
capacité d’insertion sur le marché du 
travail à l’intérieur et à l’extérieur de l’en-
treprise. L’initiative revient toutefois tout 
d’abord aux collaborateurs: ils doivent 
prendre leurs responsabilités en déci-
dant eux-mêmes de la poursuite de leur 
développement, puis solliciter le soutien 
adéquat auprès de leur employeur.

L’introduction de quotas 
de femmes dans la loi pour 
les organes dirigeants de 
l’économie fait actuelle­
ment l’objet d’un débat 
politique. Une motion sur ce thème a 
même été déposée en Suisse. Que pen­
sez-vous de telles exigences ?
Sur le principe, il est bien que cette dis-
cussion ait lieu. Mais il est essentiel que 
la capacité personnelle soit toujours 
l’élément déterminant. Il ne faut pas 
des quotas, mais des qualifications, et 
ce indépendamment de l’âge, de la na-
tionalité ou du sexe!

Que fait ABB Suisse pour que ses colla­
borateurs, hommes ou femmes, puis­
sent concilier vie professionnelle et vie 
de famille ?
ABB Suisse fait beaucoup dans ce do-
maine et je pense que nous sommes 
en cela un employeur exemplaire et  
moderne. Il est important d’offrir aux 
collaborateurs un environnement leur 
permettant de concilier carrière et vie 
de famille. Chez ABB Suisse, nous avons 

par exemple onze crèches et un jardin 
d’enfants. Notre modèle de travail, avec 
un système d’annualisation du temps 
de travail et de comptes individuels 
d’épargne-temps, permet une organisa-
tion particulièrement souple du temps 
de travail. Et nous nous y retrouvons 
aussi en tant qu’employeur.

ABB s’appuie sur une longue tradition 
à Baden. Est-il nécessaire pour elle de 
maintenir cette tradition et de rester un 
employeur important dans la région ?
Nous sommes également implantés de
puis longtemps sur nos autres sites et 
sommes conscients de notre histoire. 
Notre mission ne consiste toutefois pas 
à maintenir des traditions, mais à faire 
de l’innovation. Notre regard est tou-
jours tourné vers l’avenir. En tant que 
pionniers, nous essayons toujours d’av
oir deux coups d’avance. 3
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Jasmin Staiblin est à la tête d’ABB Suisse depuis mars 
2006. Elle a démarré sa carrière chez ABB au centre de re-
cherche de Dättwil, après des études d’électronique et de 
physique à Karlsruhe et à Stockholm. ABB Suisse, qui fait 
partie du groupe ABB, a réalisé en 2010 un chiffre d’affai-
res de 3,6 milliards de francs avec quelque 6140 collabo-
rateurs. Jasmin Staiblin, 40 ans, est mère d’un enfant.
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Faits
Y. AG, de siège à Z., est active dans la 
fabrication et la commercialisation de 
produits pharmaceutiques et cosméti­
ques.

Par contrat du 22 mai 2006, prenant 
effet le 1er septembre 2006, la société a 
engagé A. en qualité de représentante 
au sein du service externe de vente pour 
la Suisse Romande. Le délai de congé 
contractuellement prévu était de trois 
mois pour la fin d’un mois après l’éché­
ance du temps d’essai. Le salaire men­
suel brut d’A., versé treize fois l’an, a 
été fixé à 9500 francs Le contrat pré­
voyait une «Mitarbeiter Gewinnbeteili­
gung», définie dans la notice intitulée 
«xxx», remise à l’employée avant son 
engagement.

Il existe, au sein de la société, une 
règle implicite selon laquelle le bonus 
de l’année écoulée n’est versé que si 
les rapports de travail du collaborateur 
ne sont pas résiliés avant le 1er mai de 
l’année suivante. A. connaissait cette 
pratique, qui lui a été rappelée avant 
son engagement.

Le 23 janvier 2009, A. a donné son 
congé pour le 30 avril suivant et a, peu 
après, été informée qu’elle ne perce­
vrait aucun bonus pour l’année 2008. 
Elle s’est opposée à cette manière de 
faire, estimant que la prime annuelle 
était un élément du salaire, ce qui a été 
réfuté par Y.

Extraits des considérants
A. soutient que la prestation litigieuse 
est un élément du salaire au sens de 
l’art. 322a CO et non pas une gratifica­
tion, comme prévue à l’art. 322d CO. 
Dans son argumentation, elle cite l’art. 18 
CO et dénonce une violation du prin­

cipe de l’égalité de traitement des tra­
vailleurs.

2.1.1  En cas de litige sur l’interpréta­
tion d’un accord de volonté, le juge 
doit tout d’abord s’efforcer de détermi­
ner la commune et réelle intention des 
parties, sans s’arrêter aux expressions 
ou dénominations inexactes dont elles 
ont pu se servir, soit par erreur, soit pour 
déguiser la nature véritable de la con­
vention; s’il y parvient, il s’agit d’une 
constatation de fait qui lie en principe 
le Tribunal fédéral conformément à 
l’art. 105 al. 1 LTF; si la volonté réelle des 
parties ne peut pas être établie ou si 
leur volonté intime diverge, le juge doit 
interpréter les déclarations faites et les 
comportements selon la théorie de la 
confiance; il doit donc rechercher com­
ment une déclaration ou une attitude 
pouvait être comprise de bonne foi en 
fonction de l’ensemble des circonstan­
ces; le principe de la confiance permet 
ainsi d’imputer à une partie le sens ob­
jectif de sa déclaration ou de son com­
portement, même s’il ne correspond 
pas à sa volonté intime; l’application du 
principe de la confiance est une ques­
tion de droit que le Tribunal fédéral peut 
examiner librement; cependant, pour 
trancher cette question, il doit se fon­
der sur le contenu de la manifestation 
de volonté et sur les circonstances, dont 
la constatation relève du fait.

2.1.2  Le droit suisse ne contient au­
cune disposition qui définisse et traite 
de façon spécifique le bonus. Selon ses 
caractéristiques, le bonus sera consi­
déré soit comme une gratification au 
sens de l’art. 322d CO, soit comme un 
élément du salaire, pouvant revêtir, se­

lon les cas, la forme d’une participation 
au résultat de l’exploitation. On en ju­
gera de cas en cas sur le vu des circons­
tances pertinentes. Cette qualification 
est déterminante, car le régime des gra­
tifications est beaucoup plus flexible 
que les règles applicables aux éléments 
du salaire. Ainsi, contrairement au sa­
laire, la gratification dépend, au moins 
partiellement, du bon vouloir de l’em­
ployeur. Si elle n’a pas été convenue 
expressément ou par acte concluant, la 
gratification est entièrement facultative 
et, si un versement a été convenu, l’em­
ployeur est tenu d’y procéder, mais il 
jouit d’une certaine liberté dans la fixa­
tion du montant à allouer. 

En l’absence d’un accord explicite, la 
gratification est considérée comme con­
venue lorsque l’employeur l’a versée 
durant plus de trois années consécuti­
ves sans en réserver, par une déclara­
tion adressée au travailleur, le caractère 
facultatif. Selon les circonstances, la gra­
tification peut être due alors même que, 
d’année en année, l’employeur a expri- 
mé et répété une réserve à ce sujet. Au 
demeurant, la gratification est acces­
soire par rapport au salaire et elle ne 
peut avoir qu’une importance secon­
daire dans la rétribution du travailleur.

 Par conséquent, un montant très 
élevé en comparaison du salaire annuel, 
égal ou même supérieur à ce dernier, 
et versé régulièrement, doit être consi­
déré comme un salaire variable même 
si l’employeur en réservait le caractère 
facultatif. Dans le cas de salaires mo­

Jugement

Bonus :  
gratification ou partie du salaire ?
La définition d’un bonus n’existe pas en droit suisse. Selon ses 
caractéristiques, le bonus sera considéré soit comme une gratification 
au sens de l’art. 322d CO, soit comme un élément du salaire. Un  
bonus élevé en comparaison du salaire est en général considéré comme 
partie variable du salaire et doit être donc payé par l’employeur.
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destes, un montant proportionnelle-
ment moins élevé peut déjà présenter 
le caractère d’un salaire variable.

2.2  Il ressort des constatations de fait 
cantonales, qui lient le Tribunal fédéral, 
que le conseil d’administration de la 
société employeuse attribue au début 
de chaque année un montant global à 
distribuer au titre de bonus de l’année 
écoulée et que l’octroi du bonus à tel 
ou tel collaborateur et le montant de 
celui-ci font l’objet d’une discussion en
tre le supérieur hiérarchique et le chef 
des ressources humaines, le chef mar-
keting pouvant encore ensuite décider 
seul d’une adaptation éventuelle du 
montant prévu; les facteurs permettant 
d’établir le principe et le montant des 
bonus tiennent à la qualité des presta-
tions personnelles des collaborateurs, 
à leur fonction, à la durée du travail dans 
l’entreprise, à leur fidélité à son égard 
et au nombre de leurs absences. Il a été 

souverainement retenu que l’employée 
a été informée, lors des entretiens ayant 
précédé son engagement, du système 
de bonus pratiqué par l’employeuse; 
il a de même été constaté que l’em-
ployée connaissait la règle implicite, se
lon laquelle le bonus annuel n’était versé 
que si les rapports de travail n’étaient 
pas résiliés avant le 1er mai de l’année 
suivante.

Il a donc bien été établi que l’em-
ployée savait que l’octroi du bonus dé-
pendait de l’appréciation de l’employ
euse et non pas du résultat réalisé par 
la société. Le sens attribué par l’em-
ployeuse à la clause litigieuse, intitulée 
«Mitarbeiter Gewinnbeteiligung», étant 
connu de l’employée, une interpréta-
tion selon le principe de la confiance 
n’entre pas en considération.

Le pouvoir d’appréciation que Y. s’est 
réservé, quant à la détermination du 
montant du bonus, est une circonstance 
caractérisant la gratification. En outre, 
celui-ci n’a été versé qu’en 2006 et 2007, 
soit durant moins de trois années con
sécutives, et revêt une importance se-
condaire dans la rétribution de la tra-
vailleuse. Alors que le salaire annuel 
brut d’A. s’élevait à 123 500 francs, le 
bonus 2008, à répartir au sein de l’of-
fice d’A., ascendait à 37 000 francs. Rien 
n’indique que celle-ci aurait eu droit aux 
30 000 francs réclamés sur les 37 000 
francs octroyés, en lieu et place de la 
moitié de ce montant – compte tenu du 
nombre de collaborateurs de l’office. 
Ainsi, le montant probablement obtenu 
se serait chiffré à 18 500 francs (37 000: 
2), ce qui représente moins de 15 pour 
cent du salaire annuel. En 2006, A. a 
perçu, en sus de la rémunération con
venue, 3300 francs pour quatre mois 

de travail et en 2007, 24 640 francs, ce 
qui, en moyenne, représente également 
un pourcentage inférieur à 15 pour cent 
du salaire annuel. Il se justifie, par con
séquent, de qualifier la prestation li
tigieuse de gratification au sens de 
l’art. 322d CO.

On ne discerne par ailleurs aucune 
inégalité de traitement entre les travail
leurs, telle que dénoncée par A. Il ne 
ressort pas de l’état de fait que l’em-
ployeuse ait accordé, pour l’année 2008, 
un bonus à d’autres collaborateurs qui 
auraient eux aussi quitté la société avant 
le 1er mai de l’année suivante. En outre, 
la jurisprudence admet que l’employeur 
subordonne, comme dans le cas d’es-
pèce, le droit à la gratification à la con
dition que les rapports de travail ne 
soient pas résiliés.

Le grief soulevé en lien avec 
la question doit être rejeté.
Pour le surplus, la recourante ne peut 
valablement prétendre à un versement 
partiel, au pro rata temporis, dès lors 
qu’un éventuel accord sur ce point au 
sens de l’art. 322d al. 2 CO fait défaut.
En conclusion, l’autorité cantonale n’a 
pas enfreint le droit fédéral en ayant 
jugé que la rémunération en cause ne 
constituait pas un élément du salaire, 
mais bien une gratification, et en ayant 
confirmé le refus de son paiement, com
pte tenu de la rupture de la relation 
contractuelle intervenue avant le 1er mai 
2009.

Arrêt du Tribunal fédéral suisse, 
1er décembre 2010 (4A_502/2010)
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«Recueil de jugements du droit du travail 2010»
Est-ce qu’un employeur peut obliger son employé à consulter un médecin de confiance ? Est-ce qu’une vidéosurveillance est  
autorisée sur le lieu de travail ? Ces questions et bien d’autres relatives au droit du travail sont thématisées par des cas concrets 
dans le «Recueil de jugements du droit du travail 2010» de l’Union patronale suisse. Dans sa nouvelle présentation, ce recueil  
est un outil de qualité idéal pour les responsables du personnel confrontés aux questions du droit du travail.  

La brochure 2010 ainsi que les éditions préalables, si celles-ci sont encore disponibles, peuvent être commandées à l’adresse suivante:
Union patronale suisse, Zurich, Fax 044 421 17 18 
secli@arbeitgeber.ch, www.arbeitgeber.ch ➔ Service ➔ Commande de publications
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Faits
Le 1er mai 2005 Y. SA; ci-après: Y., ayant 
son siège à Genève, a engagé A., domi-
cilié à l’étranger, en qualité de directeur 
général. Le contrat signé par les par-
ties, qui contient une élection de droit 
en faveur du droit suisse, prévoit une 
rémunération sous la forme d’un salaire 
fixe, de frais de représentation, ainsi que 
d’un salaire variable dont les conditions 
sont réglées dans un document annexé 
signé le même jour. L’art. 2 du contrat 
prévoit que chacune des parties peut 
donner congé moyennant un préavis 
de 180 jours. En cas de congé, Y. a la 
faculté d’exiger du directeur général 
qu’il cesse immédiatement de travailler. 
L’art. 11 du contrat permet à Y. de licen-
cier le directeur général avec effet im-
médiat dans un certain nombre de cas 
qui sont énumérés explicitement; l’ali-
néa 2 de cette disposition prévoit que 
s’il n’y a pas de justes motifs selon la loi 
suisse, le directeur général a le droit de 
percevoir une indemnité fixe correspon-
dant à un salaire annuel.

Par courrier du 29 juin 2007, Y. a mis 
fin au contrat de travail du directeur 
général pour le 30 juin 2007. Il était in-
diqué que l’employé recevrait, en ap-
plication de l’art. 11 du contrat de tra-
vail, une indemnité équivalant à une 
année de salaire.

Par courrier de son conseil du 17 août 
2007, A. a contesté la résiliation immé-
diate du rapport de travail, de sorte que 
les parties sont entrées en litige sur les 
conséquences pécuniaires de ce licen-
ciement.

A. soutient qu’il a droit cumulative-
ment au salaire pendant les six mois de 
préavis contractuel selon l’art. 2 du con

trat et à l’indemnité pour licenciement 
immédiat sans justes motifs selon l’art. 11 
al. 2 du contrat. Y. considère pour sa part 
que la réglementation de l’art. 11 al. 2 
est exhaustive en cas de licenciement 
immédiat sans justes motifs et que le 
demandeur ne peut prétendre qu’à une 
année de salaire. Constatant qu’une 
volonté réelle et concordante des par-
ties ne pouvait pas être établie, la cour 
cantonale, procédant à une interpréta-
tion normative, a considéré que A. ne 
pouvait pas cumuler l’indemnité pour 
licenciement immédiat injustifié avec 
le salaire qui lui aurait été dû en cas de 
congé ordinaire, conformément d’ail
leurs à l’opinion exprimée par des té-
moins.

Extraits des considérants
2.1  Dans son recours, A. se plaint ex-
clusivement de ce que la cour canto-
nale n’a pas cumulé l’indemnité pour 
licenciement immédiat sans justes mo-
tifs selon l’art. 11 al. 2 du contrat (une 
année de salaire) avec le droit au sa-
laire pendant la période de préavis en 
cas de congé ordinaire selon l’art. 2 du 
contrat (six mois de salaire).

S’il n’existait pas de clause contrac-
tuelle, A. aurait droit, en cas de licen-
ciement immédiat injustifié – comme 
c’est le cas en l’espèce –, à son salaire 
pendant le délai de congé ce qui repré-
senterait en l’espèce six mois de salaire 
puisqu’un délai de préavis de six mois 
a été convenu, et, en plus, à une indem-
nité selon l’art. 337c al. 3 CO dont le mon-
tant ne peut pas dépasser six mois de 
salaire du travailleur. Ainsi, l’employé 
pourrait obtenir au maximum six mois 
de salaire correspondant au gain qu’il 

aurait réalisé pendant le délai de congé 
ordinaire et une indemnité dont le mon-
tant ne peut pas dépasser six mois de 
salaire, soit au total une année de sa-
laire au maximum.

L’obligation de payer le salaire pen-
dant la durée du délai de congé ordi-
naire prévue par l’art. 337c al. 1 CO revêt 
un caractère relativement impératif en 
ce sens que l’accord des parties ne peut 
pas y déroger au détriment de la travail
leuse ou du travailleur. Bien que l’art. 362 
CO n’en parle pas, la doctrine admet 
que l’indemnité prévue par l’art. 337c 
al. 3 CO revêt également un caractère 
relativement impératif. A supposer que 
l’on admette – à la suite de la cour canto-
nale – que l’indemnité prévue par l’art. 11 
al. 2 du contrat est seule applicable, 
cette réglementation contractuelle res-
terait plus favorable au travailleur que 
le régime légal, puisqu’il obtient auto-
matiquement une année de salaire, alors 
qu’avec le système légal, l’indemnité 
de l’art. 337c al. 3 CO peut être inférieure 
à six mois de salaire et aboutir à un ré-
sultat final plus défavorable. Il n’est donc 
pas douteux que les clauses contrac-
tuelles convenues en l’espèce sont lici-
tes et qu’elles doivent être appliquées.
Comme l’a bien vu A., le litige porte ex-
clusivement sur leur interprétation.La 
cour cantonale a constaté en fait – d’une 
manière qui lie le Tribunal fédéral – 
qu’une volonté réelle concordante des 
parties n’a pas pu être établie. Il faut 

Jugement

Interprétation des clauses 
contractuelles
Si l’employeur a le choix entre donner un congé avec préavis de six 
mois accompagné de la possibilité d’une mise en disponibilité et  
un licenciement avec effet immédiat entraînant une indemnité fixe 
correspondant à un salaire annuel, l’employé ne peut pas prétendre  
que l’employeur voulait cumuler les conséquences financières de ces 
deux possibilités.

46 	 d r o i t  d u  t r ava i l



donc procéder à une interprétation 
normative selon le principe de la con­
fiance, ce qui constitue une question 
de droit.

Il est vrai que l’articulation entre les 
deux clauses contractuelles invoquées 
est particulièrement obscure et il n’est 
pas possible de dire, à la seule lecture 
du libellé de ces clauses, si elles ont un 
caractère alternatif ou cumulatif. Le ter- 
me «notwithstanding», utilisé fréquem­
ment dans les contrats rédigés en an­
glais, marque une absence de relation 
ou de contradiction entre deux dispo­
sitions; son emploi en l’espèce s’expli­
que par le fait que l’art. 11 permet un 
licenciement immédiat, alors même que 
l’art. 2 prévoit un délai de congé de 180 
jours. On ne peut cependant rien en 
déduire de décisif sur le point litigieux, 
qui est de savoir si chaque clause règle 
de manière exhaustive le cas qu’elle pré­
voit ou si les montants indiqués peu­
vent se cumuler.

Les deux clauses sont en tout cas clai­
rement séparées l’une de l’autre, ce qui 
tend plutôt à montrer qu’elles n’ont pas 
de rapport direct entre elles. L’art. 2 pré­
voit la possibilité ordinaire de donner 
congé, faculté accordée à chacune des 
parties, moyennant un préavis de 180 
jours; il est précisé, d’une manière logi­
que, que l’employé a droit à son salaire 
pendant cette durée, puisque le contrat 
ne s’éteint pas avant l’échéance, même 
si l’employeur renonce à exiger le tra­

vail. Quant à l’art. 11, il ouvre pour l’em­
ployeur seulement la faculté de résilier 
le contrat de manière immédiate, mais 
à la condition que soit réalisée l’une des 
circonstances graves énoncées dans 
cette disposition. Il s’agit ainsi d’une 
disposition spéciale qui traite du licen­
ciement abrupt. L’alinéa 2 de cette clau- 
se envisage l’hypothèse où le motif 
de résiliation ne serait pas considéré 
comme un juste motif au sens du droit 
suisse, c’est-à-dire au sens de l’art. 337 
CO qui est absolument impératif; dans 
ce cas de figure, il est prévu que l’em­
ployé a droit à une indemnité corres­
pondant à une année de salaire.

L’idée qu’il s’agit d’une clause spé-
ciale pour l’hypothèse d’un licencie­
ment immédiat sans justes motifs con­
duit plutôt à penser qu’elle régit de 
manière exhaustive les conséquences 
pécuniaires de cette situation. Ajouter 
les six mois de salaire prévus par l’art. 2 
du contrat reviendrait à appliquer une 
clause conçue pour le congé avec préa­
vis, alors que l’on se trouve dans l’hypo­
thèse d’un licenciement immédiat et 
que cette prévision fait l’objet d’une 
clause spéciale.

Lorsque des clauses contractuelles ré­
gissent une question qui est également 
réglementée par le droit non impératif, 
il faut en principe considérer qu’une 
dérogation au droit non impératif doit 
ressortir avec suffisamment de clarté 
de l’accord des parties, faute de quoi 
on doit considérer qu’elles n’ont pas 
voulu s’en écarter. Ainsi, si les parties 
conviennent, dans une vente mobilière, 
d’une garantie d’une année, il faut sup­
poser que ce délai coïncide avec celui 
de l’art. 210 al. 1 CO et ne s’ajoute pas à 
lui. Or, comme on l’a vu, l’application cu- 
mulative de l’al. 1 et de l’al. 3 de l’art. 337c 
CO conduirait à allouer au maximum 
une année de salaire. Comme l’art. 11 
al. 2 du contrat prévoit automatique­
ment (et non pas en tant que maximum) 
exactement la même conséquence pé­
cuniaire, à savoir le droit à une année 
de salaire, on doit supposer que les par­
ties avaient en vue le maximum prévu 
par la loi.

Il faut aussi observer que l’employeur 
aurait pu atteindre son but en donnant 
un préavis de six mois et en exigeant 
de l’employé qu’il cesse immédiatement 

de travailler comme le lui permettait 
l’art. 2 du contrat. Dans cette éventua­
lité, il n’aurait eu que six mois de salaire 
à payer. Qu’il ait choisi la voie du licen­
ciement immédiat sans justes motifs 
entraîne déjà – comme une sorte de 
sanction – une obligation de payer une 
année de salaire. Qu’il doive en plus 
payer encore six autres mois de salaire 
conduit à un désavantage pour l’em­
ployeur par rapport à la résiliation or­
dinaire dont on cherche en vain la jus­
tification.

Enfin, il sied de rappeler que l’em­
ployé, en tant que demandeur, assume 
le fardeau de la preuve. C’est à lui qu’il 
incombe de prouver des manifestations 
de volonté dont on puisse déduire que 
les parties entendaient cumuler la rè­
gle de l’art. 11 al. 2 et celle de l’art. 2 du 
contrat. Même si la question posée est 
en partie obscure en raison du libellé 
abstrus de la convention, il appert que 
le demandeur n’est pas parvenu à prou­
ver une quelconque déclaration de l’em­
ployeur d’où l’on pourrait inférer que 
celui-ci acceptait de cumuler les consé­
quences pécuniaires d’un congé ordi­
naire et celles d’un congé immédiat sans 
justes motifs.

Arrêt du Tribunal fédéral suisse, 
10 janvier 2011 (4A_608/2010)
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Etienne Bélat et Steven Jacob 
sont bien intégrés  
dans le monde du travail.

L’intégration prime la rente

Oui à une révision durable de l’AI et à 
l’intégration dans le marché du travail 
La 6e révision de l’AI permettra d’insérer davantage de personnes sur le marché primaire 
du travail. Des mesures d’insertion – placements à l’essai et règles de protection, par 
exemple – doivent permettre d’atteindre cet ambitieux objectif. Le patronat soutient le 
principe: «la réadaptation prime la rente». Il est pleinement disposé à faire sa part dans 
la mise en œuvre.  Roland A. Müller

L’assurance-invalidité (AI) est endettée à hauteur 
de quelque 15 milliards de francs et affiche une 
perte annuelle de plus d’un milliard de francs. Il 
est urgent de l’assainir. Le Conseil fédéral a défini 
à cette fin un plan en plusieurs étapes, qui doit à 
présent être appliqué de manière conséquente. Il 
s’agit de remettre à l’honneur le principe de base 
de l’AI: «L’insertion avant tout!» Autrement dit, l’AI 
doit (re)devenir une assurance soucieuse en prio-
rité d’intégrer les assurés dans la population ac-
tive. Ce changement de paradigme a été matéria-
lisé avec la 5e révision de l’AI, qui a, pour l’essentiel, 
créé des instruments permettant de maintenir les 
personnes handicapées dans le monde du travail. 
La 6e révision de l’AI confirme ce retour au prin-
cipe de l’assurance d’insertion en encourageant le 
placement des actuels bénéficiaires de rentes. 

Avec ces «sorties de rentes» vers l’emploi, le total 
(pondéré) de celles-ci, qui s’élève actuellement à 
250 000, doit être réduit d’environ 5 pour cent, 
soit de 12 500, entre 2012 et 2018. Cet objectif est 
ambitieux, mais pas irréalisable. Pour y parvenir, 
un effort collectif des employeurs, des offices AI et 
des personnes concernées est nécessaire. Tous ces 
acteurs doivent être conscients qu’une importante 
contribution leur est demandée pour éliminer le 
déficit structurel de l’AI, jusqu’à l’expiration, fin 2017, 
du régime du financement additionnel. 

Instruments d’insertion  
prévus par la révision 6a de l’AI 
La première partie de la 6e révision de l’AI, appelée 
6a, a été votée par le Parlement lors de sa session 
de printemps et devrait – sous réserve d’un réfé-
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rendum – entrer en vigueur le 1er jan-
vier 2012. Intégrer plus de personnes 
handicapées dans le marché primaire 
du travail est le premier de ses objec-
tifs. Des emplois vacants doivent être 
occupés par ces personnes lorsque leurs 
handicaps ne l’interdisent pas ou peu-
vent être surmontés grâce aux mesu-
res de réinsertion appropriées de l’AI. 
Une batterie d’instruments est destinée 
à contrer les incitations négatives à 
l’égard des employeurs et des person-
nes concernées qui, aujourd’hui, font 
obstacle à l’insertion dans la vie profes-
sionnelle.

Placement à l’essai  
et règles de protection 
Pour assurer le succès de cette réadap-
tation, la révision prévoit entre autres 
la possibilité d’un «placement à l’essai» 
durant 180 jours. Il s’agit-là d’une me-
sure de l’AI et non d’une relation de tra-
vail. Le placement à l’essai est donc 
sans risque pour les deux parties. L’em-
ployeur peut en outre compter – c’est 
surtout important pour l’insertion d’in-
dividus souffrant de problèmes psychi-
ques – sur le soutien spécialisé (coach
ing) des offices AI pour la prise en 
charge des personnes concernées. Les 
placements à l’essai, prises en charge 
et mesures analogues diminuent les 
risques financiers et de politique du 
personnel qui dissuadaient jusqu’ici 
certains employeurs d’embaucher des 
personnes handicapées.

La révision prévoit une règle de pro-
tection de trois ans en faveur des per-
sonnes concernées, au cas où leur réin-
sertion échouerait. En cas de nouvelle 
perte de productivité liée à la santé du-
rant ces trois années, l’AI octroie une 
prestation transitoire rapidement et 
sans tracasseries administratives, tout 
en procédant à une nouvelle évalua-
tion du niveau d’invalidité. On répond 
ainsi efficacement à la crainte des per-
sonnes concernées de perdre leur rente, 
à la suite d’une tentative ratée de réa-
daptation. 

De son côté, l’employeur n’est pas 
tenu de déclarer le cas à son assurance 
d’indemnités journalières, ce qui lui 
évite de voir ses primes augmenter et 
le protège d’une éventuelle résiliation 
de sa police d’assurance. 

Fonction clé  
des offices AI cantonaux 
Les mesures esquissées ci-dessus amé-
liorent grandement, au profit des assu-
rés aussi bien que des employeurs, les 
conditions-cadres de réinsertion pro-
fessionnelle des personnes souffrant 
d’un handicap. La réalisation des objec-
tifs de réinsertion dépendra étroitement 
des relations entre les employeurs et 
les offices AI cantonaux, offices à qui il 
appartient d’être le contact «sur le ter-
rain» des employeurs dans le processus 
de réinsertion, c’est-à-dire d'adéquation 
du profil du poste avec le profil profes-
sionnel et de réadaptation de l’assuré. 
Tout comme les offices régionaux de pla
cement de l’assurance-chômage (ORP), 
ils jouent un rôle primordial dans la 
réadaptation des personnes handica-
pées.

De même, les plateformes de place-
ment privées sur Internet, à l'exemple 
de www.myhandicap.ch de la Fonda-
tion MyHandicap (Emplois pour han
dicapés – Handicapés pour emplois), con- 
tribuent à améliorer l'adéquation en 
question. En outre, il est impératif d’in-
tensifier et de coordonner les contacts 
entre les employeurs, les offices AI et 
les institutions de réadaptation privées 
par le biais du travail en réseau (www.
netzwerk-arbeit.ch), comme le font par 
exemple «IPT intégration pour tous» 
et «Profil – Travail & Handicap».

Sensibilisation  
de tous les acteurs
En plus des offices AI cantonaux dont 
les effectifs ont été renforcés, toutes 
les parties impliquées dans le processus 
de réinsertion professionnelle – em-
ployeurs, personnes handicapées, sa-
lariés, ainsi que la société dans son en-
semble – doivent être sensibilisés à la 
tâche que représente la réinsertion sur 
le marché du travail et motivées dans 
ce sens. 

Des mesures ciblées doivent être en-
gagées dans ce but, par l’intermédi- 
aire d’associations, des médias ou d’au-
tres canaux d’information appropriés, 
comme le portail d’information www.
compasso.ch qui renseigne les em-
ployeurs sur les aspects de la réinser-
tion et présente des exemples concrets 
de réinsertion réussie.

Engagement des employeurs  
en faveur de l’intégration 
L’Union patronale suisse est convaincue 
que les nouveaux instruments légaux 
et une évolution générale des mentali-
tés contribueront au succès des efforts 
d’intégration volontaires. Nous sommes 
tous conscients que la réinsertion sur 
le marché du travail des 17 000 bénéfi-
ciaires d’une rente AI visée par la 6e ré-
vision de l’AI est un objectif ambitieux, 
mais la nécessité d’assainir l’AI ne nous 
laisse pas le choix. Quoi qu’il en soit, le 
patronat est pleinement disposé à faire 
sa part dans la mise en œuvre du prin-
cipe «L’intégration avant la rente». Pour 
soutenir ce principe, le paquet de me-
sures du premier volet de la 6e révision 
de l’assurance-invalidité doit être rapi-
dement mis en œuvre. Le Parlement a 
fait le nécessaire en approuvant le pro-
jet de révision lors de sa session de 
printemps. Cependant, les premiers 
adversaires de la révision ont déjà an-
noncé leur intention de demander un 
référendum. L’aboutissement de cette 
demande retarderait, voire empêche-
rait l’entrée en vigueur d’importants 
outils d’intégration. Nul ne peut avoir 
un intérêt, et surtout pas les bénéficiai-
res d’une rente AI, à ce que les chances 
d’intégration des personnes avec han-
dicap sur le marché primaire de l’em-
ploi soient d’emblée compromises. 

Si la révision 6a de l’AI entre en vi-
gueur comme prévu le 1er janvier 2012, 
une grande campagne d’information 
et de sensibilisation devra encore être 
mise en route pour présenter de plus 
près aux employeurs les nouvelles me-
sures d’intégration. Mis à part les acti-
vités déjà évoquées, l’Union patronale 
suisse compte déployer – conjointe-
ment avec les autorités et d’autres or-
ganisations – d’importants efforts sup-
plémentaires ces prochains mois pour 
faire en sorte que le cadre légal ainsi 
amélioré soit utilisé de manière opti-
male pour faciliter l’intégration des per
sonnes handicapées. 3

Roland A. Müller est membre de la direction 
de l’Union patronale suisse.
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de personnes ayant une capacité ré­
duite sont actuellement utilisées, l’en­
gagement de personnes handicapées 
extérieures aux CFF n’est possible que 
ponctuellement lors de postulations 
classiques. La décision relève alors de 
la compétence du responsable local.

Electrolux SA : réduction 
marquée de l’absentéisme
Le taux d’absentéisme de 3,7 pour cent 
relevé parmi ses 300 collaborateurs a 
incité l’usine Electrolux SA de Schwan­
den dans le canton de Glaris à intro­
duire en 2005 un système de manage­
ment de la santé et de la sécurité au 
travail. La société fabrique des cuisiniè­
res et des plans de cuisson du segment 
supérieur pour le marché national et 
l’exportation. Martin Leutenegger, di­
recteur adjoint et responsable du per­
sonnel explique: «Du fait des risques 
dans l’entreprise, les cotisations à la 
caisse de pension auraient dû être rele­
vées de 1 pour cent des salaires, soit 
180 000 francs. Après l’introduction de 
mesures appropriées, cela n’a plus été 
nécessaire.»

La firme est ainsi parvenue à réduire 
l’absentéisme d’un quart jusqu’à la fin 
2009 (23,5 pour cent). Depuis lors, sept 
collaborateurs ont pu être réintégrés 
en peu de temps. Ce succès a notam­
ment été possible grâce à la collabora­
tion partenariale avec Helsana, qui a 
activement soutenu Electrolux aux cha­
pitres de la gestion de la santé et de la 
sécurité au travail ainsi que du case 
management. Globalement, la firme 
glaronnaise économise chaque année 
200 000 francs de frais directs. Elle par­
ticipe en outre au projet pilote FER, 
dont l’objectif est l’identification pré­

en 2010. Pas moins de 438 cas de réin­
sertion professionnelle ont pu être ré­
solus; 42 pour cent des personnes con­
cernées ont repris leur activité – parfois 
grâce à des adaptations apportées au 
poste de travail, et 16 pour cent d’en­
tre elles ont trouvé une nouvelle acti­
vité plus adéquate dans un autre ser­
vice ou une autre entreprise. Le contrat 
de travail a été dénoncé pour raisons 
médicales ou autres dans 42 pour cent 
des cas.

Six francs d’économies  
par franc investi
Le case management interne des CFF a 
également permis de réduire l’absen­
téisme de 17 pour cent entre 2006 et 
2009 dans les grandes entreprises. La 
part des absences de collaborateurs 
totalisant 90 jours d’absence cumulés 
ou plus a pu être considérablement ré­
duite. Ces succès ont des effets prou­
vés sur les coûts. En 2009, les CFF ont 
par exemple économisé 6 francs de frais 
de réinsertion par franc investi depuis 
la mise en œuvre systématique d’ef­
forts d’intégration !

Les possibilités de réinsertion des col­
laborateurs aux CFF sont limitées en 
raison des normes de sécurité sévères 
applicables à nombreux postes de tra­
vail aux chemins de fer. Etant donné 
que toutes les possibilités d’intégration 

A première vue, intégrer les personnes 
handicapées dans l’économie semble 
être une tâche très difficile. Comment 
concilier performances et handicap, 
maîtrise du marché et charges supplé­
mentaires, chiffre d’affaires et soutien? 
Il existe des employeurs qui attachent 
une grande importance aux incidences 
sociales, des entrepreneurs qui enga­
gent des personnes handicapées à la 
suite d’une expérience personnelle et 
des sociétés qui aident des personnes 
à performances réduites à se réinsérer 
sur le marché de l’emploi.

CFF : « Assumer  
sa responsabilité sociale »
Prenons l’exemple des CFF. En 2010, 
cette grande régie a réinséré 247 colla­
borateurs ayant souffert d’une longue 
maladie ou subi un grave accident; en 
2009, elle avait déjà contribué à la réin­
sertion professionnelle de 265 person­
nes. Cela avec un effectif de quelque 
28 000 collaborateurs et grâce au tra­
vail du service interne de case mana­
gement. Markus Jordi, le responsable 
des ressources humaines des CFF ex­
plique: «Les CFF assument leur respon­
sabilité sociale; l’ex-régie fédérale con­
sidère qu’il est de son devoir de tout 
mettre en œuvre pour conserver dans 
l’entreprise les collaborateurs ayant des 
problèmes de santé et de ne pas laisser 
au marché du travail ou aux assurances 
sociales le soin de s’en occuper.»

Les CFF ont adopté «une attitude en­
trepreneuriale allant dans le sens de 
l’intérêt social». Les chiffres montrent 
qu’il ne s’agit pas d’une phrase vide de 
sens. Les 26 collaborateurs du service 
interne de case management des CFF 
ont ainsi encadré 1023 collaborateurs 

Réinsertion dans le marché du travail

Les entreprises qui emploient des personnes 
à performances réduites sont récompensées
Les personnes handicapées font du bon travail. Telle est l’opinion de nombreux employeurs suisses. 
Les exemples de trois entreprises – une grande, une moyenne et une petite – montrent qu’il vaut la 
peine d’engager des personnes souffrant d’une incapacité et que la gestion de la santé au travail 
donne des résultats tangibles.  Jürg Wiler

« La loyauté, le zèle 
et l’assiduité des 
personnes handica-
pées rayonnent sur 
toute l’entreprise. »
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coces et la réinsertion rapide des per­
sonnes dont les performances sont ré­
duites.

Actuellement, Electrolux emploie six 
personnes souffrant d’un handicap. Cer­
tains de ces collaborateurs des unités 
de production travaillaient déjà chez 
Electrolux avant d’être frappés par une 
incapacité. Hanspeter Schlittler, 64 ans, 
paralysé depuis les hanches depuis sa 
naissance, travaille par exemple dans 
l’entreprise depuis 44 ans.

« La promotion de la santé 
renforce la place économique »
«L’intégration de personnes ayant une 
incapacité est payante, aussi bien pour 
le salarié que pour l’employeur», af­
firme Martin Leutenegger. Les collabo­
rateurs sont motivés et leurs perfor­
mances sont bonnes. En outre, les 
autres collaborateurs apprennent par 
leur propre expérience à assumer une 
responsabilité vis-à-vis des plus faibles 
et à avoir des égards pour eux. Cela se 
traduit par un bon climat social dans 
l’entreprise. Et quels sont les inconvé­
nients? Etant donné que le rythme d’une 
chaîne de montage est trop rapide pour 
la plupart des personnes handicapées 
et que celles-ci travaillent générale­

ment à temps partiel, une réglementa­
tion particulière a dû être édictée. «C’est 
une charge supplémentaire pour nous», 
souligne Martin Leutenegger.

Compte tenu de l’aspect économique 
de la réintégration, le responsable des 
ressources humaines est cependant vo­
lontiers disposé à assumer cette dé­
pense. «En tant qu’entreprise, nous 
avons une responsabilité sociale vis-à-
vis de nos collaborateurs», dit-il, «nous 
leur ouvrons une perspective qui leur 
permet de ne pas dépendre d’une 
rente après un accident ou une mala­
die». Les personnes concernées se­
raient alors abandonnées à la collecti­
vité, qui devrait supporter les coûts. «Si 
nous intéressons les collaborateurs aux 
thèmes de la promotion de la santé et 
de la sécurité au travail et parvenons 
ainsi à réduire l’absentéisme, nous ren­
forçons l’attrait de la place économi­
que suisse réputée chère», martèle le 
directeur adjoint.

H & G Meister SA : une personne 
sur sept est handicapée
Les sociétés H & G Meister SA/Ammer 
SA à Zürich et Rümlang emploient des 
personnes handicapées depuis 30 ans. 
«Nous n’avons fait que de bonnes ex­

périences», souligne le patron Chris­
tos Fokas. L’entreprise familiale créée 
voilà 73 ans est active dans l’usinage 
de métaux et les moulages en plasti­
que par injection. Elle emploie 27 col­
laborateurs, dont 4 avec un déficit de 
performances. Pour Christos Foka, il est 
très important de vivre la notion de fa­
mille au quotidien. Aucune tâche n’est 
réservée explicitement aux personnes 
handicapées. Chacun est considéré 
comme un collaborateur de même 
valeur.

Son fils Christian Fokas, membre de 
la direction, ne voit que des avantages 
à l’intégration: «Chaque être humain a 
droit à une chance. La loyauté, le zèle 
et l’assiduité des personnes atteintes 
de déficiences rayonnent sur toute 
l’entreprise.» Aucun inconvénient n’a 
été relevé au niveau de la production. 
Et si un salarié a un problème avec un 
collaborateur handicapé, l’entreprise 
s’en sépare sans état d’âme.

Ces exemples montrent bien qu’il 
est tout à fait possible d’intégrer les 
personnes handicapées dans l’écono­
mie. 3
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Hanspeter Schlittler, paralysé depuis sa naissance, travaille chez Electrolux depuis 44 ans.
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dépendamment du fait que cette pers-
pective serait désastreuse pour lui- 
même et la société, l’intégration au 
marché du travail primaire est aussi 
une très bonne affaire sur le plan finan-
cier», souligne Adrian Häggi. «La parti-
cipation des jeunes à mon atelier coûte 
nettement moins au contribuable qu’
une dépendance durable de l’aide de 
l’Etat ou que les conséquences de la 
criminalité».

Türöffner offre  
un soutien personnalisé
La mission dont s’est chargé M. Häggi 
est tout sauf aisée. Les jeunes tirent 
prétexte du moindre rhume pour res-
ter chez eux. Ils n’ont pas l’habitude de 
se prendre en main et d’aller au bout 
d’un effort. Ni de s’attaquer de manière 
rationnelle à leurs problèmes, qu’ils sont 
plutôt tentés de résoudre par la violen- 
ce. Voilà pourquoi il leur faut un enca-
drement individualisé, souligne l’édu-
cateur.

C’est précisément ce qui différencie 
Türoffner des autres formules destinées 
aux jeunes qui ne trouvent pas de place 
d’apprentissage après l’école obligatoire. 
«Il ne suffit pas d’aider ces jeunes à ré-
diger des demandes d’emploi, à amé-
liorer leur pratique de l’informatique et 
à exercer leurs talents manuels», expli-
que Häggi. «Comme il leur manque les 
qualités personnelles et sociales élémen
taires dont tout travailleur a besoin pour 
occuper un poste normal, il s’agit en 
priorité de les en doter». 

Les jeudis, le participant Patric* est 
chargé de rédiger des demandes d’em-
ploi. Il est aidé dans cette tâche par le 
coach Beat Hauri. Le matin, Patric a be
aucoup de peine à se concentrer. Il se 
lève sans cesse de sa chaise, se dirige 
vers le sac de frappe et lui assène de 
puissants coups bien dirigés. 

Souvent, le matin, Adrian Häggi se re-
trouve seul dans son atelier jeunesse 
baptisé «Work and Box», situé dans une 
zone industrielle de Wildegg, en Argo-
vie. Il prend alors son téléphone et ap-
pelle un de «ses» jeunes: «Où es-tu, que 
fais-tu à cette heure, la journée de tra-
vail a commencé depuis longtemps!» 
Par ce froid jeudi de janvier, deux jeu-
nes sur cinq seulement sont présents. 
«Les trois autres se sont fait porter ma-
lades. Les basses températures rendent 
l’excuse plus plausible que d’autres 
fois», confie en souriant M. Häggi. Mais 
ce diplômé fédéral en pédagogie du 
travail, à la fois job-coach confirmé et 
boxeur expérimenté, n’abandonne ja-
mais. 

Perspectives pour  
des jeunes dans l’impasse
Ses jeunes sont des cas lourds. «Avec 
eux, nous reprenons le travail au stade 
où d’autres renoncent», explique le 
coach. Celui-ci a fondé son organisation 
à but non lucratif «Türöffner» (l’ouvre-
portes) il y a tout juste deux ans avec 
l’appui de personnes privées, d’entre-
prises et d’institutions qui ont mis à sa 
disposition des services et du matériel. 
«Sans ce soutien, dont je remercie en 
particulier l’entreprise de construction 
Walo Bertschinger, Türöffner n’existerait 
pas».

L’organisation de jeunesse Türöffner 
bénéficie d’une reconnaissance offici- 
elle. Elle est destinée aux garçons de 
14 ans au moins. Garçons dont les autres 
particularités sont d’être des malfaiteurs 
connus de la justice ou des services de 
police, prédisposés à la violence, le plus 
souvent sans diplôme scolaire, très mal 
socialisés et souffrant généralement de 

problèmes d’addiction ou d’endette-
ment. Ce programme «ouvre-portes» 
veut ouvrir à ces jeunes les voies du 
marché du travail primaire et de la nor-
malité sociale.

Prenons l’exemple de Marco:* Il a vingt 
ans, est en phase de sevrage alcoolique, 
porté à la violence, sans formation et 
vit de l’aide sociale. Un jour, il a rencon-
tré une travailleuse sociale qui l’a per-
suadé d’en finir avec l’oisiveté et l’a di-
rigé vers Türöffner.

Les autorités suivantes adressent aus- 
si à M. Häggi des jeunes portés à la vio-
lence, en lui versant pour chacun un 
forfait journalier: le Tribunal de la jeu-
nesse, les offices régionaux de place-
ment, les Offices AI ou encore le service 
d’assistance Team 1155 du Département 
argovien de l’instruction publique. Le 
mandat de l’éducateur est celui-ci: sur 
une période de douze mois au maxi-
mum et du lundi au vendredi, à raison 
de journées d’atelier allant de huit heu-
res du matin à cinq heures de l’après-
midi, ce travailleur social expérimenté 
a la tâche de rendre ces jeunes hommes 
intéressants pour le marché primaire 
du travail et les aider à trouver une pla- 
ce d’apprentissage ou un emploi. 

Türoffner n’est pas la première chance 
qui s’est offerte à Marco de s’intégrer 
au marché du travail. Mais c’est aujour
d’hui sa dernière. S’il ne la saisit pas, la 
seule issue qui l’attend est l’aide sociale 
ou le plongeon dans la criminalité. «In-

Intégration dans le marché du travail

Une chance pour les jeunes gens violents 
Ils sont jeunes, de sexe masculin, n’ont ni formation ni emploi et sont enclins à la violence: dans 
l’atelier «travail et boxe» («Work and Box») les participants au programme Türöffner d’aide à la jeunesse 
se voient offrir une dernière chance d’entrer dans la vie active et dans la société.  Silvia Oppliger

* prénoms modifiés par la rédaction. 

«Dans le combat,  
les jeunes sont 
confrontés à eux-
mêmes, à leurs  
propres limites».
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La boxe permet d’entrer en con­
tact avec ces jeunes si renfermés
Quand rien ne va plus, on interrompt 
le travail pour se tourner vers la boxe, 
selon le programme inscrit dans le nom 
même de l’atelier de jeunesse: «work 
and box». «A travers la boxe, nous pour­
suivons sur un plan non verbal ce que 
nous cherchons à obtenir au quotidien 
par le dialogue avec les jeunes», expli­
que l’éducateur.

«Dans le combat, les jeunes sont con­
frontés à eux-mêmes, à leurs propres 
limites. Ils apprennent à matérialiser 
leurs peurs et leurs problèmes et à ne 
plus les esquiver. Ils ont devant leurs 
yeux un objectif qu’il leur faut atteindre 
en faisant preuve de détermination et 
d’endurance.» Cet objectif diminue leur 
agressivité et permet aux éducateurs 
d’accéder à ces jeunes d’ordinaires si 
renfermés. 

Ce concept, appelé «boxe thérapie», 
Türöffner l’a repris de l’association «Hand 
in» à Munich. Dans la capitale bavaroise, 
on s’emploie avec succès depuis 2002 à 
préparer à la vie professionnelle des 
jeunes hommes ayant des propensions 
à la violence. 

Sur le ring, l’entraîneur Thorsten Jägle 
est opposé à Patric. «A la boxe», relève 
Adrian Häggi, «le turbulent Patric de­
vient un autre homme: très concentré, 
bonne tenue de corps, pas une once 
d’agressivité mais, au contraire, une 
attitude respectueuse à l’égard de l’ad­
versaire. Le but est d’obtenir qu’il se 
comporte de la même manière hors du 
ring». 

Patric, 16 ans, violent et «kiffeur» ré­
gulier, a été dirigé sur le Team 1155. 
«Pour lui, m’ont dit les autorités, le trai­
tement demandera à coup sûr bien plus 
de 12 mois», confie M. Häggi. Patric est 
un cas grave, bien qu’il n’ait nullement 
conscience de l’être. Il nous dit par ex­
emple qu’il s’inscrira le jour même pour 
une place d’apprentissage en peinture 
et qu’il commencera en été … M. Häggi 
ne le contredit pas.

De toute façon, pour le directeur de 
«Work and Boss», il est rare qu’un cas 
soit définitivement réglé. Même lors­
que les jeunes quittent son atelier parce 
qu’ils ont trouvé une place d’apprentis­
sage ou un emploi, il les accompagne 
dans leur parcours. «Nous sommes cer­

tes leur dernière chance, mais nous leur 
accordons toujours une chance supplé­
mentaire. Pas seulement une deuxième, 
mais une troisième, une quatrième chan- 
ce aussi.»

Les employeurs qui travaillent avec 
Häggi le savent. Ses jeunes peuvent ef­
fectuer un stage chez eux, y découvrir 
le monde du travail et même se voir of­
frir un emploi fixe. Mais quand des pro­
blèmes se présentent – et c’est souvent 
le cas – papa Häggi est encore là! 

Häggi soutient 
durablement ses jeunes
«C’est important pour les garçons aus- 
si», précise celui-ci. «Ils doivent savoir 

qu’ils ont toujours quelqu’un vers qui 
se tourner même quand ils ont de nou­
veau fait un faux-pas». L’éducateur 
Häggi veut leur offrir cet appui jusqu’à 
ce qu’ils se trouvent eux-mêmes, par­
viennent à structurer leur personnalité 
et se ménagent un accès au monde du 
travail. 3 

www.workandbox.ch
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Adrian Häggi, en haut à droite: «Nous sommes certes leur dernière chance, mais nous leur accordons 
toujours une chance supplémentaire». Sur la photo: participants, collaborateurs et visiteurs à l’atelier.
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ces mettent en évidence une sous-éva-
luation manifeste du coût des PC fa-
milles. Il y a donc fort à parier que le 
taux de 0,12 pour cent prendra rapide-
ment l’ascenseur pour faire face aux 
besoins croissants de financement. Cette 
crainte est renforcée par le système 
de financement qui, avec des cotisati
ons paritaires, devrait rendre les pres-
tations exportables au regard des ac-
cords bilatéraux entre la Suisse et l’UE. 
La clause de domicile ne saurait être 
valablement opposée notamment à un 
frontalier qui cotise sur un salaire perçu 
en Suisse. Ce risque évident n’a toute-
fois pas été pris en compte par les ini-
tiateurs du projet. 

Un arrosage mal ciblé
Venons-en au concept même des PC 
familles, qui nous sont vendues comme 
un remède à la pauvreté et dont le but 
affiché est de soulager les «working 
poors». Qu’en est-il en réalité? Le nom-
bre de ménages bénéficiaires devrait 
avoisiner 6000 et seulement 900 famil
les (soit moins de 0,5 pour cent des fa-
milles vaudoises) sortiraient de l’aide 

sociale. Mais surtout, l’aide financière 
n’est pas réservées aux véritables «wor
king poors». En effet, selon la définition 
fédérale généralement admise et à la-
quelle se réfèrent les initiateurs du pro-

Les organisations patronales vaudoises, 
dont la Chambre vaudoise du commer- 
ce et de l’industrie CVCI, et plusieurs 
partis du Centre-droit ont lancé un réfé-
rendum contre ce nouvel impôt sur le 
travail, qui a remporté un franc succès 
avec plus de 17 000 signatures récoltées 
(minimum requis: 12 000), malgré les 
fêtes de fin d’année. La votation popu-
laire est agendée au 15 mai prochain. 
Peu encline à lancer des référendums, 
la CVCI a toutefois jugé qu’il était de 
son devoir de combattre une nouvelle 
ponction sur les salaires devant servir à 
financer une extension du filet social. 
De nombreuses raisons expliquent cette 
stratégie; seules les principales sont dé
veloppées ci-après. 

Un financement inacceptable
Le premier défaut tient au financement. 
La mise en place du dispositif semble 
être dirigée avant tout par la volonté 
d’alléger la facture d’aide sociale à 
charge des collectivités publiques, en 
transférant ces coûts sur les entreprises, 
les salariés et les indépendants. Les po-
litiques responsables d’une telle mesure 
pourront ainsi se targuer d’améliorer les 
prestations sociales, sans – ou presque – 
bourse délier. Ce jeu est dangereux. 
Outre le fait qu’il appartient à l’État de 
financer, par l’impôt ou des économies, 
les prestations sociales qu’il estime op-
portunes, l’introduction de nouvelles 
cotisations salariales pénalise lourde-
ment l’emploi. A l’heure où la concur
rence internationale et intercantonale 
s’accroît et où l’assainissement des assu
rances sociales existantes relève d’une 
véritable gageure, il est particulièrement 
mal venu d’instaurer de nouveaux pré-
lèvements. Ce d’autant que le canton 

de Vaud n’est pas en reste avec l’intro-
duction récente de cotisations à charge 
des employeurs pour financer l’accueil 
de jour des enfants, un fonds de forma-
tion professionnelle et l’augmentation 
des allocations familiales (+ 0,25 pour 
cent). Et cela sans compter les mesures 
prises au niveau fédéral.

Des coûts sous-évalués
Le problème du financement est accen-
tué par le fait que le coût (51 millions 
de francs) paraît clairement sous-éva-
lué. Avec quelques 6000 ménages bé-
néficiaires des PC familles, la prestation 
moyenne par famille s’élève à 8600 
francs. Or, dans le canton du Tessin, qui 
connaît un régime analogue et où le 
coût de la vie est inférieur au canton 
de Vaud, ce montant est de 12 700 francs. 
Dans le projet genevois, il est évalué à 
18 000 francs. Bien que les systèmes ne 
soient pas identiques, de telles différen-

Canton de Vaud

Prestations complémentaires pour familles : 
un nouvel impôt sur le travail !
Le 23 novembre 2010, le Grand Conseil vaudois adoptait la loi sur les prestations complémentaires 
cantonales pour familles et les prestations cantonales de la rente-pont (LPCFam). Ce dispositif  
allège la facture d’aide sociale en transférant ces coûts sur les entrepreneurs, les salariés et les indé
pendants.  Mathieu Piguet

L’introduction 
de nouvelles coti- 
sations salariales 
pénalise lour- 
dement l’emploi.
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Mathieu Piguet, sous-directeur de la CVCI.
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jet, est considérée comme «working 
poor» toute personne âgée de 20 à 59 
ans exerçant une activité professionnel- 
le et vivant dans un ménage pauvre 
dont le volume de travail cumulé 
s’élève à au moins un emploi à plein 
temps. Or, le régime vaudois ne prévoit 
aucun taux d’activité minimum et se li-
mite à fixer un seuil d’entrée à 24 370 
francs pour un couple, soit un montant 
à ce point bas qu’il permet l’octroi de 
prestations à des couples dont le taux 
d’activité cumulé n’atteint même pas un 
mi-temps! Et ce n’est pas la franchise de 
5 pour cent sur le revenu obtenu qui 
peut être de nature à inciter les bénéfi-
ciaires à travailler davantage.

Dans bien des cas au contraire, les 
bénéficiaires ne se risqueront pas à 
augmenter leur revenu, sous peine de 
perdre leur droit au remboursement 
des frais de garde pour enfants notam-
ment. Le danger est même bien réel de 
voir certains couples réduire leur temps 
de travail et compenser la perte de re-
venu y relative par les PC familles. Dans 

ces conditions, pourquoi s’échiner à 
travailler davantage pour un revenu 
disponible identique?

A noter enfin que nombre des béné-
ficiaires des PC familles retourneront à 
l’aide sociale le jour où leur dernier en-
fant aura fêté son 6e, respectivement 
16e anniversaire (voir les explications 
ci-dessus «le concept»). Il est en effet 
illusoire de croire que les bénéficiaires 
des PC familles pourront augmenter 
leurs revenus de manière substantielle 
simultanément à la fin de ces presta-
tions.  

En conclusion
Ce nouveau régime vaudois est coû-
teux, mal conçu et rate sa cible. Il laisse 
la désagréable impression que ses au
teurs n’avaient d’autre but que de trou-
ver un moyen d’alléger les comptes de 
l’Etat sur le dos des entreprises et des 
salariés, sans pour autant s’attaquer à la 
réelle problématique des «working 
poors». La campagne ne sera pas facile, 
mais nous nous efforcerons de convain-

cre les citoyens vaudois qu’ils ont tout 
intérêt à refuser ce nouvel impôt sur le 
travail. 3

Informations complémentaires sur 
www.impot-sur-le-travail-non.ch

Le régime vaudois se compose de deux volets qui prévoient, 
d’une part, des prestations complémentaires pour familles (PC 
familles) et, d’autre part, un système de rente-pont. A droit aux 
PC familles toute personne domiciliée dans le canton de Vaud 
depuis 3 ans au moins, vivant en ménage commun avec des 
enfants âgés de moins de 16 ans et faisant partie d’une famille 
dont les dépenses reconnues sont supérieures aux revenus  
déterminant au sens de la loi. Les «dépenses reconnues» cor-
respondent à un montant forfaitaire – selon la taille du mé-
nage – destiné à couvrir les besoins vitaux, auquel s’ajoutent 
les frais de loyer et les dépenses reconnues au sens de la loi fé-
dérale sur les prestations complémentaires (LPC). Il est tenu 
compte des besoins vitaux de l’ensemble de la famille lorsque 
la famille comprend un enfant de moins de 6 ans. A défaut, 
seuls les besoins vitaux de chaque enfant de 6 à 15 ans sont 
pris en compte. Quant au revenu déterminant, il se calcule en 
additionnant les revenus provenant d’une activité lucrative – 
sous réserve d’une franchise de 5 pour cent –, les autres res-
sources (aides au logement / études, pensions alimentaires, in-
demnités d’assurance, etc.), ainsi qu’une part de la fortune 
nette. Les PC familles étant destinées à des personnes exerçant 
une activité lucrative, un revenu net minimal est pris en compte, 
soit 12 700 francs pour une famille monoparentale et 24 370 

francs pour une famille avec deux personnes majeures au moins. 
Les bénéficiaires ont également droit au remboursement des 
frais de garde pour enfants, ainsi qu’aux frais de maladie et 
d’invalidité. 

Les prestations de la rente-pont sont accordées aux person-
nes qui ont atteint l’âge ouvrant le droit à une rente anticipée 
AVS – sans avoir fait valoir un tel droit –, qui n’ont pas – ou 
plus – droit à des indemnités de chômage, qui sont domiciliées 
dans le canton depuis 3 ans au moins et qui remplissent cer-
taines conditions financières. Les prestations sont calculées 
selon les mêmes critères que la prestation complémentaire an-
nuelle prévue par la LPC. 

Le coût et son financement 
Le coût global des PC familles est estimé à quelque 51 millions 
de francs par an, tandis que la rente-pont devrait générer des 
coûts de l’ordre de 13 millions de francs par an, presque entiè-
rement compensés par une réduction des dossiers de l’aide so-
ciale (–12 millions de francs). Ces nouvelles prestations sont fi-
nancées par des cotisations sur les salaires (0,12 pour cent à 
répartir paritairement entre employeur et salarié) et sur les re-
venus des indépendants (0,06 pour cent), ainsi que par une 
contribution de l’Etat.  3 

Le concept vaudois  
des prestations complémentaires pour familles

Mathieu Piguet est sous-directeur  
de la Chambre vaudoise du commerce 
et de l’industrie.
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La procédure civile  
unifiée entraîne de grands 
changements.

Dès le 1er janvier 2011

Quelques changements importants 
en procédure civile
Le Code de procédure civile suisse (CPC), entré en vigueur le 1er janvier 2011, bien différent 
de ce que fut la Loi de procédure civile genevoise (LPC), implique aussi des modifi- 
cations importantes en procédure prud’homale. Il faut en effet savoir que la Loi genevoise 
sur la juridiction des prud’hommes (LJP), du 25 février 1999, a, elle aussi, vécu et qu’elle 
a été remplacée par la Loi sur le Tribunal des prud’hommes (LTPH), entrée en vigueur le 
1er janvier 2011, soit en même temps que le CPC au niveau suisse.  Olivier Lévy

Quelques modifications importantes
Liminairement, il s’agira désormais de déterminer 
quelle sera la procédure applicable en matière de 
litiges relatifs au droit du travail, étant précisé que 
le Tribunal des prud’hommes reste compétent pour 
juger les litiges découlant d’un contrat de travail, 
au sens du titre dixième du code des obligations 
(CO) (art. 1 al. 1a).

Il existe ainsi désormais trois types de procédure, 
soit la procédure ordinaire (a), la procédure simpli-
fiée (b) et la procédure sommaire (c):

a)	La procédure ordinaire est celle qui s’applique 
aux procédures dont la valeur litigieuse est su-
périeure à 30 000 francs;

b)	La procédure simplifiée est celle qui est applica-
ble lorsque la valeur litigieuse est inférieure ou 
égale à  30 000 francs (art. 243 al. 1 CPC).

Elle est également suivie – et ce quelle que soit la 
valeur litigieuse – pour les litiges relevant de la Loi 

fédérale sur l’égalité entre femmes et hommes 
(LEg) (art. 243 al. 2a CPC), ainsi que dans le cadre 
de litiges relevant de la Loi fédérale sur l’informa-
tion et la consultation des travailleurs dans l’entre-
prise (dite Loi sur la participation) (art. 243 al. 2e 
CPC);

c)	La procédure sommaire s’applique, quant à elle, 
quelle que soit la valeur litigieuse, en particulier, 
à la désignation d’un expert chargé de calculer 
la participation ou la provision du travailleur 
(art. 322a al. 2 CO et art. 322c al. 2 CO) et aux me-
sures provisionnelles et superprovisionnelles 
(art. 261 ss CPC).

Rappelons, de manière générale, que l’urgence, 
est une condition nécessaire à l’octroi de toute 
mesure provisionnelle, lesdites mesures consti-
tuant le remède aux lenteurs qui implique le res-
pect des droits des parties dans la procédure au 
fond (ATF 88 I 13).
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Une grande nouveauté : 
la fin de la gratuité
La nouvelle loi genevoise d’application 
du Code civil suisse et autres lois fédé­
rales en matière civile (LaCC) stipule en 
outre que, désormais, des frais de jus­
tice sont prélevés. Les procédures de­
vant la juridiction des prud’hommes 
seront ainsi payantes lorsque leur va­
leur litigieuse excède 75 000 francs de­
vant le Tribunal et 50 000 francs devant 
la chambre des prud’hommes de la 
Cour de justice (art. 15 al. 3 c), à l’excep­
tion des cas ressortissant de la LEg pour 
lesquels le CPC prévoit la gratuité de la 
procédure.

Il n’y a donc plus, à Genève, de gra­
tuité absolue de la procédure prud’ho­
male et c’est naturellement une modi­
fication essentielle du concept de la 
justice devant cette juridiction. Elle a 
soulevé de nombreux débats, mais, dé­
sormais, ce point est définitivement 
acquis et les plaideurs devront en tenir 
compte avant d’engager, le cas échéant, 
un procès.

Il importe également de savoir, dans 
ce contexte, que le Tribunal des prud’­
hommes devra rendre ainsi, en début 
de procédure, une décision sur l’avance 
de frais qui, si elle n’est pas acquittée, 
le conduira à ne pas entrer en matière 
sur la demande (art. 59 et 98 CPC).

Toutefois – et les syndicats en parti­
culier s’en sont réjouis – il n’est pas al­
loué de dépens (frais liés à l’activité des 
avocats des parties) devant la juridiction 
genevoise des prud’hommes (art. 17 
al. 2 LaCC).

Une autre innovation :  
les féries judiciaires
Le CPC ne prévoit, pour la procédure 
de première instance, quasiment aucun 

délai. La juridiction des prud’hommes 
genevoise unifiera cependant sa prati­
que en retenant des délais judiciaires 
standards, à savoir:

�33 30 jours pour répondre à la demande 
en procédures ordinaire et simplifiée;
�33 30 jours pour répondre à la  
demande reconventionnelle en 
procédures ordinaire et simplifiés;
�33 10 jours pour répondre à la requête 
en procédure sommaire;
�33 30 jours pour la demande d’avance 
de frais en procédure ordinaire;
�33 10 jours supplémentaires en cas de 
non-dépôt du mémoire de réponse 
à la demande principale ou à la 
demande reconventionnelle, lors de 
procédures ordinaire et simplifiée, 
ainsi qu’en cas de non-paiement de 
l’avance de frais;
�Le cas échéant, 33 15 jours pour 
déposer des listes de témoins.

Une grande nouveauté est désormais, 
en outre, introduite devant la juridic­
tion des prud’hommes genevoise. En 
effet, en procédures ordinaire et sim­
plifiée, les délais seront suspendus et 
ne courront pas à certaines périodes. 
On parle dans ce cas de féries. L’article 
145 CPC prévoit en effet que les délais 
légaux et les délais fixés judiciairement 
ne courent pas:

�du septième jour avant Pâques au 33

septième jour qui suit Pâques inclus;
�du 33 15 juillet au 15 août inclus;
�du 33 18 décembre au 2 janvier inclus.

Toutefois, la suspension des délais ne 
s’applique pas à la procédure de conci­
liation et à la procédure sommaire (art. 
145 al. 2 CPC).

Et «last but not least»
L’organisation de la juridiction prud’ho­
male connaît enfin un important chan­
gement. En effet, désormais, le Tribu­
nal des Prud’hommes siégera à trois 
juges au lieu de cinq. L’article 12 al. 1 et 
2 LTPH stipule ainsi que celui-ci est 
composé du président ou du vice-pré­
sident du groupe, ou d’un président de 
tribunal désigné par le groupe, d’un 
juge prud’homme employeur et d’un 
juge prud’homme salarié. Dans la me­
sure du possible, les causes sont attri­
buées alternativement à un tribunal 
présidé par un employeur et à un tri­
bunal présidé par un employé.

Il est d’autre part précisé que le pré­
sident et le vice-président du groupe, 
de même que les autres présidents de 
tribunal doivent être désormais titulai­
res du brevet d’avocat (la licence en 
droit suffisait auparavant) ou au béné­
fice d’une formation spécifique attes­
tée par un brevet.

En guise de conclusion provisoire l’on 
peut légitimement se demander au­
jourd’hui si les trois grandes maximes 
de célérité, de simplicité et de gratuité, 
qui étaient les paradigmes ayant cours 
devant la juridiction des prud’hommes 
à Genève, trouveront toujours applica­
tion. En effet, les nombreuses nouvel­
les règles de procédure, introduites en 
particulier par le CPC, et la suppression 
partielle de la gratuité impliqueront 
sans doute des procès plus longs, plus 
compliqués et plus coûteux. 3

Olivier Lévy est titulaire du brevet  
d’Avocat, Service d’Assistance Juridique  
et Conseils (SAJEC), FER Genève.

22ème JOURNÉE DE DROIT DU TRAVAIL
organisée par le professeur Gabriel Aubert

Date et lieu:
� Jeudi 5 mai 2011, Palexpo, Centre de Congrès, Grand-Saconnex

Programme: 
� Jurisprudence récente, gratifications et salaires variables, responsabilité de l’employeur et du salarié

Inscription: 
� jusqu’au 21 avril 2011 – tél. 022 379 84 38, fax : 022 379 84 41, www.unige.ch/droit/jdt



58	 i n t e r n at i o n a l

retraite à taux plein après 40 années 
maximum de cotisation. Au 1er jan­
vier 2011, toutes les années travaillées 
entre 15 et 75 ans seront prises en 
compte. Pourront s’ajouter, des points 
pour les périodes manquantes dues 
au chômage ou à l’absence non ré­
munérées pour dispenser des soins. 
En outre, il sera tenu compte de l’es­
pérance de vie pour chaque promo­
tion: les prestations seront ainsi cal­
culées en fonction de l’évolution du 
taux moyen d’espérance de vie: si ce 
taux augmente, les salariés devront 
travailler plus longtemps pour toucher 
la même pension ou à défaut accep­
ter une pension inférieure;
�Réduction de l’indexation des retrai­33

tes: auparavant, les retraites étaient 
indexées sur l’évolution des salaires. 
À l’avenir, les retraites resteront alig­
nées sur l’évolution des salaires moins 
0,75 point. En cas de baisse des sal­
aires, les prestations ne seront pas 
ajustées à la baisse;
�Introduction progressive de la réfor- 33

me: la réforme est introduite en fonc­
tion de l’année de naissance. Pour 
ceux nés en 1963 ou plus tard, les pres- 
tations relèveront entièrement du 
nouveau système alors que ceux nés 
entre 1943 et 1953 bénéficieront en­
tièrement des anciennes règles. Pour 
ceux nés entre 1954 à 1962, les règles 
transitoires s’appliquent. Il s’agit d’un 
système mixte entre les deux régi­
mes. 3 

(Norvège – Site officiel pour la France – 
juin 2010 / IPE – 7 octobre 2010 / Towers 
Watson – août 2010 / Site du CLEISS en 
UIMM Social International, février 2011)

Sans réforme, le gouvernement a es­
timé que la retraite mesurée en pour­
centage du produit intérieur brut pas­
serait de 6 pour cent en 2001 à 15 pour 
cent en 2050 et le rapport actifs / retrai­
tés passerait de 4,6 pour 1 en 2006 à 2,7 
pour 1 en 2050.

Dès 2006, le gouvernement a enga- 
gé un projet de réforme: une nouvelle 
loi a finalement été votée en juin 2009 
et est entrée en vigueur partiellement 
au 1er janvier 2010 puis intégralement 
au 1er janvier 2011. Elle prévoit un nou­
veau système («ny fleksibel alderspen­
sjon») qui s’appliquera à toutes les per­
sonnes nées en 1954 et plus.

Les points essentiels  
sont les suivants :

�Mise en place d’un âge de retraite 33

flexible: l’âge d’ouverture des droits à 

la retraite est désormais fixé entre 
62 et 75 ans. Jusqu’à présent, l’âge nor­
mal de départ à la retraite était fixé 
à 67 ans avec possibilité de départ 
différé en tout ou en partie jusqu’à  
70 ans, sans surcote;
�Possibilité de cumul emploi / retraite: 33

les salariés sont désormais encoura­
gés à travailler sans que la retraite ne 
soit réduite. La pension complète est 
versée quel que soit le montant des 
revenus professionnels;
�Introduction d’une retraite anticipée: 33

le régime précédent ne prévoyait pas 
de retraite anticipée. À compter du 
1er janvier 2011, cette possibilité est 
prévue à partir de 62 ans;
�Modification de la base de calcul de 33

la retraite: jusqu’à présent, les presta­
tions étaient calculées sur les 20 meil- 
leures années des revenus pour une 

Dès le 1er janvier 2011

Réforme de la retraite en Norvège
Comme dans la plupart des pays occidentaux, le système des retraites norvégien est confronté à des 
difficultés économiques croissantes en raison de la baisse du nombre d’actifs, de l’allongement de  
l’espérance de vie, du vieillissement rapide de la population et du coût croissant des dépenses de re-
traites. Cette situation menace le système de retraites norvégien, fondé sur le principe de la solidarité 
entre générations. Une réforme a donc été engagée. 
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En Norvège, l’âge de la retraite est flexible et désormais fixée entre 62 et 75 ans. 



O n ne saurait reprocher aux syn-
dicats helvétiques de man-
quer de persévérance, peut-être 
de clairvoyance, à la rigueur 

d’imagination, mais de ténacité certes non. 
Une fois encore, fleur au fusil, nos «parte- 
naires sociaux» montent à l’assaut d’une con-
struction définie il y a plus de 70 ans, et qui 
continue à bien satisfaire ses objectifs. Nous 
parlons évidemment des conventions col
lectives qu’il convient, à leurs yeux, d’affaiblir 
voire de réduire à néant.

Reprenons: Les organisations syndicales de-
mandent par voie d’initiative l’instauration 
d’un salaire minimal de 4000 francs par mois, 
pour un horaire hebdomadaire de 42 heures  
et un salaire horaire de 22 francs. L’un des argu-
ments avancés réside dans l’écart qui s’est 
creusé entre les salaires. On peut aujourd’hui 
constater un rapport de 1 à 55 entre le plus  
bas et le plus haut salaire. Il y a quelques années 
un secrétaire syndical, conseiller national,  
avait déposé une proposition pour diminuer la 
solde des officiers généraux afin d’améliorer 
celle des recrues! On pouvait remarquer qu’il 
confondait solde et traitement et qu’il y avait 
peut-être 120 officiers généraux pour 33 000 re-
crues. Rien ne le désarçonnait. La proposition 
fut bien sûr écartée mais nous retrouvons dans 
les nouvelles dispositions préconisées des 

relents de cette coquecigrue. Une fois encore 
l’esprit de géométrie menace l’esprit de finesse.

On objectera que les conventions collectives 
recouvrent approximativement la moitié  
des emplois et qu'on peut améliorer les choses.

Nous faisons quatre remarques: 
Les syndicats passent à l’attaque. Les fameuses 
conventions collectives ne représentent à  
leurs yeux qu’un appoint, qu’un complément 
éventuel à la «Grosse Bertha» qu’évoque 
l’instauration du salaire minimum.

Les montants proposés sont plus élevés que 
ceux du minimum d’existence. Certains milieux 
proches de l’initiative sont d’avis qu’il s’agit 
simplement de prendre un peu d’avance sur 
l’inflation et qu’on peut ainsi éviter un éven- 
tuel recours à l’aide sociale qui représente une 
«démarche humiliante», voire «une forme 
d’atteinte à la vie privée …»

On peut tenir pour assuré que les salaires mini-
maux risquent plus d’augmenter le chômage 
que la productivité même si les syndicats affir-
ment qu’une telle mesure favoriserait la con-
sommation intérieure.

L’instauration d’un salaire minimum représente 
non pas une «révolte mais bien une révolu-
tion». On renverse la présomption établie et l’on 
refuse la primauté des conventions collectives 
pour donner à l’État l’entier de la définition sala-
riale. Et quand on connait la manie inquisito
riale de certains tribunaux d’arbitrage définis 
par l’État pour pallier les éventuelles insuf
fisances de telle ou telle convention, on ne 
peut que craindre le retour de Torquemada! 3

Jean Cavadini

L’arbalète et  
la Grosse Bertha
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Jean Cavadini est ancien Conseiller aux Etats.
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Une échappée spectaculaire 
sur les sommets alpins  
et le glacier d’Aletsch.

Jungfraubahn Holding SA

Un pionnier depuis bientôt 100 ans
La société Jungfraubahn Holding SA fait partie des entreprises emblématiques du 
tourisme suisse et a mis sur les rails des projets sensationnels. Des projets novateurs bien 
dans l’esprit de cette entreprise, qui célèbre l’an prochain son centenaire et accueille 
annuellement plus de 670 000 passagers.  Werner Catrina

«Le nouveau Sky Lounge sera la grande chance du 
chemin de fer de la Jungfrau», s’extasie Urs Kessler, 
président de la Jungfraubahn Holding SA. «Nous 
avons pris contact avec Swisscom pour installer en 
lieu et place de son actuelle station-relais un spec-
taculaire pavillon panoramique à 3700 mètres d’al-
titude». Comme des champignons bizarres, des 
réflecteurs paraboliques se dressent aujourd’hui 
sur la vertigineuse arête Est de la Jungfrau, grâce 
auxquels Swisscom retransmet les signaux TV, radio, 
téléphone par-dessus la chaîne des Alpes. Ce qui 
était un équipement technique dernier cri lors de 
sa mise en service en 1954 est devenu obsolète, 
raison pour laquelle nos télécoms nationaux ont 
décidé d’abandonner cette station d’ici à 2013. 

«Nous voulons confier le projet à un architecte 
de réputation mondiale», explique M. Kessler. L’ac-
tuel funiculaire qui gravit l’intérieur de la monta-
gne pour desservir la station doit être remplacé 
par un transport de personnes performant. Le ca-
pital par excellence du chemin de fer de la Jung-
frau est l’échappée qu’il offre sur les sommets al-
pins et le glacier d’Aletsch, le plus puissant fleuve 

de glace des Alpes, déclaré patrimoine mondial 
par l’Unesco. En matière de constructions nouvel-
les, grande est la responsabilité de la Jungfraubahn 
Holding SA, qui vit sous haute surveillance. Raison 
pour laquelle la Sky Lounge sera planifiée en con
certation avec les organisations de défense de l’en-
vironnement.  

Un marché international
Le CEO Urs Kessler prend le temps de nous entre-
tenir des perspectives d’avenir du chemin de fer 
de la Jungfrau. Enfant de Gsteigwiler près d’Inter-
laken, il connaît par cœur le «business» ferroviaire. 
Après ses écoles primaire et secondaire, il a suivi 
un apprentissage d’agent d’exploitation, puis est 
devenu agent de transport diplômé à la compa-
gnie Bern-Lötschberg-Simplon (BLS), a fait des sé-
jours linguistiques en Angleterre et en Italie - pour 
accéder ensuite à la direction commerciale de la 
ligne BLS. Après une formation complémentaire en 
marketing, il entre comme directeur des ventes au 
service des chemins de fer de la Jungfrau, dont il 
devient rapidement le chef du marketing, poste 
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qu’il occupait encore en double man-
dat jusqu’à la fin de 2010 après avoir ac-
cédé à la direction de l’entreprise en 
2008. Urs Kessler a été un pionnier dans 
la conquête des marchés asiatiques et 
la construction de la marque «Jungfrau-
joch – Top of Europe». Avant tous ses 
concurrents, il est parti en Extrême-
Orient afin d’enthousiasmer les Japonais 
pour le Jungfraujoch. La Corée du Sud, 
l’Inde, la Malaisie et la Chine suivirent. 
L’entreprise dispose depuis 1998 de ses 
propres représentations, qui travaillent 
exclusivement pour les chemins de fer 
de la Jungfrau. Les films de Bollywood, 
partiellement tournés dans la région 
de la Jungfrau, ont fait connaître celle-
ci en Inde. Le mythe de la paroi nord 
de l’Eiger renforce l’attrait du chemin 
de fer. Ouvrages d’alpinistes, films de 
fictions et documentaires TV entretien-
nent la réputation du massif alpin et 
de sa voie ferrée. 

Perspectives à long terme
«A mon arrivée, en tant que CEO, j’ai 
passé à la loupe tous les secteurs de 
l’entreprise durant deux bonnes anné- 
es en cherchant à imaginer ce que de-
vrait être dans l’idéal la situation du 
chemin de fer en 2020», souligne M. Kes-
sler. «Ce n’est qu’en planifiant à long 
terme qu’on assurera son succès dans 
la durée». Cette philosophie d’entrepri- 
se a une tradition: depuis sa construc-
tion il y a 99 ans, le chemin de fer de la 
Jungfrau est un pôle d’attraction tou-
ristique en Suisse. Aujourd’hui, la Hol-
ding est une entreprise touristique aux 
bases financières solides et possédant 
plusieurs filiales. En 2009, le groupe 
a réalisé un chiffre d’affaires de CHF 
167,3 millions, avec un flux de trésore-
rie de 51,2 millions et un bénéfice net 
de 22,1 millions. La moitié du cash-flow 
est réinvesti, de grosses sommes étant 
nécessaires pour l’entretien du réseau 
et du matériel roulant, mais aussi pour 
doter en fonds propres de nouveaux 
projets.

Le management a défini des plans 
directeurs pour le développement du-
rable des stations de la Petite Scheidegg, 
de l’Eigergletscher et du Jungfraujoch. 
L’objectif est de rendre l’offre encore 
plus attrayante et performante sans 
porter atteinte à la splendeur de la na-

ture environnante. Sur le Jungfraujoch, 
dans une nouvelle galerie, on est en 
train de réaliser un parcours «aventure 
vécue»: les visiteurs pourront y admirer 
le panorama montagnard et vivre l’his-
toire du chemin de fer à l’aide des tech-
niques visuelles les plus modernes. 
Cette voie, d’un coût de CHF 13,5 mil-
lions, permettra de relier la salle du 
Sphinx au Palais de glace. Par mauvais 
temps surtout, elle constituera un atout 
supplémentaire pour le Jungfraujoch. 

Le temps fort  
d’un voyage en Europe
L’entreprise entretient d’étroits contacts 
avec les agences de voyage et invite 
dans la région de la Jungfrau des re-
présentants des médias de nombreux 
pays. Elle soutient bien sûr les projets 
de films en rapport. «Jungfraujoch – 
Top of Europe» est une marque rayon-
nante, considérée aujourd’hui par beau-
coup d’Asiatiques comme le temps fort 
de tout voyage à travers l’Europe. Nos 
hôtes d’Extrême-Orient se déplacent 
souvent en groupes et sont un élément 
de poids dans la fréquentation de la 
ligne ferroviaire de la Jungfrau. «Nous 
offrons un produit de premier ordre» 
souligne M. Kessler, «raison pour laquel- 
le nous n’accordons en principe pas de 
rabais: car casser les prix détruit une 
marque». 

En 2010, quelque 670 000 visiteurs 
sont montés au Jungfraujoch: 185 000 
Suisses, 105 000 venant de toute l’Euro- 
pe, 320 000 d’Asie, et le reste du monde 
entier. Pendant la crise de 2009, cer-
tains marchés, comme la Corée du Sud, 
ont chuté de moitié, poussant le mana-
gement à réagir immédiatement et à 
proposer des actions en Suisse même. 
Ce fut le cas avec le groupe Coop, opéra-
tion qui permit de compenser les quel-
que 100 000 visiteurs asiatiques man-
quants. En été, les jours d’affluence, le 
Jungfraujoch est littéralement pris d’as-
saut, ce qui oblige le chemin de fer à 
limiter le nombre de touristes à 5000. 

Des technologies respectueuses 
de l’environnement
L’entreprise accorde toute son attention 
à une gestion «écologique» de l’énergie. 
En été, le Palais de glace, une grotte ar-
tificielle construite dans le permafrost, 

doit être maintenu à – 3° C en raison de 
la chaleur dégagée par des milliers de 
visiteurs. La chaleur produite par ce pro-
cessus de climatisation sert à chauffer 
des bâtiments. A travers l’aiguille ro-
cheuse sur laquelle repose le bâtiment 
«Sphinx», une cage d’ascenseur est creu-
sée qui produit l’effet d’une «cheminée 
de chaleur». Il faut donc refroidir tech-
niquement la roche environnante afin 
qu’elle ne s’émiette pas. Ce processus 
engendre de la chaleur qui sert à la pré-
paration d’eau chaude. L’ensemble de 
l’installation fonctionne grâce au cou-
rant produit par la propre centrale hy-
droélectrique de l’entreprise. 

Chaque année, 13 millions de litres 
d’eau sont consommés sur le Jungfrau-
joch. Une moitié provient de la neige 
fondue, l’autre moitié de sources de la 
Petite Scheidegg, d’où elle est montée 
par wagons-citernes. Les eaux usées 
s’écoulent vers la station d’épuration 
de Grindelwald à travers un conduit de 
17 kilomètres, tandis que les déchets 
sont évacués dans un wagon spécial. Si 
un visiteur ne se sent pas bien en haute 
altitude, il peut appuyer sur l’un des 
nombreux boutons rouges disposé un 
peu partout sur le site et voir les secours 
arriver en quelques minutes. Toutes les 
zones sont accessibles en fauteuil rou-
lant, ce qui est tout à fait unique à 3450 
mètres d’altitude! 

Nouveaux projets en pipeline 
«Notre objectif est de remplir le train 
autant que possible tout au long de 
l’année», précise M. Kessler. « Nos hôtes 
indiens, par exemple, privilégient les 
mois d’avril à juin, une époque où, 
jusqu’ici, la fréquentation était plutôt 
faible.» Au siège de la compagnie à In-
terlaken, on étudie constamment de 
nouveaux projets. Certains sont parfois 
des «tigres de papier», comme l’idée, 
émise il y a quelques années, d’un mé
tro souterrain reliant Lauterbrunnen au 
Jungfraujoch, et qui aurait permis de 
visiter la montagne en une demi-jour-
née. Considéré comme irréaliste, le pro-
jet est passé à la trappe. La performance 
de l’action du chemin de fer de la Jung
frau n’en a pas souffert: son cours grimpe 
régulièrement – hormis un recul pen-
dant la crise financière – et tend vers 
les 60 francs. 3 
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Les cadres de la CVCI avec, 
au 1er rang, sa directrice, 
Claudine Amstein.

La Chambre vaudoise du commerce et de l’industrie (CVCI)

Au service des entreprises 
Avec ses infrastructures, ses universités et hautes écoles, sa stabilité politique et sa dou­
ceur de vivre, le canton de Vaud offre de nombreux atouts aux entreprises. Soucieuse de 
contribuer au développement d’un contexte  favorable aux affaires, la Chambre vaudoise 
du commerce et de l’industrie s’est donné pour mission d’optimiser les conditions-cadres 
favorables à une croissance harmonieuse du secteur privé. Mais son rôle ne s’arrête pas 
là: la CVCI s’emploie également à fournir à ses membres un éventail de services utiles à la 
marche de leurs affaires.  Gervaise Zumwald

Moteur d’un développement équilibré
Association économique privée, politiquement et 
financièrement indépendante, la CVCI est l’inter-
locuteur et le porte-parole des entreprises privées 
acquises aux principes de l’économie de marché, 
qui souhaitent un développement économique, 
social, environnemental, équilibré et durable. Plus 
de 2800 entreprises, de la raison individuelle à la 
multinationale, sont aujourd’hui membres de la 
CVCI. Elles représentent environ 100 000 emplois 
de l’économie privée sur les 340 000 que compte 
le canton de Vaud.

Présidée par Bernard Rüeger, directeur général 
de Rüeger SA et membre du comité directeur d’eco-
nomiesuisse, la CVCI est dirigée depuis 2005 par 
Claudine Amstein, députée libérale au Grand Con
seil vaudois et ancienne directrice de la Chambre 
vaudoise immobilière. Son vice-président Wolfgang 
Martz est aussi vice-président de l’Union patronale 

suisse. Grâce notamment à l’expérience de ses di-
rigeants, la CVCI comprend très bien les préoccu-
pations des entrepreneurs de la région et cherche 
constamment les moyens les plus adaptés pour y 
répondre.

Aiguillon politique
Afin de promouvoir l’ouverture, grâce à des condi-
tions-cadres stimulant la compétitivité et le déve-
loppement harmonieux du secteur privé dans le 
canton de Vaud, la CVCI est le porte-parole des en-
treprises auprès des autorités politiques. 

A ce titre, elle s’engage dans des campagnes de 
votation sur des thèmes qui ont une influence sur 
l’économie et la vie des entreprises. Par exemple, 
elle va jouer un rôle actif dans la campagne contre 
la nouvelle Loi cantonale sur les prestations com-
plémentaires pour les familles, sur laquelle les ci-
toyens vaudois devront se prononcer le 15 mai 
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prochain et dans la campagne pour la 
sécurité de l’approvisionnement électri­
que, qui sera également à l’ordre du jour 
des prochaines votations cantonales.

Prestataire efficace
Pour répondre aux demandes de ses 
membres et les soutenir dans leurs ac­
tivités professionnelles, la Chambre de 
commerce fournit des services de qua­
lité, au financement assuré, qui com­
plètent les services disponibles sur le 
marché.

A ce titre, citons la permanence juri­
dique, qui a dispensé plus de 1800 ren­
seignements en 2010 en matière de droit 
du travail, d’assurances sociales, de fis­
calité ou encore de droit des entrepri­
ses. Les trois juristes proposent égale­
ment des formations pratiques telles 
que l’introduction au droit du travail, 
grossesse et maternité, heures supplé­
mentaires, ainsi que des workshops sur 
le harcèlement sexuel et le mobbing 
ou sur le contrat de travail et le règle­
ment du personnel. 

Sachant que trois quarts des entrepri­
ses sont concernées par un conflit qui 
aura des conséquences dommageables 
tant financières qu’humaines, la CVCI 
s’implique fortement pour promouvoir 
l’arbitrage et la médiation comme outil 
rapide, efficace et fiable pour prévenir 
et résoudre les différends. Elle propose 
à ses membres des règlements d’arbi­
trage, de médiation commerciale et de 
conciliation.

La CVCI mène, deux fois par année, 
au printemps et en automne, une en­
quête conjoncturelle. En moyenne, 850 
entreprises répondent à des questions 
sur la marche de leurs affaires, leurs in­
vestissements, les perspectives d’évo­
lution des salaires et des effectifs. Les 
résultats de cette enquête, comparables 
d’année en année, permettent d’appré­
cier de manière objective le climat éco­
nomique du canton.

Par le biais de ses caisses sociales 
(AVS-AI-APG et allocations familiales), 
la CVCI offre non seulement une pres­
tation efficace à des tarifs très avanta­
geux, mais elle soulage les entreprises 
qui le souhaitent d’activités administra­
tives souvent lourdes et contraignantes. 

La CVCI joue un rôle prépondérant 
dans le canton en tant que plate-forme 

de réseautage. C’est un domaine dans 
lequel elle est très active, puisqu’elle 
organise chaque année une centaine 
de manifestations telles que les rencon­
tres de l’économie durable, les ateliers 
sur la transmission d’entreprise, les ren­
contres de chefs d’entreprise, les forma­

tions juridiques, les afterworks des ré­
seaux sociaux, etc … En 2010, la CVCI a 
accueilli près de 5500 personnes, issus 
de 2000 entreprises différentes, qui ont 
eu l’occasion de s’informer et de se for­
mer, mais également de réseauter. Elle 
a également créé un club des affaires, 
le Business Club, qui offre à ses mem­
bres l’opportunité de se rencontrer de 
manière informelle lors de manifesta­
tions professionnelles, sportives ou cul­
turelles. 

Le canton de Vaud, grâce à son ouver­
ture vers l’extérieur, rencontre un franc 
succès auprès des sociétés internatio­
nales qui cherchent un lieu d’implanta­
tion au cœur de l’Europe. Nombre d’en­
tre elles ont installé une succursale, 
voire leur siège européen ou mondial 
sur l’Arc lémanique. Plusieurs fédéra­
tions sportives se sont également fixées 
dans la capitale olympique. Pour facili­
ter leur intégration, ainsi que celle de 
leurs collaborateurs expatriés et de leur 
famille, la Chambre vaudoise du com­
merce et de l’industrie (CVCI) a créé, en 
collaboration avec le Développement 
Economique Canton de Vaud (DEV), «In­
ternational Link». Cette plate-forme 
offre à ses membres une large palette 
de services pratiques, ainsi que de nom­
breuses opportunités de réseautage. 

Réseau pour créateurs
La vie de l’entreprise (sa création, son 
financement et sa transmission) est un 
des créneaux stratégiques de la CVCI, 
qui a toujours été très active dans ce 
domaine. Elle a notamment participé, 
en 1994, à la création de la Fondation 

pour l’innovation technologique (FIT), 
sur le site du Parc scientifique de l’EPFL 
et, en 1995, à la fondation de l’associa­
tion GENILEM, deux entités qui visent 
à favoriser le lancement et le dévelop­
pement de jeunes entreprises promet­
teuses.

En 1998, la CVCI a pris l’initiative du 
démarrage de la fondation Renaissance-
PME, société de capital-risque de niveau 
suisse, alimentée par l’apport de cais­
ses de pension. Depuis 2007, la CVCI 
participe en outre au développement 
de CapitalProximité, association qui vise 
à favoriser la rencontre entre investis­
seurs et entrepreneurs. 3

Pour plus d’informations:
www.fit-fondation.ch 
www.genilem.ch
www.capitalproximite.ch
www.fit-fondation.ch

Association d’entreprises regroupant
les PME et les grandes sociétés du canton
de Vaud
Collaborateurs : 57 à la CVCI
Membres : 2800 entreprises
Fondée : en 1898, Fondation de l’UCVI 
(Union Vaudoise du Commerce  
et de l’Industrie), devenue ensuite CVCI
Emplois : 100 000

Consultations traitées en 2010 : 96

Manifestations : 5500 personnes  
ont participé aux 140 manifestations  
organisées en 2010

Contact :
Chambre vaudoise du commerce  
et de l’industrie
Av. d’Ouchy 47
Case postale 315
1001 Lausanne
Téléphone: +41 21 613 35 35

Fax: +41 21 613 35 05 
www.cvci.ch 

La CVCI s’implique 
fortement  
pour promouvoir  
l’arbitrage  
et la médiation.

Gervaise Zumwald, responsable  
Publications-communication à la CVCI.



Chad Wasilenkoff aime les motos, la 
Chine et l’argent. De l’argent, il en «fait» 
pour ainsi dire des tonnes. La société 
Fortress Paper, à Vancouver, dont il est 
le CEO, produit du papier sécurisé des-
tiné à la fabrication de billets de ban-
que pour la Suisse ainsi que pour dix 
pays de la zone euro. Même si Chad 
Wasilenkoff vient de quadrupler les ca-
pacités de production de ses usines à 
quelque 10 000 tonnes par an, les car-
nets de commande sont déjà complets 
pour plusieurs années. La raison de ce 
succès? L’assouplissement de la politi-
que monétaire des banques centrales.

Le siège de Fortress Paper se trouve 
au-dessus d’un restaurant McDonald’s, 
dans le port de Vancouver. La lumière 
tamisée dans les bureaux rappelle que 
l’on y traite des affaires délicates. Des 
contrats sensibles, certes, mais dont 
le succès a fait passer en quatre ans 
le nombre de collaborateurs de 60 à 

700 et décupler le cours du titre, qui 
s’échange actuellement à 60 dollars. En 
2010, Ernst & Young a décerné à Chad 
Wasilenkoff le prix de l’entrepreneur de 
l’année pour le Pacifique.

Enfant déjà, cet immigrant russe de 
la quatrième génération avait du flair 
pour les bonnes affaires: il récupérait 
les balles de golf perdues pour les re-
vendre. Avec l’argent ainsi gagné, il 
s’est lancé dans le négoce lucratif des 
jeux vidéo et des vélos BMX. Bien que 
grand adepte de l’école buissonnière, il 
termine son lycée avec mention. «Ce 
fut une véritable école de la vie», es-
time-t-il. Après des études à Vancouver, 
il se fait engager comme spécialiste en 
placements chez un gérant de fortune. 
Mais lorsque la bulle Internet éclate, il 
décide de créer sa propre entreprise: «Je 
ne voulais plus que des analystes me 
dictent mes choix, je cherchais des so-
ciétés qui étaient sous-évaluées.»

Investissements en Suisse
En 2006, Chad Wasilenkoff rachète deux 
moulins à papier à la société Mercer, 
l’un à Dresden et l’autre à Landqart, où 
se trouve l’unique usine de production 
de papier sécurisé de Suisse. Un an plus 
tard, Fortress Paper entre en Bourse et 
soulève des capitaux à hauteur de 46 
millions de dollars. La société investit 

massivement dans l’usine de Landquart 
qui est aujourd’hui l’un des fleurons de 
l’industrie européenne du papier pour 
billets de banque. A Dresden, Fortress 
Paper produit des papiers peints spé-
ciaux, un secteur où elle détient la moi-
tié du marché mondial.

La récente acquisition d’un moulin à 
papier en faillite à Thurso, au Québec, 
illustre bien la philosophie de l’homme 
d’affaires canadien. Là, Chad Wasilen-
koff produit de la pâte cellulosique ser-
vant à la fabrication de rayonne, un tissu 
aussi appelé viscose qui remplace le 
coton. Il a racheté l’usine en 2010 pour 
3 millions de dollars, puis a investi 153 
millions dans sa reconversion. Quel est 
son raisonnement financier? Le déclin 
de la production de coton fait grimper 
les prix, ce qui induit une forte hausse 
de la demande de matériaux de rempla-
cement tels que la viscose. Grâce aux 
investissements consentis à sa transfor-
mation, la fabrique de Thurso peut dé-
sormais vendre sa pâte cellulosique à 
1500 dollars la tonne, contre 800 dollars 
précédemment. Selon les analystes ca-
nadiens, l’usine pourrait bien doubler 
son chiffre d’affaires d’ici à deux ans.

«Il y a cinq ans, ma motivation était 
d’ordre financier», explique Chad Wasi-
lenkoff. «Aujourd’hui, je veux offrir du 
travail aux gens.» Une affirmation qu’il 
applique à la lettre puisque, à Thurso, 
Chad Wasilenkoff a créé directement ou 
indirectement quelque 3300 emplois. 
Lui-même travaille 90 heures par semai- 
ne et voyage huit mois par année. Sou-
vent séparé de sa famille, il regrette de 
ne pas passer plus de temps avec ses 
deux fils.

Un bon entrepreneur selon Chad Wa-
silenkoff est «quelqu’un qui est capable 
de penser de manière non convention-
nelle, de faire une même chose mieux 
que les autres et de s’entourer de per-
sonnes d’exception.» 3

Chad Wasilenkoff, Vancouver

Un entrepreneur qui a du flair
La société Fortress Paper produit notamment du papier sécurisé destiné à la fabrication de  
billets de banque, en Suisse également. Son CEO, Chad Wasilenkoff, profite pleinement de la  
politique monétaire expansionniste des banques centrales.  Markus Gärtner (Vancouver)
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Créer des emplois le motive: Chad Wasilenkoff

Fortress Paper
Création: 2006

Siège: Vancouver
Nombre d’employés: 700 (CH 250) 
Chiffre d’affaires: 260 mio $ CAN

Canada
Population: 33 millions
Monnaie: dollar canadien
PIB/habitant: 39 033 dollars US
Taux de chômage: 7,8 pour cent
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Sihldruck AG
Binzstrasse 9
8045 Zürich
Telefon 044 295 97 97
Telefax 044 295 97 98
www.sihldruck.ch

UNSER DIENSTLEISTUNGS-MIX
FÜR IHREN MARKETING-MIX.

« A L L E S  A U S  E I N E R  H A N D »

 PRINTMEDIEN   NEUE MEDIEN   DIENSTLEISTUNGEN

Einfache Dinge wie T-Shirts, Stoff-
taschen, Küchenschürzen oder 
Mausmatten müssen nicht banal sein. 
Ihr Lieblingsfoto, ein lustiges 
Sujet oder ein Name machen aus 
einem Gebrauchsgegenstand 
ein persönliches Geschenk mit un-
vergesslicher Note.

Gerne beraten wir Sie in unserem 
Shop und zeigen Ihnen die vorhan-
denen Artikel.

Preise

Alle publizierten Preise sind exkl. MwSt. 
Bei Barzahlung oder Zahlung mit Kredit-
karte ist die MwSt. inklusive, anstelle 
eines Barzahlungsrabatts.

Öffnungszeiten

Mo – Do 07.30 –12.00 /13.00 –17.00
Fr  07.30 –12.00 /13.00 –16.30

Sihldruck AG
Binzstrasse 9
8045 Zürich
Telefon 044 283 91 94
Telefax 044 283 91 95
www.sihldruck.ch

GESCHENKE

 PRINTMEDIEN   NEUE MEDIEN   DIENSTLEISTUNGEN Die Sihldruck AG ist ein
FSC-zertifizierter Betrieb

Sihldruck AG
Binzstrasse 9
8045 Zürich
Telefon 044 295 97 97
Telefax 044 295 97 98
www.sihldruck.ch

Klimaneutrale Druckerzeugnisse bieten neue 
Diffe renzierungschancen. Ein starkes Angebot 
im Wettbewerb. Kommunika tion und Botschaft 
gleichermassen. Aber auch ein Zeichen für 
Innovation und Ihr Klimaschutz-Engagement.

Nachhaltigkeit weckt Potenziale. Dank Sihldruck-
Prozessansatz, Informationstransparenz und 
Energieeffizienz wird «klimaneutrales  Drucken» 
glaubwürdig. Ein innovatives Angebot für enga -
gierte Unternehmen.

KLIMANEUTRALITÄT
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Sihldruck AG
Binzstrasse 9
8045 Zürich
Telefon 044 295 97 97
Telefax 044 295 97 98
www.sihldruck.ch

Konzept und Gestaltung

In-house oder in Zusammenarbeit 
mit Verlagen und Partnern aus 
der Werbeindustrie konzipieren, 
entwerfen und gestalten wir 
Ihre Buchproduktion.

Druckvorstufe

 Datenübernahme

 Textverarbeitung

 Seitengestaltung

 Bildberatung

 Suche in Bilddatenbanken

  Professionelle Bildbearbeitung 
( schwarzweiss, Duplex, 
vierfarbig, Retouchen )

 Korrektorat

  Konvertierung ab Datenbanken, 
Mac- oder PC-Daten

Offsetdruck

 CTP-Belichtung

 Sublima-Rastertechnologie

  Qualität auf modernsten Mehrfarben-
maschinen im Schichtbetrieb

 Bis Format A1 ( 70 × 100 cm )

Digitaldruck

  Kleine bis mittlere Auflagen 
in bester Druckqualität

 Vierfarbig, schwarzweiss

 Personalisieren ( Bild / Text )

 Papier bis 300 gm² ( 36,4 × 57,2 cm )

Veredelungen

 Lackieren

 Laminieren

 Folien- und Blindprägen

 Stanzen

Weiterverarbeitung

 Rillen

 Schneiden

 Falzen

 Wiro-Bindungen

 Klebebinden

 Fadenheften

 Diverse Ausrüstarbeiten

  Einzel- und Massenversand 
sowie Postaufgabe
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Sihldruck AG
Binzstrasse 9
8045 Zürich
Telefon 044 295 97 97
Telefax 044 295 97 98
www.sihldruck.ch

Der heutige Unterricht ist ein multi-
mediales Ereignis, und so sind 
nicht mehr alle Lehrmittel klassische 
Printprodukte. Immer häufiger 
prägt E-Learning den dynamischen 
schulischen Alltag.

Was immer Sie für Ihren Know-how-
Transfer brauchen – analoges 
oder digitales Medium:

Wir beraten Sie gerne – kompetent, 
schnell und mit viel Erfahrung !

Printmedien

 Ordner

 Register

 Kataloge

 Bücher

 Broschüren

 Formulare

Neue Medien

 CD-ROM / DVD

  Multimediale Präsentationen 
( Flash, Video, Audio )

 Ausfüllbare Formulare ( PDF )

 Flash-Lernspiele

Kompetenzen und Dienstleistungen

 Konzept und Gestaltung

 Datenübernahme

  Lösungen für selbständiges Daten- 
und Dokumentmanagement

 Druckvorstufe

 Korrektorat

 Eigener Kurierdienst auf Stadtgebiet

  Lagerung Ihrer Halbfabrikate wie 
Ordner, Beilagen usw. 

Offsetdruck

 CTP-Belichtung

 Sublima-Rastertechnologie

  Qualität auf modernsten Mehrfarben-
maschinen im Schichtbetrieb

 Bis Format A1 ( 70 × 100 cm )

Digitaldruck

  Kleine bis mittlere Auflagen 
in bester Druckqualität

 Vierfarbig, schwarzweiss

 Personalisieren ( Bild / Text )

 Papier bis 300 gm² ( 36,4 × 57,2 cm )

Weiterverarbeitung

 Rillen

 Schneiden

 Falzen

 Wiro-Bindungen

 Klebebinden

 Faden- und Drahtheften

 Diverse Ausrüstarbeiten

  Einzel- und Massenversand 
sowie Postaufgabe

SCHULUNGSUNTERLAGEN
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Konzept und Gestaltung

In-house oder in Zusammenarbeit 
mit Verlagen und Partnern aus 
der Werbeindustrie konzipieren, 
entwerfen und gestalten wir 
Ihre Publikation.

Druckvorstufe

 Datenübernahme

 Textverarbeitung

 Seitengestaltung

 Bildberatung

 Suche in Bilddatenbanken

  Professionelle Bildbearbeitung 
( schwarzweiss, Duplex, 
vierfarbig, Retouchen )

 Korrektorat

  Konvertierung ab Datenbanken, 
Mac- oder PC-Daten

  Publishing-Tool / Redaktionssystem

Offsetdruck

 CTP-Belichtung

 Sublima-Rastertechnologie

  Qualität auf modernsten Mehrfarben-
maschinen im Schichtbetrieb

 Bis Format A1 ( 70 × 100 cm )

Digitaldruck

  Kleine bis mittlere Auflagen 
in bester Druckqualität

 Vierfarbig, schwarzweiss

 Personalisieren ( Bild / Text )

 Papier bis 300 gm² ( 36,4 × 57,2 cm )

Weiterverarbeitung

 Rillen

 Schneiden

 Falzen

 Klebebinden

 Drahtheften

 Diverse Ausrüstarbeiten

  Einzel- und Massenversand 
sowie Postaufgabe

Aboverwaltung

Unsere Dienstleistungen in der 
Aboverwaltung umfassen:

 Mutationen / Neuaufnahmen

 Fakturierung

 Mahnwesen

 Versandlisten und Etiketten erstellen

 Statistiken

Sihldruck AG
Binzstrasse 9
8045 Zürich
Telefon 044 295 97 97
Telefax 044 295 97 98
www.sihldruck.ch

ZEITSCHRIFTEN

 PRINTMEDIEN   NEUE MEDIEN   DIENSTLEISTUNGEN

Sihldruck AG
Binzstrasse 9
8045 Zürich
Telefon 044 295 97 97
Telefax 044 295 97 98
www.sihldruck.ch

Klimaneutrale Druckerzeugnisse bieten neue 
Diffe renzierungschancen. Ein starkes Angebot 
im Wettbewerb. Kommunika tion und Botschaft 
gleichermassen. Aber auch ein Zeichen für 
Innovation und Ihr Klimaschutz-Engagement.

Nachhaltigkeit weckt Potenziale. Dank Sihldruck-
Prozessansatz, Informationstransparenz und 
Energieeffizienz wird «klimaneutrales  Drucken» 
glaubwürdig. Ein innovatives Angebot für enga -
gierte Unternehmen.

FSC ZERTIFIZIERT

 PRINTMEDIEN   NEUE MEDIEN   DIENSTLEISTUNGEN

Sihldruck AG
Binzstrasse 9
8045 Zürich
Telefon 044 295 97 97
Telefax 044 295 97 98
www.sihldruck.ch

Wir können Ihre Daten so aufbereiten, 
dass sie nicht nur für das Printprodukt, 
sondern auch für digitale Medien 
verwendet werden können. Internet, 
CD-ROM, Print – damit sind Sie in allen 
Märkten präsent und stets à jour !

Gemeinsam mit Ihnen entwickeln 
wir die optimale Lösung für 
Ihre individuellen Ansprüche.

Printmedien

 Kataloge

 Broschüren

 Formulare

 Booklets

Neue Medien

  CD-ROM / DVD, auch mit Internet- 
und / oder Datenbankanbindung

  Multimediale Präsentationen 
( Flash, Video, Audio )

 Ausfüllbare Formulare ( PDF )

 Digitale Beilagen zu Printprodukten

Kompetenzen und Dienstleistungen

 Konzept und Gestaltung

 Druckvorstufe

 Korrektorat

  Konvertierung ab diversen 
Datenbanken, Mac- oder PC-Daten

 Datenaufbereitung mit Verlinkungen

 Individuelle Programmierungen

Offsetdruck

 CTP-Belichtung

 Sublima-Rastertechnologie

  Qualität auf modernsten Mehrfarben-
maschinen im Schichtbetrieb

 Bis Format A1 ( 70 × 100 cm )

Digitaldruck

  Kleine bis mittlere Auflagen 
in bester Druckqualität

 Vierfarbig, schwarzweiss

 Personalisieren ( Bild / Text )

 Papier bis 300 gm² ( 36,4 × 57,2 cm )

KATALOGE

 PRINTMEDIEN   NEUE MEDIEN   DIENSTLEISTUNGEN

Ihr Event beginnt mit der Einladung.

«You never get a second chance 
to make a first impression ! »

Verleihen Sie Ihrem Anlass vom 
ersten Augenblick an eine unverwech-
selbare Identität. Betreuen Sie 
Ihre Gäste rund um den Event, und 
führen Sie sie persönlich von 
Attraktion zu Attraktion.

Printmedien

 Eventlogo

 Einladungen

 Programme

 Tagungsunterlagen

 Badges

 Beschilderungen

 Rolldisplays

 Menukarten

 Souvenir-Tickets

 Fotoalben

Neue Medien

Halten Sie Ihre Kundschaft auf 
dem Laufenden – vor, während und 
nach dem Event.

 Newsletters

 Websites

 Fotogalerien

  CD-ROM / DVD

  Multimediale Präsentationen 
( Flash, Video, Audio )

Personalisieren

Personalisierte Drucksachen verleihen 
Ihrem Anlass die entscheidende 
individuelle Note, die ihn für Ihre Gäste 
attraktiv macht. Dank unserem 
Digitaldruckangebot können wir Ihre 
Wünsche schnell und preiswert 
verwirklichen.

 Individuelle Adressierung und Anrede

 Zielgerichtete Textvariabilität

 Namensschilder

 Zertifikate

Sihldruck AG
Binzstrasse 9
8045 Zürich
Telefon 044 295 97 97
Telefax 044 295 97 98
www.sihldruck.ch

EVENTDRUCKSACHEN

 PRINTMEDIEN   NEUE MEDIEN   DIENSTLEISTUNGEN

Print-on-Demand

Dank digitalem Datenhandling, hoher 
Effizienz in der Produktion und unserem 
Lieferservice erhalten Sie Ihre Druck-
sachen genau dann, wenn sie benötigt 
werden.

Personalisieren

Nutzen Sie die Vorteile des One-to-One-
Marketings durch die neuen und 
 wirtschaftlichen Möglichkeiten des 
Digitaldrucks, und verleihen Sie 
Ihrer Botschaft mehr Beachtung ! 
Kontaktieren Sie uns auch für 
den bildpersonalisierten Digitaldruck.

Kreative Papierwahl

Die Zeiten des auf wenige Spezial-
papiere beschränkten Digitaldrucks 
nähern sich dem Ende – zumindest 
bei uns. Denn die revolutionäre iGen4 
verarbeitet, bei gleichbleibend 
hoher Geschwindigkeit, eine Vielzahl 
bewährter Papierqualitäten, 
wenn nötig auch verschiedene 
Sorten gleichzeitig.

Als erster Fachbetrieb in der Schweiz, 
der das digitale Farbproduktions-
system von Xerox eingeführt und damit 
diese neuen Mög lichkeiten eröffnet 
hat, können wir Sie kompetent und voll -
umfänglich beraten.

iGen4
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DIGITALDRUCK

 PRINTMEDIEN   NEUE MEDIEN   DIENSTLEISTUNGEN

 www.webgearing.com

Lösungen

 Content-Management mit TYPO3

 Statische Internetauftritte

 Web-Applikationen

 Flash-Banner und Flash-Animationen

 Suchmaschinenoptimierung

 E-Mail-Marketing

Beratung und Konzeption

Gemeinsam mit Ihnen und unserer 
Partnerfima webgearing ag entwickeln 
wir die optimale Lösung für Ihre 
individuellen Ansprüche.

 Strategische Planung und Analyse

 Grob- und Feinkonzepte

 Storyboards und Pflichtenhefte

 Schulung

Kreation

 Screen- / Webdesign

 Corporate-Design-Umsetzungen

 Navigations- und Farbkonzepte

Umsetzung

Bei der Umsetzung legen wir grossen 
Wert auf Benutzerfreundlichkeit und 
Einhaltung der W3C-Standards. Dabei 
kommen folgende Techniken zum 
Einsatz:

 PHP und MySQL

 XHTML 

 CSS

 Javascript / AJAX

 Flash / ActionScript

Sihldruck AG
Binzstrasse 9
8045 Zürich
Telefon 044 295 97 97
Telefax 044 295 97 98
www.sihldruck.ch

Partner:

INTERNET

 PRINTMEDIEN   NEUE MEDIEN   DIENSTLEISTUNGEN

Sihldruck AG
Binzstrasse 9
8045 Zürich
Telefon 044 295 97 97
Telefax 044 295 97 98
www.sihldruck.ch

Konzept und Gestaltung

In-house oder in Zusammenarbeit mit 
Partnern aus der Werbeindustrie 
konzipieren, entwerfen und gestalten 
wir Ihren Jahresbericht unter Ein-
haltung Ihres Corporate Designs ( CD ).

Druckvorstufe

 Datenübernahme

 Textverarbeitung

 Seitengestaltung

 Bildberatung

 Suche in Bilddatenbanken

  Professionelle Bildbearbeitung 
( schwarzweiss, Duplex, 
vierfarbig, Retouchen )

 Korrektorat

  Konvertierung ab Datenbanken, 
Mac- oder PC-Daten

Offsetdruck

 CTP-Belichtung

 Sublima-Rastertechnologie

  Qualität auf modernsten Mehrfarben-
maschinen im Schichtbetrieb

 Bis Format A1 ( 70 × 100 cm )

Digitaldruck

  Kleine bis mittlere Auflagen 
in bester Druckqualität

 Vierfarbig, schwarzweiss

 Personalisieren ( Bild / Text )

 Papier bis 300 gm² ( 36,4 × 57,2 cm )

Veredelungen

 Lackieren

 Laminieren

 Folien- und Blindprägen

 Stanzen

Weiterverarbeitung

 Rillen

 Schneiden

 Falzen

 Wiro-Bindungen

 Klebebinden

 Drahtheften

 Diverse Ausrüstarbeiten

  Einzel- und Massenversand 
sowie Postaufgabe

JAHRESBERICHTE



In der Schweiz verletzen sich jährlich mehr Menschen
bei Stolperunfällen als bei Autounfällen.

R
u
f
L
a
n
z

In der Schweiz erleiden jährlich rund 295 000 Menschen einen Stolper- oder Sturzunfall. Oft mit
fatalen Folgen. Viele dieser Unfälle liessen sich mit wenig Aufwand vermeiden: Beseitigen Sie
Stolperfallen und benutzen Sie auf Treppen den Handlauf. Konzentrieren Sie sich auf den Weg und
nicht auf Ihr Handy oder die Zeitung. Weitere Präventionstipps finden Sie auf www.stolpern.ch.
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